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Liebe Leser und Leserinnen, 

man sagt den Deutschen nach, dass sie gerne jammern und manch einer sieht sie sogar als Weltmeister 
in dieser Disziplin. Und es muss etwas dran sein, denn immerhin findet Google die Kombination 
"Jammern und Deutschland" 84.300-mal in den Weiten des Internets.  

So gesehen befänden wir uns also in bester Gesellschaft, wenn auch wir in diesem Querschnitt nur 
jammern würden. Doch dummerweise macht uns das gar keinen Spaß. Also kombinieren wir das 
Angenehme mit dem Unangenehmen und sagen erst einmal Danke. Denn das macht uns Spaß.   

Also: BITS gäbe es bereits nicht mehr, wenn es Sie nicht gäbe. Ja, Sie haben richtig gelesen! Ohne 
Ihre Spenden, mit denen Sie uns nach unserem Hilferuf im Frühjahr 2004 unterstützt haben, gäbe es 
uns heute nicht mehr. Etwas mehr als 15.000 Euro, anderthalbmal soviel wie erhofft, kamen damals 
als Antwort auf  unsere 300-400 Bettelbriefe zusammen. Dafür sagen wir Ihnen allen gleich noch mal 
ein ganz dickes Danke. 

Ein Großteil der Spenden kam von Privatpersonen. Wir trauten unseren Augen teilweise kaum, als die 
Kontoauszüge kamen und wir sahen, wer sich mit 500, 1.000 oder sogar 2.000 Euro beteiligte, um 
unser Überleben zu ermöglichen. Initiativen haben bei ihren Treffen spontan für uns gesammelt. 
Einige Freunde haben uns detaillierte Ausführungen über ihre akuten Zahlungsverpflichtungen 
geschickt um uns zu erklären, warum sie gerade nicht spenden können, obwohl sie es gerne würden. 
Kaum einer unserer Briefe blieb ganz ohne Reaktion. Auch das hat uns gezeigt, dass Sie unsere Arbeit 
schätzen, und ebenso wie wir glauben bzw. hoffen, dass wir weiter machen können.  

Wir haben natürlich auch etwas getan, um BITS das Überleben zu ermöglichen: Wir haben sehr viel 
gearbeitet und etliche Projekte realisiert, die zum Überleben von BITS beigetragen haben. Unsere 
Partner waren Oxfam-Deutschland, Greenpeace-Deutschland, die Europa-Abgeordnete Angelika 
Beer, die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, die Heinrich Böll Stiftung und das 
Bonner Internationale Konversionszentrum BICC. Das Resultat aller Bemühungen haben Sie gerade 
vor Augen: Das Jahr 2005 hat begonnen, BITS gibt es noch und wir können Ihnen – auch als 
symbolisches Dankeschön – unseren "Querschnitt 2004" vorlegen.          

Leider kommen wir auch nicht darum herum, klar zu sagen, dass sich unsere Situation im letzten Jahr 
strukturell nicht wesentlich verbessert hat. Auch das Jahr 2005 scheint für uns eine ähnliche 
Hängepartie wie 2004 zu werden. Zwar gibt es zu Beginn des neuen Jahres schon erste interessante 
Projekte, mit denen wir die ersten Monate des Jahres überleben können. Die zweite Jahreshälfte aber 
(20-30.000 Euro Grundkosten) steht derzeit noch völlig in den Sternen. Das alles funktioniert nur, 
weil alle BITS-Mitarbeiter viel ehrenamtliche Arbeit in die Projekte stecken und sich mit minimalen 
Honoraren zufrieden geben. Eine dauerhafte Finanzierung für BITS zu finden, war 2004 in Zeiten 
knapper Kassen und rigorosen Sparens aber einfach nicht möglich.  

Ein kurzer Blick auf die Welt, mit Stand Dezember 2004, ergibt gute Gründe, warum BITS als 
unabhängiges Forschungsinstitut erhalten bleiben muss und weiter arbeiten sollte: 

Die Sicherheitslage im Irak ist immer noch katastrophal. Man hält an den geplanten Wahlen im Januar 
fest, aber wie es gelingen kann, einen stabilen, sich demokratisch und wirtschaftlich entwickelnden 
Irak aufzubauen, das weiß niemand. Immer wieder werden in Deutschland und anderswo 
Terrorverdächtige festgenommen, doch der von George W. Bush ausgerufene "Krieg gegen den 
Terrorismus" kommt nicht wirklich von der Stelle. Im Gegenteil: Man muss sich inzwischen fragen, 
ob die Nah- und Mittelostpolitik der U.S.-Administration und die Bekämpfung des Terrorismus nicht 
mehr Terrorgefahren hervorrufen als sie beseitigen. In Israel ist die Regierungskoalition zerbrochen 
und nach Arafats Tod bereiten die Palästinenser die Wahl eines Nachfolgers vor. Ergibt sich daraus 
wirklich eine neue Chance für Frieden? Ob die Zusage des Irans sein Atomprogramm zu stoppen von 
Dauer ist, wird die Zeit zeigen. Der europäische Versuch einer diplomatischen Lösung braucht, um zu 
funktionieren, letztlich die politische Unterstützung Washingtons. Die aber ist ungewiss. Sollten die 
USA dagegen mit dem Säbel rasseln, kann schnell ein neuer Krieg am Golf drohen. Die Europäische 
Union hat mit der Mission ALTHEA in Bosnien-Herzegowina ihre bisher größte Militäraktion 
begonnen. Jetzt trägt sie in allen wichtigen Bereichen des Friedens- und Wiederaufbauprozesses in 
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diesem Land Verantwortung. Gelingt es ihr, eine funktionierende Gesamtstrategie für Bosnien zu 
erarbeiten? In Deutschland muss sich die Bundeswehr mit fragwürdigen Ausbildungsmethoden 
etlicher Ausbilder auseinandersetzen und die Bundeswehrreform ist immer noch eine riesige 
Baustelle. Immer wieder ventiliert die Bundesregierung fragwürdige Rüstungsexportvorhaben. So 
erschreckend es ist, die Welt wird derzeit nicht sicherer. Die Liste der Probleme kann schnell noch 
länger werden. 

Damit diese Liste vielleicht irgendwann auch mal wieder kürzer wird, wollen wir in diesem 
Querschnitt, im Gegensatz zu den Vorgängern, das Augenmerk auch auf ein aktuell laufendes 
Zukunftsprojekt richten. Im Rahmen des anstehenden Einstein-Jahres 2005 haben wir das Konzept 
"Bürger Einstein" mit entwickelt, um nicht nur an den begnadeten Physiker zu erinnern, sondern auch 
an den politischen Menschen, den Bürger Einstein. "E=mc²" -- Einstein = modern, couragiert, 
Citoyen. Vielleicht – so unsere Hoffnung – trägt die Beschäftigung mit Albert Einstein, seinem 
provokanten, querdenkerischen und unbequemen Denken ja auch dazu bei, Menschen heute zu 
ermutigen, wieder etwas provokanter und unbequemer zu denken und zu handeln. Unseren 
internationalen Aufruf, sich dem politischen Erbe Einsteins zu stellen, haben sich mehr als 30 
Nobelpreisträger, etliche Träger des alternativen Nobelpreises und zahlreiche weitere Wissenschaftler-
Innen angeschlossen. 

 
Ihre BITS MitarbeiterInnen 
 

 

Falls Sie einen Beitrag zum Erhalt und zur Arbeit von BITS leisten wollen, hier noch mal die Daten: 

BITS-FV  
Konto 577005-107,  
Postbank Berlin,  
BLZ 100 100 10 

Der BITS-Förderverein e.V. ist als gemeinnützig im Sinne der Förderung der Wissenschaften 
anerkannt. Bitte geben Sie bei Überweisungen möglichst Ihre Adresse an um die Erstellung und 
Zusendung der Spendenquittungen zu erleichtern.   

 

 

 

 

BITS Eigenproduktionen: 
 

Abbau, Umbau, Umzug 
Die Transformation der US-Streitkräfte in Europa 
Otfried Nassauer, BITS Research Note 04.1, September 2004 - ISSN 1434-7687 

Sting oder Stinger 
Tragbare Flugabwehrraketen als Risikofaktor 
Susanne Härpfer, BITS Research Note 05.1, Januar 2005 - ISSN 1434-7687 

Unsere Eigenpublikationen können gegen ein geringes Entgeld, das sich nach dem Umfang der Papiere richtet, bei uns 
oder über dem Buchhandel bestellt werden. Eine komplette Liste der lieferbaren Publikationen können Sie bei uns 
anfordern oder auf unserer Webseite als PDF-Datei downloaden.  
Im Internet haben Sie auch die Möglichkeit alle BITS-Publikationen kostenfrei nachzulesen. 
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BITS in den Medien – einige von über 300 Beispielen aus dem Jahr 2004 
 
 

 

 

 

 

 
Ein Beitrag der in der deutschen 
Zeitschriftenlandschaft Wellen 

geschlagen hat. Das Polit-Magazin 
"Frontal 21" vom ZDF deckt den 
Einsatz deutscher Panzer gegen 

Kurden in der Türkei auf. Am 19. 
Oktober ausgestrahlt, wurde das 
Thema anschließend von allen 

großen Zeitschriften aufgegriffen. 

 "Wir kommen zur Sache" lautet der 
Werbeslogan des Nachrichtensender 
N24. Immer wieder fragt der Sender 

bei BITS an, um "zur Sache" eine 
Expertenmeinung zu bekommen. 

Zum Beispiel am 27. Februar  über 
die deutsch - amerikanischen Be-

ziehungen, am 02. und 31. März zur 
Situation im Irak oder zur Lage in 

Spanien nach den Anschlägen am 12. 
März und 02. April 2004. 

 Synergieeffekte bei der Pro Sieben/ 
SAT 1 Media AG. Wenn man schon 

mal einen Experten im Haus hat, 
kann er noch schnell in eine weitere, 

Nachrichtensendung des Unter-
nehmens befragt werden. So 

geschehen am 31. März und am 02. 
April. Im Anschluß der N24 

Interviews zu Gast im 
Nachrichtenstudio von SAT 1. 

     

 

 

 

 

 
Am 29. März 2004 war die NATO-

Osterweiterung und ihre Folgen 
Thema eines Interviews mit MDR 

Info. 

 Die Beziehungen zwischen 
Deutschland und den Vereinigten 
Staaten stand im Mittelpunkt des 

Interviews mit der Deutschen Welle 
am 25. Februar 2004. 

 Dasselbe Thema wie nebenstehend, 
aber ein anderer Sender - 

Deutschlandradio, ebenfalls am 25. 
Februar 2004. 

     

 

 

 

 

 
"Wohin marschiert die 

Bundeswehr?" fragt Tagesschau.de 
als Überschrift für das Online 

Dossier mit Beiträgen zur 
Bundeswehrreform. Im Januar 2004 

wurde darin der Beitrag "Von der 
Reform zur Transformation" 

veröffentlicht. 

 Volker Wieprecht und Robert 
Skuppin, Moderatorenduo beim 

RBB-Sender Radio Eins, fragten am 
16. November nach einer 

Einschätzung der transatlantischen 
Beziehungen unter der zukünftigen 

U.S. Außenministerin Rice. 

 "Von der Abschreckungsarmee zur 
Eingreiftruppe - Die Folgen der 
Bundeswehrreform" war am 18. 

November 2004 das Thema in der 
Diskussionssendung SWR2 Forum. 
Mit Bernhard Gertz und Winfried 
Nachtwei diskutierte Christopher 

Steinmetz vom BITS. 

     

 

 

 

 

 
Bei Interviews mit dem RBB Sender 

InfoRadio ging es z.B. um das 
Treffen der NATO 

Verteidigungsminister (29. Juni 
2004) oder um die deutsche 

Rüstungsexportpolitik (04. Oktober). 

 Neben anderen Medien berichtet 
auch das Magazin "der Stern" (15. 

April) über die neuen Atom-
waffenpläne der amerikanischen 
Regierung und fragten uns nach 
fachmännischer Einschätzung. 

 Abgefragt vom Deutschlandfunk 
wurden unsere Einschätzungen u.a. 
zum Besuch von US-Präsident Bush 
in Europa (05. Juni 2004), zur Folter 
irakischer Gefangener (10. Mai), und 
zur Lage in Fallujah (10. November). 

     

 

 

 

 

 
Das ist das Praktische, wenn man an einer Dokumentation für die ARD mitarbeitet. Man ist nachher auf vielen Kanälen zu 

sehen. Die Filmproduktion Fact-Film produzierte für den RBB die Sendung "High-Tech für die Bundeswehr", dort 
ausgestrahlt am 19. Februar 2004. Phoenix zeigte diese Dokumentation am 11. Mai 2004 zur besten Sendezeit, genauso 

wie 3sat am 29. November 2004. 
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BITS im Internet: www.bits.de 

Wie im letzten Querschnitt bereits angekündigt, gab es Anfang des Jahres einen erneuten 
Providerwechsel. Nach Insolvenz des bisherigen mussten wir Ende 2003 über Nacht eine Notlösung 
organisieren und wollten jetzt wieder eine dauerhafte Lösung herstellen.  

Die Einrichtung der Postfächer für unsere Emails und das Aufspielen unserer Homepage Dateien ging 
schnell von statten. Unsere Statistik zeigte uns allerdings, das es ein Problem gab. Die Besucherzahlen 
blieben weit hinter den gewohnten Zahlen zurück. Wir mussten feststellen, dass wir von Google kaum 
noch gefunden wurden. Wenn Google dann doch mal ein paar Seiten gefunden hat, dann komplett 
ohne Beschreibung oder Seitennamen, sondern nur mit den wenig hilfreichen Dateinamen wie z.B. 
rr03-1.htm (unsere Israelstudie aus dem Vorjahr).  

Jeder, der sich ansatzweise mit dem Internet beschäftigt hat, weiß, dass es auf Dauer der "Tod" jeder 
Webseite ist, wenn Google einen nicht findet. Bei einem Marktanteil von über 78,5 % (Quelle: 
WebHits, Dezember 2004) kein Wunder. Also haben wir rotiert, gelesen und verzweifelt nach dem 
Fehler gesucht. Im Mai sind wir fündig geworden, wie auch unsere Statistik zeigt. In dem Monat fing 
sich die Besucherzahl, bevor sie sich im Juni langsam dem gewohnten Niveau näherte. Und das ganze 
wegen einer einzigen, nur 2 Zeilen umfassenden Datei mit dem Namen "robot.txt". Darin legt man 
Verhaltensregeln für die Suchmaschinen fest, z. B. wenn bestimmte Ordner nicht durchsucht werden 
sollen. Warum Google diese Datei auf dem neuen Server partout nicht verstehen wollte, wissen wir 
bis heute nicht. Wir haben das Problem gelöst, indem wir die Datei gelöscht haben.  

Entwicklung der Homepage www.bits.de im Jahr 2004 

 

Bedingt durch dieses virtuelle Phänomen ist das Zusammenfassen aller von uns angemieteten 
Domains etwas nach hinten gerutscht. Es war wichtiger dafür zu sorgen, dass Google unsere Texte 
wenigstens über unsere Ausweichdomains auf zwei anderen Servern fand. Immerhin konnten wir im 
September Vollzug melden. Seit dem sind die Zusatzdomains bitsberlin.de, bits-berlin.de, 
waffenexporte.de und friedensforschung.org wieder zusammengefasst und auf einem Server. Und 
BITS ist nur noch Kunde bei einem Internet-Provider – zeitweise gab es vorher Verträge mit 3 
Anbietern. 
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Entwicklung der Besucher pro Tag (im Durchschnitt) 

 

Leider macht sich (weiterhin) unsere knappe Finanzlage auch bei unserer Homepage bemerkbar. Es 
gelingt uns zwar den aktuellen Teil relativ zeitnah zu aktualisieren und gut zu pflegen, dafür leiden 
unsere Archive, weil längst fällige Aktualisierungen wegen fehlender Mitstreiter ausbleiben müssen. 
Immerhin, nach einiger Tüftelei ist unsere Militärische Abkürzungsdatenbank seit Mai wieder 
funktionstüchtig und online erreichbar. Alles in allem steigen die Besucherzahlen seit Oktober weiter 
an und sind über Vorjahresnivaeu. Ein versöhnlicher Jahresabschluss nach einigem Auf und Ab. 

2004 haben wir noch eine weitere 
Homepage entwickelt, die ein neues 
Projekt von BITS begleitet.  

Am 08. Juni 2004 ging diese Homepage, 
zeitgleich mit einer Pressekonferenz, die 
das neue Projekt näher vorstellte, ins 
Netz. Unsere Webseiten zum inter-
nationalen Einstein Jahr 2005. Zu finden 
in der virtuellen Welt unter 
http://www.einstein.bits.de.  

Noch sind hier die monatlichen 
Besucherzahlen auf einem Niveau, das 
unsere BITS-Homepage täglich erreicht. 
Doch auch hier geht der Trend eindeutig 
nach oben und wird sich 2005 aufgrund 
des Einstein Jahres mit Sicherheit weiter 
positiv entwickeln. 

 

 

Webseite zum internationalen Einstein Jahr 2005 
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Eine Auswahl von Vorträgen und Diskussionen im Jahr 2004 
 

28. Februar 2004 "Transatlantik-21" 
amerikanisch-deutsch-internationales Seminar zu den zukünftigen transatlantischen 
Beziehungen, Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation, Strausberg 

22. März 2004 "Zwischen Gehorsam und Rivalität – transatlantische Beziehungen im Wandel" 
Friedrich Ebert Stiftung Berlin 

26. April 2004 Stellungnahme zur Öffentlichen Anhörung Entwurf eines 11. Gesetzes zur 
Änderung des AWG und der AWV,  
Sachverständigen Anhörung im Deutscher Bundestag 

26. April 2004 "Die GASP der EU – Emanzipation durch Militarisierung, Gibt es 
Friedenspolitische Alternativen in der EU ?"  
Helle Panke e.V., Berlin 

08. Mai 2004 "IPPNW Atomkongress 2004 - Nuklearer Schirm unerwünscht" 
Urania, Berlin 

21. Mai 2004 "EU und NATO: Unterschiedliche Ziele, Geschwindigkeiten und Räume der 
Integration" 
Institut für Internationale Beziehungen, Kiew (Ukraine) 

24 – 25 Mai 2004 "9/11-3/11: What Now? What Next? Trans-Atlantic Cooperation at a Crossroads: 
Old Issuses and New Answers" 
Hungarian Atlantic Council, Budapest (Ungarn) 

09. Juni 2004 "Militarisierung der EU und die europäische Rüstungsindustrie"  
Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung & BUKO Kampagne stoppt 
den Rüstungsexport, Bremen 

04 – 10. Juli 2004 "Die Wiedergeburt Europas" 
Österreichisches Studienzentrum für Friedens- und Konfliktforschung, Burg Schlaining 

21. Juli 2004 "Neue Sicherheitspolitik – mehr als ein Schlagwort?" 
Netzwerk Sicherheitspolitik, Marburg 

07. September 2004 "Neu Nachdenken über die Nachrüstung:  
Kontrahenten von damals - Heute im Gespräch" 
Haus der Geschichte Baden-Württemberg, Stuttgart 

21. September 2004 "Die USA – Weltmacht außer Kontrolle" 
Urania, Berlin 

22.-24. Oktober 2004 "Desinformation als Waffe im politischen Meinungskampf" 
Evanglische Akademie Loccum 

30. Oktober 2004 "Rüstungsindustrie zwischen Markt und Moral - die NGO-Perspektive" 
Studiengruppe der Stiftung der Deutschen Wirtschaft, Potsdam 

13./14. November 2004 "Streitfragen rot-grüner Exportpolitik" 
Fachtagung Aussenpolitik der Grünen, Hannover 

15. November 2004 "Sicherheit und Kommunikation" 
Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation, Strausberg 

16. November 2004 "Deutsche Rüstungsexporte auf dem Weg in die Normalität" 
Evangelische Studiengemeinschaft, Chemnitz 

01. Dezember 2004 "Israel, USA und die Schurkenstaaten im Nahen Osten" 
SPD-Berlin 

03. Dezember 2004 "Empfehlungen des VN-Menschenrechtsausschusses an die Bundesregierung" 
Fachgespräch deutsches Institut für Menschenrechte, Berlin 

10. Dezember 2004 "European Defense Agency: An instrument for European militarisation" 
Fraktion der Europäischen Vereinigten Linken im Europäischen Parlament, Brüssel 
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Passiert – Notiert - Zitiert 
Von diesen Medien wurde BITS 2004 kontaktiert und/oder zitiert: 

3sat-TV 

Aargauer Zeitung 

Afp 

Al Arabia TV 

Akahata (Japan) 

Antenne Bayern-Parisius 

Antenne Hit-Radio 1(Hannover) 

AP 

ARD-Hörfunk 

ARD-Morgenmagazin 

Asahi Shinbum (JP) 

Bayern 2 

BBC-Europe today 

Bundeswehr aktuell 

Blätter für deutsche und 
internationale Politik 

Burda-Verlag 

Berliner Zeitung 

Capital 

Channel 4 TV (UK) 

Defense News 

Deutsche Welle 

Deutschlandfunk 

Deutschlandradio 

Die Tageszeitung 

Die Welt 

Die Zeit online 

DJF-Quarterly 

Dnevnik 

Dpa-audio 

Frankfurter Rundschau 

Friedensjournal 

FTD 

Greenpeace Magazin 

Handelsblatt 

HR 1 - 

Impulse 

Info Radio 

Inesap-bulletin 

Iranischer Rundfunk (D-Prog) 

Jüdische Allgemeine 

Jungle World 

Kabel 1 

Kansas City Morning Star 

Klett-Spiegel 

Knight Ridder NS 

Kölnische Rundschau  

Kontraste (SFB) 

Korea online 

L’Express (FR) 

La Vanguardia (ES) 

Marburg News 

Monitor (WDR) 

MDR-Info 

N 24 Nachrichten 

N 24 Morgenreport 

N 24 Börse am Morgen 

N 24 Streitgespräch 

NDR 2 (Mittagsmagazin) 

NDR, Panorama 

NDR, TV-Kiel 

NDR, Streitkräfte+Strategien 

Neues Deutschland 

Novinite (Sofia News Agency) 

NTV am Mittag 

NTV Nachrichten 

NTV-Sondersendung 

oekotopp.de 

ORF-Tagesthemen 

ozgür politika (TR) 

Phoenix – TV 

PPNA (POL Nachrichtenag) 

Radio ffh 

Phoenix TV 

PPNA (POL Nachrichtenag) 

Radio ffh 

RBB-Kultur 

RBB-radioeins Der Tag 

Reuters 

Reuters TV 

Reuters TV English 

RFE/RL 

RFE/RL-online 

RTL-Nachrichten 

SAT-1 Nachrichten 

Sonntagsblick (CH) 

Spiegel 

Spiegel online 

Spiegel-TV 

Stars and Stripes 

Stern 

Stern-online 

Straßenfeger 

SWR – Landesfunk 

Tagesschau-online.de 

Tagesspiegel 

Telepolis (Heise) 

Ung.Rundfunk Magyar Radio 

Ungarischer Rundfunk online 

Vox-Nachrichten 

Wall Street Journal 

Washington Post 

Washington Report on Middle East 
Affairs  

WDR - Einslive 

WDR 5 Am Morgen 

WDR-Funkhaus Europa 

WDR-Monitor 

Wissenschaft und Frieden 

Weserkurier  

Y-Magazin 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 10. Januar 2004 

 

Noch mehr Einfluss - Europäische Rüstungslobbies in 
Brüssel vor Zusammenschluss 
Christopher Steinmetz 

Während die Politiker in Brüssel noch über das Für und Wider einer 
gemeinsamen EU-Rüstungspolitik verhandeln, haben die beiden größten 
europäischen Interessenverbände der Rüstungsindustrie bereits die Weichen 
gestellt für eine Fusion im Frühjahr. Damit wird die europäische 
Rüstungslobby auch 2004 den europäischen Regierungen wieder einen Schritt 
voraus sein. Die Rede ist vom Zusammenschluss der European Defense 

Industries Group - kurz EDIG - und der Association Européenne des Constructeurs de Materiél Aérospatial / 
AECMA. 

Die AECMA vertritt die Interessen der Luftfahrtindustrie der EU-Staaten, Polens und der Tschechischen 
Republik. Das politische Gewicht des Verbandes in Zahlen: Der Gesamtumsatz der Mitglieder wird für 2002 
auf 75 Milliarden Euro geschätzt, ein Drittel davon fällt auf den Rüstungssektor. Beschäftigt werden rund 
410.000 Menschen. 

Der andere Verband, die EDIG, wurde 1976 gegründet. 1990 als gemeinnützige Organisation anerkannt, erhielt 
sie per Vertrag 1993 einen Sonderstatus als Ratgeber und Beobachter bei der Westeuropäischen Union. Dort 
vertritt sie die Interessen der 15 nationalen Rüstungsverbände der Mitgliedsstaaten der Westeuropäischen 
Rüstungsgruppe innerhalb der WEU. Die Mitglieder des Rüstungsverbandes EDIG erzielten 2002 einen 
Umsatz von schätzungsweise 50 Milliarden Euro. Die Zahl der Beschäftigten liegt bei 400.000. Im Oktober und 
November wurden bei der EDIG und der AECMA die letzten Weichen für den Zusammenschluss gestellt. Und 
inzwischen scheint auch der kleine Lobbyverband der Raumfahrtindustrie, Eurospace, mit von der Partie zu 
sein. 

Die geplante Bündelung der Lobbyaktivitäten kommt aber nicht überraschend. Mit den Vorbereitungen dafür 
war in den beiden europäischen Interessenverbänden bereits vor zwei Jahren begonnen worden. Schon seit 
längerem koordinieren sie ihr Vorgehen, wenn es darum geht, die EU-Politik zu beeinflussen. Etwa bei der 
Beratertätigkeit für das EU-Strategiepapier für die Luftfahrtindustrie im 21. Jahrhundert. Die Fusion ist nur die 
letzte Konsequenz der politischen Entwicklungen in der EU und wurde besonders durch zwei Aspekte 
gefördert. 

Als erstes ist die Interessenidentität zu nennen. Alle Unternehmen und nationalen Verbände sind sich darüber 
einig, dass es einen freien EU-Binnenmarkt für Rüstungsgüter geben muss, dass es EU-Fördertöpfe für 
militärische Forschungs- und Entwicklungsprogramme geben soll, und dass generell die politischen 
Entscheidungskompetenzen gebündelt werden müssen, z.B. bei Rüstungsexporten und Beschaffungsfragen. 
Natürlich haben kleine- und mittelständische Unternehmen teilweise andere Interessen als die transnationalen 
Konzerne. Die Luftfahrtbranche, als vollintegrierter Industriezweig, hat andere Zielsetzungen als der kleinteilig 
strukturierte Rüstungssektor für landgestützte Waffensysteme. Trotz allem gibt es derzeit einen Konsens, dass 
es gegenwärtig auf europäischer Ebene vor allem um das große Ganze der zukünftigen Rüstungsstrukturen 
geht. Danach kann man immer noch über das "Kleingedruckte" streiten. 

Zweitens geht es um das zukünftige politische Gewicht der Lobbyverbände in den EU-
Entscheidungsprozessen, da die WEU ihre Aktivitäten weitestgehend einstellen wird. Die Rüstungslobby geht 
davon aus, dass sie nach Überführung der letzten Aufgaben der Westeuropäischen Rüstungsgruppe in die 
Zuständigkeit der EU dort nicht automatisch erneut eine monopolartige politische Sonderstellung erhalten wird. 
Die Folge: Die EDIG müsste sich im Kampf um die Aufmerksamkeit der Politiker und Bürokraten 
beispielsweise gegen Automobil- oder Chemieverbände durchsetzen. Die Fusion mit der größeren Luftfahrt-
Lobby würde dieses Problem entschärfen. 

Umgekehrt hat auch die AECMA ein Interesse an einem Zusammenschluss. Denn fast alle großen 
Luftfahrtunternehmen haben ein starkes Standbein im Rüstungsbereich und pflegen dieses u.a. als 
Auftragsreserve in Zeiten wirtschaftlicher Flaute. Darüber hinaus drängen die Luftfahrtriesen zunehmend auch 
in andere Rüstungssparten. Gegenüber der EU-Kommission und dem Europäischen Konvent hat der 
Lobbyverband daher immer wieder betont, dass die Sektoren Luftfahrt, Raumfahrt und Rüstung sich 
gegenseitig bedingen und daher zusammen behandelt werden müssen: Es dürfe keine sektorale 
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Herangehensweise geben. Gemeinsam werden der Rüstungsverband EDIG und die Luftfahrt-Vereinigung 
AECMA außerdem alles versuchen, um den gegenwärtigen Sonderstatuts der Westeuropäischen 
Rüstungsgruppe in die EU zu retten. Das Ziel ist dabei, als anerkannte "strategische Industrie" noch besser 
Einfluss auf die Politik nehmen zu können. 

Dank des privilegierten Informationszuganges ist es der Rüstungslobby EDIG bereits in den vergangenen 
Jahren gelungen, immer besser die politische Agenda mitzubestimmen. Deutlichste Belege dafür waren 
entsprechende Stellungnahmen und Berichte der EU-Kommission, die unter Mitwirkung der EDIG entstanden 
sind und derzeit die Debatten bestimmen. Dazu gehört beispielsweise der Report über die "Herausforderungen 
für die Europäische Rüstungsindustrie" von 1996 oder der ein Jahr später samt Aktionsplan vorgelegte Bericht 
zur "Umsetzung der Unionsstrategie im Bereich der Verteidigungsindustrie". Außerdem war der Verband u.a. 
an den Ausschüssen der Westeuropäischen Rüstungsgruppe zur Standardisierung der Rüstungsgüter und zur 
Erarbeitung der einzelnen Forschungsprogramme beteiligt. 

Nach den Beschlüssen des EU-Gipfels von Laeken 2001 verstärkte die europäische Rüstungslobby den Druck 
auf die Brüsseler EU-Akteure. Arbeitsgruppen begannen Expertisen zum Europäischen Unternehmensrecht 
oder dem Nutzen von Informationstechnologien anzufertigen. Gespräche wurden gesucht mit den EU-
Generaldirektionen Forschung, Handel, Industrie und Wettbewerb. Im Rahmen der Arbeit des EU-Konvents 
hat man erfolgreich Kontakte zur Arbeitsgruppe "Verteidigung" geknüpft. Auch einzelne Abgeordnete des 
Europäischen Parlaments wurden gebeten, die Interessen der EDIG in die Verfassungsdebatte einzubringen. 
Am Ende fiel das Resümee der Rüstungslobby positiv aus: Der Abschlussbericht der Arbeitsgruppe enthalte die 
meisten von der Rüstungsindustrie gewünschten Voraussetzungen für einen Europäischen Rüstungsmarkt. 

Der vielleicht sichtbarste Erfolg für die Lobbyverbände in den letzten Jahren war die Aufnahme der 
Finanzierung militärischer Forschungsprojekte in den 6. Rahmenplan für Forschung und Entwicklung der EU. 
Bislang konnten Luft- und Raumfahrtunternehmen nur über sogenannte "Dual use" – Forschungs-programme 
einen Teil der für diesen Sektor verfügbaren Mittel auch in militärische Vorhaben stecken. Dual use – das sind 
Projekte, die sowohl zivil als auch militärisch genutzt werden können. Ab 2004 können EU-Gelder nun auch 
direkt für Rüstungsvorhaben vergeben werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, haben die drei Lobbyverbände seit Ende 2002 ihre Bemühungen in diesem Feld 
koordiniert. Am 30. Juli präsentierten EDIG, AECMA und Eurospace dann der EU-Kommission gemeinsam 
ihre Vorschläge für die inhaltlichen Schwerpunkte und Modalitäten eines Europäischen Forschungsprogramms 
für Sicherheit. Um jetzt bei der zweiten Vergaberunde im Rahmen des 6. Rahmenprogramms besser 
berücksichtigt zu werden, haben die drei Lobbyverbände bereits ein Industrielles Koordinationsgremium für 
diese Forschungsprogramme gegründet. Sie sollen Förderschwerpunkte festlegen, Pilotprojekte entwickeln und 
umsetzen – als "Hilfestellung" für die EU- Kommission. 

Der hohe Aufwand, den die Lobbyverbände in Brüssel betreiben, zeigt, dass die Verantwortlichen von einer 
weiteren Verlagerung der Entscheidungs-kompetenzen und planerischen Zuständigkeiten hin zur EU ausgehen. 
Und dafür wollen sie gewappnet sein. In den nächsten Wochen werden die Modalitäten der künftigen 
Europäischen Beschaffungsagentur festgeklopft. Möglicherweise wird auch eine entsprechende Agentur für 
militärische Forschungsprogramme gegründet. Weitere wichtige Entscheidungen werden bei der Ausgestaltung 
des europäischen Rüstungsmarktes und des Exportes in Drittstaaten getroffen werden. 

Mehr als 10 Jahre konnte die Rüstungslobby in Brüssel für ihre Ideen und Interessen werben – ohne 
gesellschaftliches Gegengewicht. Die Rüstungsverbände gelten dort per se als glaubwürdige Gesprächspartner 
und verfügen sogar über einen privilegierten Beraterstatus. Für die EU-Beamten und Politiker reichte es daher 
aus, zwischen sich und der Industrie den Interessenausgleich zu erreichen. 

Eine Unternehmerweisheit lautet: "Lobbying ist teuer, kein Lobbying ist viel teurer". Diese Aussage wird bis 
heute von Rüstungskritikern und Interessenvertretern der Steuerzahler kaum zur Kenntnis genommen. Dabei 
sollte das Feld in Brüssel nicht wie bisher allein den bisherigen Nutznießern der nationalen Rüstungsetats 
überlassen werden. Demokratische Entscheidungsprozesse auf europäischer Ebene erfordern Transparenz und 
ein Gegengewicht. 
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Berliner Zeitung, 22. Januar 2004 

 

Irans Atom-Knowhow stammt aus Westeuropa 
Niederländische Regierung: Zentrifugentechnologie in deutsch-
holländischem Projekt entwickelt 
Otfried Nassauer 

Die Atomtechnologie, mit der Pakistan und der Iran Uran für militärische 
Zwecke anreichern, kommt aus Almelo in Holland. Dort betreibt die Firma 
Urenco, ein deutsch-holländisch-britisches Gemeinschaftsprojekt, eine 
Urananreicherungsanlage für zivile Zwecke. Das bestätigte jetzt die 
holländische Regierung auf Anfragen im niederländischen Parlament. 

Zudem könne es sein, dass diese Zentrifugentechnologie auch in Nordkorea eingesetzt werde und in Libyen 
habe zum Einsatz kommen sollen. Außenminister Bernard Bot und Wirtschaftsminister Laurens Brinkhorst 
bestätigten, "dass Urenco-Technologie involviert" sei. Die Vorgänge hätten die volle Aufmerksamkeit der 
Kommission, in der Regierungsvertreter der beteiligten Staaten Urenco beaufsichtigen. 

In Pakistan war in der vergangenen Woche der als Vater der pakistanischen Atombombe bekannte Abdul 
Qadeer Khan zusammen mit sieben weiteren Personen verhaftet worden. [Korrektur: Im Hause von Khan 
wurde sein Nachfolger als Leiter des pakistanischen Atomforschungszentrum, Islam-ul Haq, verhaftet] Khan 
hatte in den siebziger Jahren bei Urenco gearbeitet und war stark in Verdacht geraten, Blaupausen der 
verwendeten Zentrifugen gestohlen zu haben. Khan steht auch im Verdacht, Nordkorea, Libyen und dem Iran 
Zentrifugentechnik zugänglich gemacht zu haben 

Inspektoren der Internationalen Atomenergie Organisation IAEO hatten vergangenen Sommer im iranischen 
Natanz ein bis dahin unbekanntes, umfangreiches Anreicherungsprogramm entdeckt, das der Iran als ziviles 
Vorhaben bezeichnete. Nach Auswertung der Inspektionsergebnisse hatte der Direktor der IAEO, El-Baradei, 
am 16. August berichtet, das Programm beruhe auf einem "frühen europäischen Design". Der Iran hat 
inzwischen nach einem Treffen mit drei europäischen Außenministern eingewilligt das Vorhaben einzustellen. 

Libyen betrieb ein unbekanntes kleines Urananreicherungsprogramm, das Ende 2003 bekannt wurde. Ein 
deutscher Frachter, der in Malaysia und in Dubai Fracht für Libyen geladen hatte, wurde nach einem Hinweis 
der CIA nach Italien umgeleitet, wo die Zentrifugenteile an Bord gefunden wurden. Dieser Zwischenfall könnte 
mit dazu beigetragen haben, dass Libyen inzwischen seine Bereitschaft erklärt hat, alle Programme für 
Massenvernichtungswaffen aufzugeben und IAEO-Inspektoren bereits im Land sind. Die Untersuchungen 
gegen Iran und Libyen lieferten der IAEO wichtiges Beweismaterial, um die Herkunft der Technologie zu 
klären. 

IAEO-Experten haben inzwischen ihre Kontrolltätigkeit in Libyen aufgenommen. Die beiden Mitarbeiter der 
Behörde sollen zunächst Daten und Material über das libysche Atomprogramm sammeln, ehe sie - mit weiteren 
Kollegen - mit der eigentlichen Überwachung beginnen können, erläuterte eine Sprecherin. Daneben sind auch 
US-Inspekteure vor Ort. 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 24. Januar 2004 

 

Strucks Streitkräfte-Reform - Durchbruch für eine neue 
und zukunftsfähige Bundeswehr? 
Otfried Nassauer 

Nun beginnt sie also doch, die Reform der Reform der Bundeswehr. 
Verteidigungsminister Peter Struck hat seine Pläne für eine Transformation 
der deutschen Streitkräfte vorgelegt. Der neue Begriff ist auch Programm: Der 
Umbau der Bundeswehr wird als kontinuierlicher Prozess definiert. Als 
permanente Reform. Als Schritt, der die Möglichkeit zu weiteren 
Veränderungen beinhaltet, sobald diese unumgänglich werden. Das Vorhaben 

"Transformation der Bundeswehr" löst sich von den Vorstellungen eines fixen Endergebnisses, einer Reform, 
die abgeschlossen werden könnte. Es löst sich auch von Konzepten, in denen unter der Modernisierung der 
Bundeswehr ein Nachholen oder Aufholen im Vergleich zu den Streitkräftereformen anderer westlicher 
Industrienationen verstanden wird. Das ist richtig, weil ein hochflexibler, an neue Entwicklungen anpassbarer 
Prozess eingeleitet wird, innerhalb dessen überflüssig gewordene Zwischenschritte und Fehler vermieden 
werden können, die andere schon gemacht und erkannt haben. 

Die Vorgaben, die Struck und sein Generalinspekteur, Wolfgang Schneiderhahn, mit den Kernelementen für 
eine neue Konzeption der Bundeswehr machen, sind ebenso klar: Die Bundeswehr wird konsequent auf ihre 
neuen Aufgaben ausgerichtet. Diese liegen im Wesentlichen im Ausland: Bei multinationalen Einsätzen der 
NATO, der Europäischen Union und der UNO. Bei Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und 
Terrorismusbekämpfung sowie zur Unterstützung von Bündnispartnern. Die Landesverteidigung tritt in den 
Hintergrund. Die leistungsfähigsten Kernbereiche der Bundeswehr werden zur Interventionsarmee umgebaut, 
zu einer Interventionsarmee, die – kapazitätsbedingt - nur im multilateralen oder multinationalen Rahmen 
eingesetzt werden kann. Die Möglichkeit zu nationalen Interventionen ist nur im Bereich von 
Evakuierungsoperationen vorgesehen. Selbstbeschränkung durch Selbsteinbindung – so lautet der 
dahinterstehende Gedanke. 

Die Ausrichtung der Bundeswehr auf die neuen Aufgaben erfordert einen weitreichenden Umbau der 
Streitkräfte. Nicht auf die Masse, sondern auf die Klasse kommt es künftig an, auf Wirksamkeit bei der 
Erfüllung der neuen Aufgaben. 35.000 Soldaten der Eingreifkräfte sollen zu jeder Zeit den deutschen Beitrag 
sicherstellen, wenn es um NATO-, EU- und UNO-Einsätze mit Kriegscharakter geht. Für sie gilt: Schnell rein 
und möglichst schnell wieder raus. Für Kriegshandlungen mit hoher Intensität wird mit einer Einsatzdauer von 
wenigen Monaten bis zu einem Jahr gerechnet. 70.000 Soldaten bilden die Stabilisierungskräfte, also das 
Potential, mit dem längere friedenserhaltende und friedensschaffende Maßnahmen durchgeführt und die 
Eingreifkräfte abgelöst werden können. 137.500 Soldaten und 75.000 zivile Mitarbeiter sind 
Unterstützungskräfte in der Heimat und sichern den Grundbetrieb der Bundeswehr. 

Gefordert, so Struck, ist ein bundeswehrgemeinsames Denken, der Blick für die Fähigkeiten der Bundeswehr 
als Ganzes. Konsequenterweise müssen die Teilstreitkräfte Federn lassen, allen voran das bis zuletzt 
widerstrebende Heer, dessen Inspekteur, Gerd Gudera, in dieser Woche zurückgetreten ist. Die oft 
konkurrierenden Teilstreitkräfte werden weiter an Einfluss verlieren. Wenn das Nachfolge-Dokument des 
Blankeneser Erlasses auf dem Tisch liegt, dann werden die Inspekteure nur noch Kommandeure der 
Kommandos ihrer Teilstreitkraft sein. So ergibt es sich aus einem Schaubild in der neuen Konzeption der 
Bundeswehr. Einfluss verlieren werden die Teilstreitkräfte auch auf die Offiziersausbildung, z.B. an der 
Hamburger Führungsakademie. Dort wird bereits an einer Ausbildungsreform gearbeitet. 

Umgebaut wird auch bei der Ausrüstung. Die Bundeswehr muss leichter werden. Sonst kann man sie nicht 
verlegen. Sie braucht neue Fähigkeiten zu weltweiter Aufklärung, Kommunikation und Führung. Sie braucht 
mehr Mobilität. Das klassische Nachfolgedenken der Teilstreitkräfte – nach dem Panzer Leopard 2 kommt der 
Panzer Leopard 3 – ist nicht zukunftsfähig und muss aufgegeben werden. Ebenso das Planen rund um teure 
Waffenplattformen. Auch für die Ausrüstung soll gelten: Der Auftrag der Bundeswehr und dessen wirksame 
Ausführung bestimmen den Bedarf. 

Gespart wird schließlich bei den Standorten. Rund 100 müssen wohl schließen. Weniger Soldaten, weniger 
Material, weniger Standortbedarf. Auch das ist logisch und dennoch – auch von den mehr als 400 
verbleibenden Standorten wird die Bundeswehr nicht alle künftig betriebswirtschaftlich sinnvoll betreiben 
können. 
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Frei von Wermutstropfen ist auch der von Peter Struck kredenzte Longdrink nicht. Trotz vieler richtiger 
Reformschritte dürfte es schwer bleiben, die Bundeswehr nach Strucks Plänen zugleich zu transformieren und 
angemessen zu modernisieren. Das liegt – wie so oft – am lieben Geld. 

250.000 Soldaten kosten zuviel, um im Rahmen der gültigen Haushaltsplanung genug Geld für die notwendige 
Modernisierung der Streitkräfte freizusetzen. 40-70.000 weitere Dienstposten hätten dafür mindestens abgebaut 
werden müssen. Dann aber wäre die Wehrpflicht nicht mehr zu halten gewesen. Diesen Erfolg gönnte Struck 
dem grünen Koalitionspartner nicht - noch nicht. Er hat zunächst eine Struktur geplant, die nur notfalls auch 
ohne Wehrpflichtige auskommt. Eine Struktur, die weiter verschleiert, dass die Hierarchie- und Alterspyramide 
in der Bundeswehr ein wichtiges Problem für deren Reform darstellt: Zu viele Häuptlinge, zu wenig Indianer. 

Auch bleibt Geld für Waffensysteme eingeplant, die nicht durch den militärischen Bedarf begründet sind. 
Weiter in der Planung stehen überdimensionierte Beschaffungsvorhaben, wie der Eurofighter oder politisch 
begründete Vorhaben, wie das transatlantische Raketenabwehrprojekt MEADS. Für beide kommt die Stunde 
der Wahrheit wohl erst dann, wenn erneut über die Luftwaffe und deren Struktur diskutiert wird. 

Nicht genutzt wurde zudem die Chance zu Rationalisierungen, die im Zuge der in Entwicklung befindlichen 
europäischen Verteidigungspolitik entstehen werden. Trotz aller politischen Bekenntnisse zur europäischen 
Integration ist nicht zu erkennen, dass die Transformation der Bundeswehr konsequent europäisch ausgerichtet 
worden wäre. Die Erklärung: Im Verteidigungs-ministerium haben die Verfechter des klaren Vorrangs der 
NATO gegenüber der EU das Sagen. In der Sache aber ist dieser Umstand ein Modernisierungs- und 
Einsparhemmnis. Denn in der Beseitigung der Struktur- und Kapazitätsdopplungen bei den EU-Staaten, die 
zumeist auch der NATO angehören, läge ein gewaltiges Rationalisierungs- und Einsparpotential. Und damit die 
Chance zu einem deutlichen Gewinn an Fähigkeiten. Nur erste Teilaspekte davon werden zur Zeit genutzt, 
zumeist in Form bilateraler oder multilateraler Kooperationen. 

Höchst problematisch ist schließlich ein weiterer politischer Aspekt: Die Bundeswehr wird zwar zu einer 
Interventionsarmee umgebaut, die Diskussion über politische Kriterien für solche Einsätze aber wird erneut 
vermieden. Unter welchen Bedingungen und Voraussetzungen kann und darf die Bundeswehr eingesetzt 
werden? Und vor allem: Wann sollte sie besser nicht eingesetzt werden? Ganz kann man sich nicht des 
Eindrucks erwehren, dass die Antwort auf diese wichtigen Fragen nach oben weg delegiert werden soll, - zu 
den internationalen Organisationen wie NATO, EU und Vereinte Nationen, in deren Rahmen die Bundeswehr 
solche Operationen unternehmen würde. Das ist die Kehrseite der Selbsteinbindung. Ein solches politisches 
Wegducken aber darf man nicht gelten lassen. Es gefährdet den Charakter der Bundeswehr als 
Parlamentsarmee. Es stärkt die Exekutive und schwächt den Bundestag mit seinen Kontrollbefugnissen. Dazu 
kommt, dass dieses Vorgehen unpolitisch ist. 

 

 

 

 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 07. Februar 2004 

 

Kein Schutz bei Terrorangriffen vor der Küste? Vom 
Luftsicherheitsgesetz zum Seesicherheitsgesetz 
Susanne Härpfer 

Terroristen, die ein Flugzeug entführen und damit einen Angriff wie am 11. 
September fliegen wollen, dürfen in Zukunft auch über Deutschland 
abgeschossen werden. So will es das Luft-Sicherheitsgesetz, das gerade im 
Bundestag beraten worden ist. Doch sein Pendant für die Küste lässt immer 
noch auf sich warten. Wenn Terroristen Schiffe entführen, muss die Marine 
zur Zeit tatenlos zusehen. Denn das Grundgesetz verbietet den Einsatz der 

Bundeswehr im Innern. Dies sollte sich ändern, wenn es nach der CDU/CSU ginge. Doch eine 
Grundgesetzänderung versucht die Bundesregierung zu verhindern. Deshalb wird an einem See-
Sicherheitsgesetz gearbeitet. Unter der Federführung des Bundesinnenministeriums finden "erste 
Vorüberlegungen zur Einschätzung der bestehenden Gefährdungs- und Rechtslage statt", so ein Sprecher des 
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Bundesverteidigungsministeriums auf Anfrage von "Streitkräfte und Strategien". Eine interministerielle 
Arbeitgruppe gebe es aber zur Zeit noch nicht. Das sieht das Bundesinnenministerium anders. Eine solche 
Arbeitsgruppe gebe es durchaus. Außerdem bekräftigte ein Sprecher des Bundesinnenministeriums – so 
wörtlich - "den erklärten Willen von Bundesinnenminister Schily und Bundesverteidigungsminister Struck, ein 
solches Gesetz zu entwickeln". 

Der Befehlshaber der Flotte, Vizeadmiral Wolfgang Nolting, sieht "akuten organisatorischen und 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf, um überhaupt eine Chance zu haben, die Bundesrepublik seeseitig gegen 
den Terrorismus zu schützen". Denkbar sind unterschiedliche Szenarien, wann ein Einsatz der Marine 
wünschenswert wäre. Aber ohne See-Sicherheitsgesetz ist er zur Zeit nicht möglich. Einige solcher potentiellen 
Sicherheitslagen wurden auf einer vertraulichen Tagung der Bundesakademie für Sicherheitspolitik im 
Dezember vergangenen Jahres vorgestellt. 

Ein Szenario sah wie folgt aus: Um drei Uhr nachts ist ein Kreuzfahrtschiff auf dem Weg von St. Petersburg 
nach Warnemünde. In der Mecklenburger Bucht wechseln einige der Reisenden ihren Smoking mit dem 
Tarnanzug. Die Terroristen besetzen die Brücke und übernehmen das Kommando. Der Kapitän wird im Schlaf 
überwältigt, der 1. Offizier am Ruder überfallen. Dann geht ein zweites Schiff längsseits. Es bringt weitere 
Terroristen und Ausrüstung an Bord. Innerhalb einer Stunde verminen sie die Decks des Kreuzfahrtschiffes. 
Die Passagiere werden aus ihren Kabinen in den Prunksaal getrieben. Dort, wo sonst allabendlich Shows 
stattfinden, halten schwerbewaffnete Terroristen die zumeist älteren Gäste in Schach. Eine Satellitenanlage 
steht bereit, Bilder eines Massakers so wie im Moskauer Theater zu übertragen. Die Geiselnehmer geben 
bekannt, dass sich das Schiff in ihrer Gewalt befindet. Sie fordern die Freilassung aller Gefangenen von 
Guantánamo. Die Forderung läuft in Warnemünde auf. Das Schiff pflügt weiter durch die Nacht. Es durchquert 
Küstengewässer mit unterschiedlichen Zuständigkeiten. Ansprechpartner ist zunächst Mecklenburg-
Vorpommern, dann Schleswig-Holstein aber auch der Bund. Während die Beamten versuchen, untereinander 
Kontakt aufzunehmen, werden die ersten Passagiere erschossen. Inzwischen begleiten Boote des 
Bundesgrenzschutzes das Schiff. Die können zwar beobachten. Sie sind aber weder in der Lage, die Terroristen 
abzudrängen oder zu stoppen noch einen Gegenangriff zu starten. Vizeadmiral Nolting kommt daher zu dem 
Schluss: "Nach dem bisherigen Verständnis von Amtshilfe, dürfte die Marine nicht einmal Vollzugsbeamte der 
Polizei in den Einsatz transportieren." 

Anders wäre das erst nach Verabschiedung eines See-Sicherheitsgesetzes. Dann könnte die Marine von Kiel, 
Warnemünde und Wilhelmshaven aus mit Schnellbooten Eingreifkräfte an das Objekt bringen z.B. den BGS - 
aber auch Kampfschwimmer und andere Zugriffskräfte, die das gekaperte Kreuzfahrtschiff entern könnten. 
Zugleich würde es Ablenkungsmanöver zur See und zur Luft geben. In einer zweiten Welle würden 
Hubschrauber weitere Spezialisten zur Unterstützung absetzen. Die Küstenwache wäre bei einem solchen 
Szenario integriert. 

Zur Zeit wären nur GSG-9-Einheiten in der Lage, ein großes Kreuzfahrtschiff zu entern. Denn gegenwärtig 
werden Bundeswehr-Soldaten für derartige Szenarien nicht ausgebildet. Zwar unterstützt die deutsche Marine 
die Operation "Enduring Freedom". Und seit Anfang des Jahres fahren Schnellboote und ein Tender in der 
Straße von Gibraltar zwischen Spanien und Marokko Patrouille. Ihr Hauptauftrag ist allerdings, verdächtige 
Schiffe zu beobachten und Handelsschiffen gegebenenfalls Geleitschutz zu geben. Flottenbefehlshaber 
Wolfgang Nolting weist auf eine paradoxe Situation hin: Die Bundesrepublik Deutschland hat zwar das 
internationale Seerechtsübereinkommen unterzeichnet. Damit ist sie auch zur Bekämpfung der Piraterie 
verpflichtet. Aber innerstaatliches Recht bzw. die gegenwärtige Auslegung des Grundgesetzes verbietet es der 
Marine weitgehend, sich daran zu beteiligen. Nur in akuten Pirateriefällen darf sie im Rahmen einer Nothilfe 
eingreifen. Eine anschließende Verfolgung der Piraten durch die Marine sei jedoch nicht erlaubt, solange 
Schiffe der Bundeswehr nicht direkt angegriffen würden. 

Seerechts-Experten bezweifeln daher, ob Deutschland seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen nachkommt, 
die sich aus dem Seerechtsübereinkommen ergeben. Ein See-Sicherheitsgesetz könnte Klarheit schaffen, und 
sowohl den Einsatz der Marine in internationalen Gewässern neu regeln als auch im deutschen Küstengebiet. 
Das See-Sicherheitsgesetz könnte auch bei einer anderen Bedrohungslage zur Klärung beitragen. Etwa, wenn 
die Geheimdienste erfahren, dass ein Container mit gefährlichem Inhalt auf dem Weg in einen deutschen Hafen 
ist. Nach geltendem Recht dürfte die Marine einen solchen Transport nicht stoppen. Aber auch wenn die 
rechtlichen Grundlagen vorliegen würden, müsste die Marine sich auf die neue Situation erst einstellen. Die 
Soldaten benötigen für die neuen Aufgaben eine entsprechende Ausbildung. Eine Zusammenarbeit von BGS, 
Polizei, Küstenwache und Marine gibt es bislang nicht. Bei einem See-Sicherheitsgesetz muss sie geprobt 
werden, Zuständigkeiten müssten neu geordnet, eine neue Kommando-Kette gebildet werden. 
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Im Oktober hat in Kalkar die "Führungszentrale Nationale Luftverteidigung" der Luftwaffe als zentrales 
Koordinierungselement seine Arbeit aufgenommen. Dort würden Informationen über ein gekapertes 
Verkehrsflugzeug auflaufen. Von Kalkar aus werden auch die bereitstehenden Abfangjäger geführt. Die Marine 
bräuchte ein vergleichbares Zentrum. Während die deutschen Seestreitkräfte eine neue Aufgabe bekämen, droht 
den Krisenstellen der Länder hingegen ein Bedeutungsverlust. Auch deshalb kommt von hier Kritik an den 
Plänen eines neuen Antiterrorkonzepts - vor allem von nachgeordneten Behörden der Länder. Wegsehen, 
aussitzen, abschieben, hoffen - so reagieren betroffene Behörden und Schiffseigner aber auch bei der 
Prävention. Zwar hat die UN-Organisation "International Maritime Organization" IMO im Dezember 2002 
beschlossen, das bis zum 1. Juli dieses Jahres alle Schiffe einen ausgebildeten Sicherheitsoffizier haben 
müssen. Der kann allein zwar keine Terror-Angriffe verhindern. Aber er soll mit den Gefahren vertraut sein 
und wissen, wie sich die Schiffsbesatzung gegen simple Piratenüberfälle schützen kann. Selbst diese einfachen 
Sicherheitsmaßnahmen werden offenbar nicht umgesetzt. Das ergab eine Umfrage unter IMO-Mitgliedern. "Es 
besteht Anlass zur Sorge", so das Urteil einer Sprecherin der Schifffahrts-Organisation. 

 

 

 

 

Neues Deutschland, 16. Februar 2004 

 

Grüne Barette und Nachtjäger 
Stuttgart mausert sich zum europäischen Zentrum der US-
Sonderkommandos 
Gerhard Piper 

Die baden-württembergische Landeshauptstadt wird immer mehr zu einem 
Zentrum für Spezialeinheiten für den "Antiterror-Krieg" und die 
Guerillabekämpfung. Außer den Nachtjägern "Night Stalkers" kommt auch 
eine "Antiterror-Schule". 

Mit fünf Kasernen zählt Stuttgart heute zu den großen Militärstandorten der 
amerikanischen Streitkräfte in Deutschland. In den Patch-Barracks ist sogar EUCOM untergebracht, das 
Hauptquartier der US-Streitkräfte in Europa. Zum dessen Generalstabsabteilungen gehört auch das Special 
Operations Command Europe (SOCEUR), das alle amerikanischen Sondereinheiten in Europa führt. Es handelt 
sich um vier Spezialkommandos, von denen die Hälfte in Stuttgart selbst stationiert sind, denn die "Green 
Berets" und "Seals" haben ihren Standort in der Panzer-Kaserne in Böblingen. (1) Für ihren Anti-Terror-Krieg 
könnte im kommenden Jahr eine weitere Spezialeinheit nach Stuttgart verlegt werden, nämlich eine Kompanie 
des Hubschrauberregimentes "Night Stalkers". Dieses wird demnächst mit einem Helikopter ausgerüstet, der im 
Februar zu seinem Erstflug starten soll. 

Bei der neuen Spezialeinheit handelt es sich um die Foxtrott-Kompanie des "160th Special Operations Aviation 
Regiments" der US-Heeresflieger. Das Hubschrauberregiment wurde am 16. Oktober 1981 gegründet, nachdem 
eine US-Kommandoaktion zur Befreiung der Geiseln in der US-Botschaft in Teheran durch den Ausfall 
mehrerer Helikopter kläglich gescheitert war. Kommandiert wird der Verband seit dem 1. Juli 2003 von Oberst 
Andrew N. Milani. Dessen Stab und zwei Bataillone sind im amerikanischen Fort Campbell (Kentucky) 
stationiert, ein drittes Battalion befindet sich auf dem Hunter Airfield in Georgia. Außerdem ist eine kleinere 
Einheit im südkoreanischen Osan untergebracht. Das Regiment verfügt über hundert Spezialhubschraubern 
verschiedener Typen. Mit ihren Infrarot- und Nachtsichtgeräten gelten diese so genannten "Night Stalkers" 
weltweit als die einzigen Piloten, die den Blindflug in Baumwipfelhöhe sicher beherrschen. Auf diese Weise 
können sie bei Kommandoaktionen Soldaten der Elitetruppen unerkannt hinter den feindlichen Linien absetzen. 
"Der Tod wartet im Dunkeln," lautet ihr Kampfmotto. Eingesetzt wurde der Verband u.a. in Panama, Somalia 
und dem Irak. 

Die Truppe verfügt bisher über Kampfhubschrauber des älteren Typs "MH-47E Chinook SOA". Durch die 
vielen Kampfeinsätze der letzten Jahre war zeitweise nicht einmal die Hälfte der vorhandenen Maschinen 
flugfähig, mindestens zwei Maschinen wurden abgeschossen. Der Chinook war ursprünglich ein schwerer 
Transporthubschrauber, der zumindest früher in Mainz und Schwäbisch Hall disloziert war. Schon äußerlich 
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unterscheidet er sich von den anderen US-Hubschraubertypen dadurch, daß er zwei statt nur einen Rotor hat, 
um in die Luft aufzusteigen. (3) Der Chinook ist ein richtiges Ungetüm: Allein die Rumpflänge beträgt über 15 
Metern, rechnet man die Rotorblätter hinzu kommt man sogar auf eine Gesamtlänge von 30 Metern. Außerdem 
ist die Maschine mit 5,6 Metern so hoch wie ein Haus. 

Die vorhandenen Chinooks werden gegenwärtig durch den Einbau verbesserter Elektronik, stärkerer 
Triebwerke und größerer Tanks usw. auf den "G"-Standard umgebaut. (2) Die ersten sechs wurden im Jahr 
2002 bestellt, langfristig wollen die US-Streitkräfte 36 Exemplare zum Stückpreis von 66,8 Millionen Dollar 
beschaffen. Der Erstflug des Prototypen ist für Mitte Februar 2004 geplant und ab Oktober sollen die ersten 
Maschinen vom Hersteller Boeing in Philadelphia an die Truppe ausgeliefert werden. Eine Kompanie mit 140 
Soldaten und fünf Helikoptern ist für Stuttgart vorgesehen. Noch sind nicht alle Hubschrauber bestellt, aber bei 
einem US-Militärhaushalt von über 400 Milliarden US-Dollar im kommenden Jahr dürfte es bei der 
Finanzierung keine Probleme geben. 

Schon heute wird der Südteil des Verkehrsflughafens bei Leinfelden-Echterdingen von den US-Streitkräften als 
"Stuttgart Army Air Field" (SAAF) genutzt. Auf dem Fliegerhorst ist eine Luftwaffenstaffel mit vier kleinen 
VIP-Passagierflugzeugen vom Typ Learjet und eine "normale" Hubschraubereinheit stationiert. EUCOM-
Befehlshaber General James L. Jones hatte bereits am 29. April 2003 11,4 Millionen Dollar für den Ausbau der 
Basis vom US-Parlament in Washington gefordert, die aber noch nicht bewilligt wurden. Eine endgültige 
Entscheidung über eine Stationierung in der schwäbischen Landeshauptstadt wird so frühestens im September 
2004 fallen. Sollte dem zugestimmt werden, könnte es noch mindestens ein, zwei Jahre dauern, bis die neuen 
US-Soldaten tatsächlich eintreffen. Schon jetzt regt sich in den Umlandgemeinden der Widerstand der 
Bevölkerung gegen die drohende Zunahme des Fluglärms. 

Stuttgart wurde als Stützpunkt ausgesucht, weil im benachbarten Böblingen zwei Sondereinheiten stationiert 
sind, mit denen die Hubschraubereinheit zukünftig "zusammenarbeiten" kann. Es handelt sich um das erste 
Bataillon der "10th Special Forces Group (Airborne)", das gegenwärtig von Oberstleutnant Robert Warburg 
kommandiert wird. Die Truppe war im Juli 1991 vom bayerischen Bad Tölz nach Stuttgart verlegt worden und 
hat seitdem an Operationen in Jugoslawien und im Irak teilgenommen. Zu den Aufgaben der so genannten 
"Green Berets" gehört insbesondere die Guerillabekämpfung. 

Die zweite Einheit ist die "Naval Special Warfare Unit Two". Wie der Name schon sagt, handelt es sich hierbei 
um eine Truppe der US-Marine, die es in die schwäbische Alp verschlagen hat. Die Einheit wurde Anfang der 
neunziger Jahre vom schottischen Machrihanish nach Stuttgart verlegt. Ihr Befehlshaber ist z. Zt. Commander 
Gerald Weers. Bei der Einheit handelt es sich um eine Führungsstelle, die sämtliche Einsätze und Übungen der 
amerikanischen Marinesondereinheiten im europäischen Raum unterstützt. Das Kommando selbst besitzt keine 
eigene Kampftruppe, vielmehr werden ihr andere Kampfschwimmereinheiten aus den USA rotationsweise für 
jeweils mehrere Monate zugeordnet. Zum Einsatz, z. B. in ex-Jugoslawien, kommt insbesondere das "Seal 
Team Two" aus Little Creek in Virginia. 

Für den zukünftigen Ausbau Stuttgarts zum europäischen Zentrum der US-Spezialeinheiten spricht nicht 
zuletzt, daß mit der geplanten Verlegung der Hubschraubereinheit auf dem Stuttgarter Heeresfliegerhorst eine 
Anti-Terror-Schule errichtet werden soll. Ob hier nur amerikanische GIs oder auch die Soldaten anderer 
Nationen ausgebildet werden sollen, bleibt abzuwarten. Bereits im März letzten Jahr war in der Böblinger 
Panzer-Kaserne eine neue Übungskampfbahn für den Häuserkampf eröffnet worden. Der Bau der Anlage 
kostete 750.000 Dollar. 

Schon einmal war der Stuttgarter Flugplatz Schauplatz einer Sonderoperation: Am 9. Juni 1997 legte ein 
Kommando mit zwei Flugzeugen vom Typ "MC-130H Combat Talon II" der 7. Sondereinsatzstaffel vom US-
Luftstützpunkt im britischen Mildenhall in Stuttgart einen Zwischenstop ein. Ziel des Fluges war die 
kongolesische Hauptstadt Brazzaville, wo angesichts der Bürgerkriegsunruhen 56 Ausländer evakuiert werden 
mußten. 

 

(1) Die beiden anderen Spezialeinheiten sind die Naval Special Warfare Group Ten (NSWU 10) im südspanischen Rota und die 352nd 
Special Operations Group (SOG) der US-Luftwaffe auf dem britischen Luftstützpunkt RAF Mildenhall mit zwei Flugzeugstaffeln (MC-
130) und einer Hubschrauberstaffel (MH-53). 

(2) Genau genommen finden z. Zt. zwei Kampfwertsteigerungsprogramme statt: Rund 300 Transporthubschrauber CH-47D werden auf 
den Standard CH-47F hochgerüstet. Parallel dazu werden 36 CH-47D in Spezialhubschrauber MH-47G umgewandelt. So können die 
vorhandenen MH-47E weiterhin bei der Truppe eingesetzt werden, bis die neuen Hubschrauber verfügbar sind. 

(3) Neben dem CH-47 Chinook besitzt nur noch der CH-46 Sea Knight an Bord der amphibischen Landungsschiffe der US-
Marineinfanterie zwei Rotorblöcke. 
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Frankfurter Rundschau, 11. März 2004 
 

Ohne Mittler Trajkovski drohen Unruhen 
Nach dem Tod des mazedonischen Präsidenten vergrößert sich die 
Kluft zwischen der Mehrheit und den Albanern 
Peter H. Matthiesen 

Mazedoniens Präsident Boris Trajkovski wurde vergangenen Freitag mit 
einem Staatsbegräbnis in Anwesenheit von Diplomaten aus über 70 Ländern 
beigesetzt. Seine Integrität, sein Charisma und seine Verdienste wurden zu 
Recht gewürdigt. Er war eine Ausnahmeerscheinung als Mittler in dem von 
ethnischen Spannungen geprägten Land. Nahezu täglich heizen Morde und 
Brandstiftungen das Klima negativ auf, verstärkt durch die einseitigen 
Berichterstattungen aller Medien. Die albanische Minderheit von rund 24 

Prozent ist während Wahlkampf und Wahl das Zünglein an der Waage. Boris Trajkovski hatte 1999 diese 
Zustimmung als Integrationsfigur wegen seines Einsatzes für hunderttausende albanische Flüchtlinge aus dem 
Kosovo. Nach dem albanischen Aufstand 2001, der mit dem Rahmenabkommen von Ohrid beendet wurde, 
setzte er sich persönlich für die Umsetzung des Abkommens und die gestärkten Rechte der albanischen 
Minderheit ein. Dieses zog den Ruf des "Albanerfreundes" und die Gegnerschaft der Nationalisten nach sich. 
Andererseits erwarb er nur begrenzt das Vertrauen der albanischen Minderheit, da er als Befehlshaber der 
Streitkräfte die Unterstützung der Polizei gegen bewaffnete Albaner anordnete. Seine Verdienste als Mittler 
sind unbestritten, doch eine Wiederwahl war in diesem Spannungsfeld ausgeschlossen. 

Der Wahlkampf hat mit der Nachricht des Absturzes begonnen, bei dem Trajkovski umkam. Der mazedonische 
Regierungschef Crvenkovski bat die Nato um Hilfe bei der Untersuchung des Unglücks. Was logisch erscheint, 
ist bereits die Instrumentalisierung des Absturzes für innenpolitische Machtkämpfe. Verantwortlich für die 
Luftüberwachung in Mostar ist die internationale Schutztruppe Sfor, und die Anfrage wie auch die öffentlichen 
Diskussionen deuten an, dass Sfor und damit die Nato versagt hat, wenn schon kein Attentat gerechtfertigt 
werden kann. So werden Legenden gebildet, Schuldige gesucht und Emotionen geschürt. 

Im Wahlkampf stehen sich zwei mazedonische Parteien, die regierende SDSM und die oppositionelle VMRO, 
sowie zwei albanische Parteien, der Koalitionspartner DUI und die PDS, unversöhnlich gegenüber. Die 
mazedonischen Parteien führen einen nationalistischen Wahlkampf vordergründig für den Erhalt des Staates, 
im Kern gegen die Albaner. Die albanischen Parteien kämpfen formal für mehr Rechte, Freiheit und Einfluss 
der albanischen Minderheit, damit gegen die mazedonische Mehrheit. Koalitionen schließt das aus und die 
Polarisierung wird deutlich zunehmen. So ist die Teilung des Landes, die der Vertrag von Ohrid abwenden 
wollte, bereits Wahlkampfthema. Sobald das Oberste Gericht offiziell bestätigt, dass der Präsident sein Amt 
nicht mehr ausüben kann, hat das Land 40 Tage Zeit, einen neuen Präsidenten zu wählen. Der juristische und 
politische Streit um die Auslegung dieser Frist hat begonnen. Eine Ergänzung zur Verfassung wird diskutiert, 
da es fraglich ist, ob die Regierung alle Vorbereitungen für eine geordnete Wahl zeitgerecht abschließen kann. 
Jeder Fehler, jedes Missverständnis wird bei jeder Ethnie als gezielter Betrug auf wütende Proteste stoßen und 
politisch einseitig ausgenutzt werden. 

EU muss ihre Missionen überprüfen 
Die angeheizte Unzufriedenheit der Bürger kann der Funke sein, der im Wahlkampf die Lunte für gewaltsame 
ethnische Auseinandersetzungen entzündet. 

Die Internationale Gemeinschaft hat Mazedonien 1999 gezwungen, Flüchtlinge aus Kosovo aufzunehmen und 
2001 der albanischen Minderheit über erzwungene Verfassungsänderungen weitgehende Rechte eingeräumt. 
Beides gegen den Willen der mazedonischen Mehrheit. Wenn bereits jetzt die USA unverhohlen für eine 
Ministerin als neue Regierungschefin eintreten und so den Premierminister als Präsidenten favorisiert, dann ist 
das erneut ein Eingriff von außen. Die EU hat zur Besonnenheit aufgerufen und Mazedonien aufgefordert, auf 
Reformkurs für den angestrebten EU-Beitritt zu bleiben, mehr vermag sie nicht. Denn nach der politischen 
Entscheidung, dass Mazedonien nicht mehr bedroht sei, wurde die militärische Mission im Dezember 2003 
durch eine EU-Polizei-Mission ersetzt. Diese kann einem Konflikt nur tatenlos zusehen, bedingt durch 
begrenzten Auftrag und Mittel. Sollte die EU in einer Krise zum Erhalt der staatlichen Integrität handlungsfähig 
sein wollen, ist der Auftrag aller Missionen in Mazedonien unverzüglich zu überprüfen und zu verändern. 
Anderenfalls bleibt Mazedonien sich selbst überlassen, und das traurige Ergebnis ist seit 2001 bekannt: 
Bewaffnete Unruhen mit der Gefahr von Bürgerkrieg und Teilung, denn eine Integrationsfigur wie Boris 
Trajkovski ist nicht in Sicht. 
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taz, Kommentar, 12. März 2004 

 

Vierfarbgrafik statt Transparenz 
Rüstungsexporte bleiben auch bei Rot-Grün weitgehend im 
Dunkeln 
Otfried Nassauer 

Es ist schon fast Institution: Mitten im Vorweihnachtstrubel präsentiert die 
Bundesregierung der abgelenkten Öffentlichkeit ein Geschenk der besonderen 
Art: den jährlichen Rüstungsexportbericht. Gestern diskutierte der Bundestag 
diesen Bericht, der, so das Eigenlob der Beamten, "international als 
beispielhaft gelten kann". 

Beispielhaft kann man aus dem Bericht ersehen, wie trotz vieler Fakten nicht wirklich etwas öffentlich gemacht 
wird. Auch aus dem nunmehr vierten Jahresbericht kann der Leser immer noch nicht ersehen, welche 
Rüstungsexporte wirklich getätigt und welche nur genehmigt wurden. Was genau und für wen genehmigt 
wurde, bleibt im Dunkeln. Immer noch werden die Sammelausfuhrgenehmigungen nicht aufgeschlüsselt. 
Informationen zum Export doppelt - also zivil und militärisch - verwendbarer Güter gibt es nicht. Es lässt sich 
nicht erkennen, wie die Bundesregierung ihre politischen Kriterien zum Rüstungsexport anwendet: also 
Menschenrechte, Gewaltprävention und nachhaltige Entwicklung. Zu Recht hat das alles eine breite Koalition 
von Nichtregierungsorganisationen gestern bemängelt. 

Doch Schluss mit der Miesmacherei. Denn es gab ja noch einen zweiten Bericht zu diskutieren, jenen "zu den 
Möglichkeiten der Erhöhung der Transparenz des Rüstungsexportberichtes". Na endlich, dachte man und 
begann gespannt mit der Lektüre des einseitigen Konvoluts aus dem Wirtschaftsministerium. Der erste 
revolutionäre Verbesserungsvorschlag: "Durch die Aufnahme grafischer Darstellungen" könne "das richtige 
Verständnis des unterbreiteten Zahlenmaterials" verbessert und durch die damit "einhergehende aufgelockerte 
Präsentation" der "Zugang auch für den flüchtigen Leser" gefördert werden. Auch Vergleichszahlen zum 
Vorjahr seien künftig möglich. Na, wenn das kein Fortschritt wäre. Mehr Transparenz durch Vierfarbgrafik. 

Doch dann der ministeriale Dämpfer: "Die Verfügbarkeit belastbaren Zahlenmaterials" und "die rechtlichen 
Bestimmungen zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen" setzten der Transparenz Grenzen. Im Ernst? Kann 
man Gesetze nicht ändern? So dürfen wir also auf die nächste Weihnachtsüberraschung warten. Denn auch 
unter Rot-Grün scheint es ausgeschlossen, dass die Mehrheit des Parlaments der Bundesregierung vorschreibt, 
endlich damit aufzuhören, deutsche Rüstungsexporte ständig in ein künstliches Dämmerlicht zu hüllen." 

 
 
 
 

Freitag – Interview, 15. März 2004 

 

Aznars Wahlkampfgeschenk an George W. Bush 

Drei Tage vor den Parlamentswahlen in Madrid erschütterten die 
Terroranschläge gegen mehrere Personenzüge das Land. Bis zu dem 11. März 
hatte ein Wahlsieg der konservativen Volkspartei (PP) unter José Maria Aznar 
am vergangenen Sonntag als beinahe sicher gegolten. Mit dem Terror änderte 
sich das Bild: Nachdem die Separatistenorganisation ETA die Verantwortung 
für die Anschläge gegen mehrere Nahverkehrszüge schon am Freitagabend 
von sich gewiesen hatte, mehrten sich die Anzeichen für eine Täterschaft 
radikalislamischer Gruppen. Leitende Politiker der Aznar-Regierung aber 
hielten an der ETA-These fest. "Ich habe die moralische Überzeugung, dass 
die ETA Schuld ist", erklärte der konservative Spitzenkandidat Mariano 

Rajoy, während vor und am Wahlsonntag spontan Tausende Menschen sich vor den PP-Zentralen im ganzen 
Land versammelten, um der Regierung "Lügen" und "Manipulation" vorzuwerfen. "Wir waren gegen diesen 
Krieg", skandierten die Menschen, und: "Aznar, Deine Schuld bezahlen wir alle". Über 90 Prozent der 
spanischen Bevölkerung war gegen die Beteiligung am Krieg gegen Irak. 
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Herr Nassauer, haben islamische Terroristen die Wahl in Spanien entschieden? 

Weniger die Terroristen, als die konservative Regierung. Sie hat sich mit ihrem Verhalten ein gewaltiges 
Eigentor in Sachen Glaubwürdigkeit geschossen. Das hat die Menschen erneut an die vielen halb- oder 
unwahren Behauptungen, mit denen der Irak-Krieg begründet wurde, erinnert. Und es hat die 
Kriegsbefürwortung Aznars und die Beteiligung Spaniens am Irak-Krieg doch noch zu einem entscheidenden 
Argument für die Wahlentscheidung vieler Menschen werden lassen. 

Nach den Anschlägen in Madrid am 11. März hatte die Aznar-Regierung die öffentliche 
Aufmerksamkeit sehr schnell auf die baskische Separatistenorganisation ETA gelenkt. Welche 
Anhaltspunkte gab es zu diesem Zeitpunkt für eine solche These? 
Das müsste die spanische Regierung beantworten. Sie sagte zunächst, dass derselbe Sprengstoff benutzt worden 
sei wie für frühere Anschläge der ETA. Diese These ist inzwischen wohl widerlegt. Es wurde ein Sprengstoff 
gefunden, den die ETA seit Jahren nicht mehr benutzt hat. Auch die Zünder waren nicht typisch für die ETA. 
Außerdem führten die spanischen Sicherheitskräfte an, Ende Februar seien zwei der ETA zuzuordnende 
Personen festgenommen worden, die versucht hatten, in einem Lieferwagen 500 Kilogramm Sprengstoff nach 
Madrid zu transportieren. Indizien wurden von der spanischen Regierung im Sinne ihrer eigenen politischen 
Intentionen vorschnell als Argument für eine gesicherte Täterschaft der ETA verwandt. 

Was sprach gegen die These? 
Dass die schnelle Zuordnung der Schuld an die ETA der konservativen Regierung nutzen sollte, drängt sich 
auf. Ich habe schon nach der Stellungnahme von Arnaldo Otegi, dem Sprecher der inzwischen verbotenen 
Baskenpartei Batasuna, meine Zweifel an einer Täterschaft der ETA bekommen. Wenn er sich am Tag des 
Anschlags so überrascht zeigte, dann ist das ein signifikantes Anzeichen dafür, dass sich entweder in der ETA 
gewaltig etwa geändert hat, oder die ETA nicht damit zu tun hat... 

… was sie am Freitagabend ja gegenüber dem baskischen Fensehen ETB und der Zeitung Gara erklärt 
hat. 
Das sind zwei Medien, über die sich die ETA schon öfter an die Öffentlichkeit gewandt hat. Dass die 
konservative Regierung jede Relevanz dieser Stellungnahmen bestritt, zeigte, dass ihr dieses Dementi zwei 
Tage vor den Wahlen so gar nicht in den Kram passte. 

Nach wie vor hält sich die These einer möglichen Kooperation zwischen ETA und Al Kaida. 

Es gibt auch angeblich Geheimdienste, die etwas von Spitzentreffen beider Organisationen mitbekommen 
haben wollen. Ich genieße solche Thesen mit Vorsicht. Anzunehmen, dass die ETA einen Anschlag in dieser 
Größenordnung ausschließlich gegen Zivilisten durchführt, würde ja bedeuten, dass die Organisation ihr 
Selbstbild, Befreiungsbewegung zu sein, restlos aufgegeben hätte. Denn wer will schon von Massenmördern 
befreit und später potentiell regiert werden? 

Welche Auswirkungen hätte es sicherheitspolitisch, wenn ausschließlich eine islamistische Gruppe für 
die Anschläge verantwortlich zeichnete? 

Radikal-islamistische Gruppen sind seit Jahren in Europa aktiv. Das konnte man auch im Kontext der 
Anschläge am 11. September 2001 sehen, bei deren Planung nicht nur die Hamburger Gruppe, sondern auch 
Akteure in Spanien eine Rolle gespielt haben. Wenn die Anschläge in Madrid islamistischen Gruppen 
zuzurechnen wäre, dann hätte deren "heiliger Krieg gegen die Kreuzzügler" Europa endgültig erreicht. Und 
dieses Europa müsste sich schleunigst Gedanken machen, wie eine europäische Antwort aussehen könnte, die 
nicht in das Huntington’sche Muster vom "Kampf der Kulturen" paßt. 

Die "Allianz gegen den internationalen Terrorismus" hat hier also erst eine offene Flanke geschaffen? 

Man kann es eine offene Flanke nennen. Man kann es aber auch Unvorsichtigkeit oder Dummheit nennen, 
solchen Strukturen die Nutzung europäischen Territoriums als strategisches Rückzugsgebiet oder Ruheraum zu 
erlauben, statt präventiv dagegen vorzugehen. Nicht nur die amerikanischen Dienste haben diese 
Gruppierungen vor dem 11.9. allzulange vernachlässigt. 

Also mehr und leichtere Abschiebungen, wie es auch die CDU-CSU-Fraktion nach der Sitzung des 
Sicherheitskabinetts am Montag forderte? 
Jeder Terroranschlag in Europa ruft gebetsmühlenartige Forderungen nach Bundeswehreinsätzen im Inneren, 
mehr Polizei und BGS, neuer Sicherheitstechnik, größeren Fahndungsrechten und weniger Bürgerrechten 
hervor. Aber: Mit der Umsetzung dieser Forderungen werden meist demokratische Grundrechte ausgehöhlt, 
ohne dass eine verschärfte Sicherheitspolitik im Inneren unbedingt mehr Schutz schaffen würde. Denken Sie 
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nur an den großen Lauschangriff. Außerdem: Ein Restrisiko bleibt – ähnlich wie beim Betrieb eines 
Kernkraftwerkes – immer bestehen. Ich denke, man sollte den Terroristen nicht den Triumph gönnen, daß sie 
indirekt unsere Demokratien und die Einhaltung der Menschrechte aushöhlen oder untergraben können. Gegen 
Terror verspricht Repression alleine kaum Erfolg. Prävention ist ebenso wichtig. 

Wie aber könnte und sollte ein präventives Vorgehen aussehen? 
Ich kann nur wiederholen, was ich nach dem 11.9. als Priorität sah: Am wichtigsten ist es, die kulturelle und 
soziale Kompetenz zu entwickeln, die erforderlich ist, um überhaupt zu verstehen, wie radikale Islamisten 
denken, handeln, kommunizieren und ticken. Ohne diese Kompetenz kann man weder wirksame Präventions- 
noch Repressionsstrategien entwickeln. Dazu kommt eine doppelte Aufgabe: Es gilt einerseits, die 
radikalislamistischen Terroristen von deren ideologischem bzw. Glaubensumfeld intelligent zu separieren, d.h. 
auch, den Terroristen Nachwuchs zu nehmen. Deswegen ist jede Reaktion, die in diesen Kreise als Teil eines 
christlichen Kreuzzuges gegen den Islam als Ganzes gewertet werden könnte, kontraproduktiv. Zweitens gilt 
es, auf die Finanziers, einschließlich derer, die scheinbar prowestlich sind, massiv einzuwirken. Ohne Moos nix 
los. Dabei darf man aber weder vor Pakistan, noch vor Saudi-Arabien oder den Emiraten halt machen. Parallel 
zu all dem kann man nur versuchen, sein Bestes zu geben, um den nächsten Anschlag zu verhindern. 

Der designierte Ministerpräsident José Luis Rodríguez Zapatero hat noch in der Wahlnacht erklärt, die 
1300 spanischen Soldaten nach Ende des Jahresmandats im Juni aus Irak abziehen zu wollen. Welche 
Folgen wird das für die dortige Situation haben? 

Das wird sich zeigen. Herr Zapatero beordert die Soldaten ja nicht von heute auf morgen zurück und fordert ein 
UNO-Mandat, damit sie vielleicht auch bleiben. Bis dahin bleibt die Lage im Irak so unsicher wie sie eh schon 
ist. Mittelfristig würde der spanische Rückzug die bereits bestehenden Probleme Washingtons, im Irak 
Entlastung durch andere Nationen zu finden, vergrößern. Das ist das Wahlkampfgeschenk, daß Herr Aznar mit 
der Eta-These an Herrn Bush gemacht hat. 

 

 

 

 

Inforadio  - Interview, 19. März 2004 

 

Ein Jahr nach dem Irakkrieg: Ist die Welt unsicherer 
geworden? 

Fangen wir mit dem Positiven an. Die Welt hat einen brutalen Diktator 
weniger. Irakische Kurden etwa oder irakische Schiiten können 
durchatmen. Erkennen Sie das als positiven Effekt an? 
Absolut, ein Diktator weniger ist meistens ein guter Schritt nach vorne. Die 
Frage ist nur, ob es sinnvoll ist, einen Diktator abzusetzen mit militärischen 
Operationen, die nicht durch die Vereinten Nationen legitimiert sind und mit 
falschen Argumenten. 

Ist es für Sie nach wie vor also ein illegaler Angriffskrieg gewesen? 
In der Tat, das ist kein Krieg gewesen, den die Vereinten Nationen gerechtfertigt haben. Es ist ein weitgehender 
Alleingang der Vereinigten Staaten mit ihren Verbündeten gewesen und er hat die internationalen 
Organisationen, insbesondere die Vereinten Nationen sehr stark geschwächt, weil damit zum ersten Mal nach 
längerer Zeit wieder die Entscheidungsgewalt darüber, welche Kriege legitim sind und welche nicht, angeblich 
von New York nach Washington umgezogen ist. 

George Bush aber argumentiert ja bis heute, es war legitim, weil die USA angegriffen wurden am 11. 
September. 
Nein, das hat er über den betroffenen Irak nie behauptet, er hat höchstens behauptet, dass es zwischen der 
irakischen Regierung und Al Kaida Verbindungen gegeben haben soll, die er aber bisher auch nicht belegen 
konnte. 
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Der Krieg gegen den Terror aus Afghanistan, dann der Krieg gegen Irak. Ist da insgesamt der Terror 
bekämpft worden. Ist er in der Praxis dadurch weniger geworden, oder wie Gegner sagen, ist der Terror 
sogar befördert worden? 

Das ist das Problem mit dem Vorgehen, das die amerikanische Regierung gewählt hat. Viele Kritiker haben 
nicht nur vor dem Irak-Krieg, sondern auch schon vor Afghanistan gewarnt, ihr mögt zwar in der Lage sein, 
diese Konflikte militärisch zu gewinnen, die Frage ist nur, könnt ihr den Frieden anschließend gewinnen? Hier 
zeigt sich, dass in beiden Fällen möglicherweise die ungewollte Nebenwirkung ist, dass das was ausgerottet 
werden sollte, sogar stärker geworden ist. Wenn wir uns die Destabilisierung im Nahen und Mittleren Osten 
seither anschauen, und wenn wir uns die weltweite Terrorlage angucken, dann können wir eigentlich im 
Moment nur feststellen, bisher sind die Nebenwirkungen diesbezüglich stärker gewesen als die Wirkung. 

Nun können wir die Uhr nicht zurück drehen um ein Jahr. Der Krieg ist geführt worden. Wie muss es 
jetzt im Irak weiter gehen? Wäre es das Beste, die US-Truppen möglichst schnell durch 
Blauhelmsoldaten zu ersetzen? 

Das Wichtigste ist, glaube ich, dass wir zunächst einmal anerkennen, dass es auch in unserem westeuropäischen 
Interesse nur sein kann, dass die Vereinigten Staaten letztlich Erfolg haben. Das scheint mir ein Widerspruch in 
sich. Aber politisch gesehen ist es auch im Interesse der westeuropäischen Staaten. Insofern ist in der Tat eine 
Lösung, die die politische und wirtschaftliche Verantwortung für die Zukunft des Iraks in die Hände der 
Vereinten Nationen legt, diese damit wieder in ihre Rechte einsetzt, das was eigentlich angemessen wäre, und 
das, was wirklich passieren müsste. Ob die amerikanische Regierung zu diesem Schritt bereit sein wird, das 
kann im Moment noch keiner genau sagen, ob dieser Schritt nicht möglicherweise zu spät kommt, dieser Schritt 
von sehr vielen Garantien für die Vereinten Nationen begleitet sein müsste, die vielleicht schon gar nicht mehr 
gegeben werden können, das steht noch auf einem zweiten Blatt. 

Andere Kriegsgegner argumentieren dagegen, dieser Krieg soll gerade keinen Erfolg haben, damit die 
USA nicht animiert werden, einen möglichen weiteren zu führen. 
Ich glaube, das ist ein bisschen kurzsichtig, weil dieser Krieg sozusagen auf der einen Seite zeigt, dass der 
Westen für den Umgang mit den islamischen Staaten insgesamt noch keine Strategie hat und da erst mal sehr 
viel lernen muss. Aber da kann es nicht die Konsequenz sein, dass man sozusagen dem Fehler auch den totalen 
Misserfolg wünscht. Denn wenn Amerika mit seiner Politik scheitert, dann ist das auch für Westeuropa 
meistens zum großen Nachteil. 

Haben Sie den Eindruck, dass Europa ein Alternativkonzept zumindest gegen den Terror hat? 

Europa versucht, Alternativkonzepte zu entwickeln, sowohl gegen den Terror als auch gegen andere 
sogenannte asymmetrische Bedrohungen, wie z.B. die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen. Das 
geht relativ langsam, weil Europa aus so vielen Staaten besteht, die noch keine voll integrierte Außen- und 
Sicherheitspolitik haben und es geht manchmal auch deswegen langsamer, weil die Vereinigten Staaten sich 
alle Mühe geben, Europa auseinander dividiert zu halten. 

Ziehen wir noch kurz den Schlussstrich nach einem Jahr Zwischenbilanz. Zumindest Wolfgang Schäuble 
von der CDU hat heute Morgen im infoRADIO gesagt, das Glas ist zumindest halb voll nach dem Krieg 
gegen den Irak, sprich: Die Vorteile überwiegen so gerade knapp die Nachteile. Würden Sie sich da 
anschließen - oder ist für Sie das Glas halb leer? 
Ich drehe den Satz von Herrn Schäuble um und sage, es ist mindestens halb leer. 

Das Gespräch mit Otfried Nassauer führte Michael Castritius 
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Tagesspiegel – Interview, 22. März 2004 

 

“Schwund und schwarze Schafe” 

Korruptionsvorwürfe gegen die UN – überrascht Sie das? 

Nicht wirklich. Die UN sind eine multinationale Großbürokratie und 
Großbürokratien ohne Schwund und schwarze Schafe gibt es selten. Dazu 
kommt, dass in den Vereinten Nationen alle Kulturen der Welt 
zusammenkommen, auch ihre unterschiedlichen Rechtsverständnisse und 
ihre Geschäftsgewohnheiten. Das Bakschisch ist in der arabischen Welt 
üblich und scheinbar nicht nur dort – denken Sie nur an den Münchener 
Stadionbau, den US-Konzern Halliburton im Irak oder die Kölner 

Müllverbrennungsanlage. Im arabischen Raum ist mit dem Bakschisch kein Unrechtsbewusstsein verbunden. In 
unserer Kultur sollte es vorhanden sein. 

Wer hat sich bei Oil-for-Food selbst bedient? 

Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit Saddam und sein Regime und wahrscheinlich auch der eine 
oder andere, der mit ihm zusammengearbeitet hat. Wer sich schmutzige Finger macht, sorgt gern dafür, dass 
auch andere schmutzige Hände kriegen. "Öl für Lebensmittel" war ja nie nur ein humanitäres Hilfsprogramm, 
sondern immer auch der Spielball politischer Interessen. 

Im Nachkriegsirak tauchen Listen jener auf, die Saddam mit Oil-for-Food- Geld bestochen haben soll. 
Sind das glaubwürdige Hinweise? 
Das kann und will ich nicht im Einzelnen beurteilen. Im Nachkriegsirak taucht so manches auf oder nicht mehr 
auf. Aber vorstellen kann ich mir sehr gut, dass Saddams Regime die ihm genehmen Geschäftspartner extrem 
gut bezahlt um nicht zu sagen bestochen hat. Das muss nicht nur mit Oil-for-Food-Geldern passiert sein, es 
kann auch über Zusagen auf lukrative Geschäfte nach Ende der Embargo-Zeit passiert sein. Embargobrecher 
lassen sich ihr Risiko bezahlen. Und wer mit Embargostaaten Handel treibt, bekommt oft die Zusage besserer 
Bezahlung in der Zukunft. 

Wem dienen die Vorwürfe politisch? 
Objektiv dienen die Vorwürfe jenen, die verhindern wollen, dass die UN im Irak bald das politische und 
wirtschaftliche Sagen bekommen. Genau das wäre nicht im Interesse der amerikanischen Hardliner um 
Vizepräsident Cheney und Verteidigungsminister Rumsfeld, die erst den Krieg wollten und sich jetzt um 
dessen Früchte Sorgen machen. In diesen Kreisen sind die UN ungeliebt. Mancher hält sie gar für überflüssig. 
Viel Macht für die UN wäre aber auch nicht im Interesse der Iraker, die bald selbst über die Zukunft ihres 
Landes entscheiden wollen. Und das sind nicht nur Leute wie Herr Chalabi, die eng mit den USA 
zusammenarbeiten. Deshalb ist es interessant zu sehen, woher die Vorwürfe kommen. Sie kommen meist aus 
Kreisen, die in der Entmachtung Saddams nur den ersten Schritt zu einer neuen Machtstruktur im ganzen 
Nahen und Mittleren Osten sehen. 

Sind die UN reformierbar? 
Sie sind reformbedürftig und reformierbar. Nur: Genau wie bei den Reformen in Deutschland bedeutet das, 
dicke Bretter zu bohren, interne und externe Widerstände zu brechen wie sie für mächtige und einflussreiche 
Lobbygruppen typisch sind. Wer da Veränderung will, darf getrost mit jedem denkbaren Dolchstoß rechnen. 

Das Gespräch mit Otfried Nassauer führte Robert von Rimscha. 
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Telepolis, 31. März 2004 
 

Madrid: Die Spur führt nach Tanger 
Gerhard Piper 

Am 11. März verübten islamische Fundamentalisten in Madrid verheerende 
Terroranschläge auf vier Vorortzüge, die 191 Tote und rund 1500 Verletzte 
forderten. Die spanischen Sicherheitsdienste machen die marokkanische 
Gruppierung Al Jamaa Al Islamia Moujaida Fi Al Magrhib, die mit der Al 
Qaida von Osama bin Laden in Verbindung steht, für das Massaker 
verantwortlich. Weil eine der vierzehn Rucksack-Bomben nicht explodierte, 
konnte die spanische Polizei zahlreiche Spuren sichern und mittlerweile 23 
Tatverdächtige festnehmen. Die Polizei hält sich aus ermittlungstaktischen 
Gründen mit Angaben zurück; derweil werden in der Presse widersprüchliche 
Informationen über die Zahl und Identität der Täter sowie ihrer Hintermänner 

kolportiert. Soweit bekannt kommen vierzehn Inhaftierte aus Marokko, vier sind Syrer, zwei stammen aus 
Spanien, zwei sind Inder. Von den Marokkanern stammen mindestens fünf Täter aus der nordafrikanischen 
Hafenstadt Tanger. Nach vermutlich acht weiteren Verdächtigen wird gefahndet. Darüber hinaus konnte die 
Polizei an einer Ausfallstraße 34 Kilometer südöstlich von Madrid bei Morata de Tajuna eine Finca (Landhaus) 
ausheben, auf der die Attentäter ihre Terroranschläge vorbereiteten und die Rucksack-Bomben bauten. 

Der Hauptverdächtige Jamal Zougam lebt seit 1985 in Spanien und betreibt einen Telefonladen in der Straße 
Tribulete, zehn Minuten Fußweg vom Bahnhof Atocha entfernt. Er wurde von zwei Zeugen als Attentäter 
identifiziert. Zougam ist aufgewachsen in der Altstadt von Tanger. Vor einem Jahr hat er seinen Vater, der dort 
als Muezzin in einer Moschee arbeitet, zum letzten Mal besucht. Durch den Stempel im Reisepass konnte die 
Polizei das Datum genau ermitteln, der 14. März 2003. 

Für die Polizei ist Zougam kein Unbekannter. Er hatte Kontakte zu Imad Eddin Barakat Yarkas, dem früheren 
Chef der Al Qaida-Zelle in Spanien. Außerdem stand er in Verbindung mit zwei Mitglieder der Gruppe Al 
Oussououd Al Khalidine, die in die Terroranschläge in der marokkanischen Hafenstadt Casablanca am 16. Mai 
2003 verwickelt sind. Damals verübten dreizehn Selbstmordattentäter fünf Anschläge, bei denen 45 Menschen 
ums Leben kamen und einhundert Personen verletzt wurden. Bei den beiden Bekannten handelt es sich um 
Abdelaziz Benyaich und Mohamed al-Fizazi, die beide ebenfalls aus Tanger stammen. Fizazi war hier Prediger 
in der Al Quds-Moschee im Stadtteil Beni Makaka. 

Der zweite Tatverdächtige der Zuganschläge in Madrid ist Zougams älterer Halbbruder Mohamed Chaoui. 
Auch dieser ist kein Unbekannter für die Ermittlungsbehörden. Im Vorfeld der Anschläge vom 11. September 
2001 auf das World Trade Center war er bei einer Abhöraktion der spanischen Geheimdienste gegen die 
radikalen Islamisten belauscht worden. 

Der dritte Marokkaner ist der Physiker Mohamed Bekkali. Nach unterschiedlichen Angaben stammt er 
entweder aus Tanger oder der Nachbarstadt Tetuan. Im Jahre 1997 emigrierte er nach Spanien, um eine 
Doktorarbeit zu schreiben. Seit dem Jahr 2000 arbeitete er in dem Telefonladen von Jamal Zougam. Über seine 
Verbindungen zu radikalen Islamisten ist bisher nichts bekannt geworden. Festgenommen wurde ebenfalls 
Mohamed el Hadi Chedadi aus Tanger, der seit 1985 in Spanien lebt. Dessen Bruder Said Chedadi sitzt bereits 
seit November 2001 als Mitglied der Al Qaida im Gefängnis, weil er Verbindungen zu den Attentätern vom 11. 
September hatte. Ein anderer Hauptverdächtiger aus Tanger ist der Chemiker Abderrahim Zbakh, der erst 1999 
nach Spanien emigrierte. Schließlich kommt noch ein weiterer Marokkaner aus Tanger. Sein Name wird 
unterschiedlich mit Abdelouahid Berrak oder mit Abdelwahed Berak angegeben. 

Neben diesen Festnahmen der spanischen Polizei hat der marokkanische Sicherheitsdienst Direction de la 
Surveillance du Territoire (DST) in den letzten Tagen im Raum Tanger/Tetuan eine "Verhaftungswelle" 
gestartet und mindestens 23 Personen verhört. Die marokkanische Kriminalpolizei Sureté Nationale soll im 
Zusammenanhang mit den Zuganschlägen ihrerseits zwei Tatverdächtige festgenommen haben. Außer den 
Attentätern von Madrid kommen auch zwei der Todesopfer aus Tanger – Sanae Ben Sala und Osama El 
Amrati. 

Nach Presseberichten soll der Hintermann der Zuganschläge der Marokkaner Abdelkarim el Mejjati sein. 
Dieser soll sich drei Tage vor dem Massaker in Madrid aufgehalten und unmittelbar nach dem Anschlag wieder 
nach Marokko zurückgekehrt sein. Als Hintermann des Hintermanns gilt der Jordanier Abu Mussab Zarkoui, 
der widerum für Osama bin Laden "arbeiten" und für zahlreiche Anschläge auf die US-Besatzungstruppen im 
Irak verantwortlich sein soll. 
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Für die Polizei ist die Verbindung nach Tanger eine wichtige Spur. Möglicherweise kennen sich einige 
Attentäter noch aus Tanger oder haben sich im Exil zufällig getroffen und wegen ihrer gemeinsamen Herkunft 
engeren Kontakt angeknüpft. Soweit bekannt sind sie als "normale" Moslems nach Spanien eingewandert und 
haben sich erst hier radikalisiert. Wahrscheinlich wurden die Einzelheiten der Zuganschläge in Madrid geplant, 
aber die spanischen Behörden vermuten, dass sich die Hintermänner in Marokko aufhalten. Damit stellt sich die 
Frage, welche Verbindungen die Attentäter in der letzten Zeit nach Nordafrika unterhalten haben. 

Die Straße von Gibraltar trennt Spanien von Marokko. Aber dieser internationale Seeweg ist kaum 15 
Kilometer breit. Er verbindet das Mittelmeer mit dem Atlantik und trennt zugleich Europa von Afrika, den 
reichsten vom ärmsten Kontinent. Die größte Stadt auf marokkanischer Seite ist Tanger mit seinen mit 526.000 
Einwohnern. Die Attentäter aus Tanger bestätigen den schlechten Ruf, den die Hafenstadt hat. In der ersten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts war sie eine "internationale Zone", in der Spanien, Frankreich, England und 
Italien offiziell das Sagen hatten (www.marokko.net/info/staedte/html/tanger.html). Damals blühten Piraterie 
und Schmuggel, war Tanger ein Treffpunkt für Agenten, Intellektuelle (Samuel Beckett, Paul Bowles, Truman 
Capote, Tennessee Williams etc.) und Superreiche, wie die Woolworth-Erbin Barbara Hutton. Tagtäglich 
wurden in den Cafes am Petit Socco oberhalb der Altstadt Drogen, Waffen, Autos und Mädchen gehandelt. 
Von dem einzigen Reichtum ist nichts geblieben außer der Kriminalität, in dem die Attentäter von Madrid 
aufgewachsen sind. Die Altstadt, die so genannte Kasbah, besteht aus einem Gewirr kleiner und kleinster 
Gassen, wo sich ein Haus an das andere schmiegt. (Photo 1) Aus diesem Häusermeer ragt auf einer Bergkuppe 
der rosa Turm einer Moschee weithin sichtbar heraus. (Photo 2) Ausländische Touristen sollten nach 
Sonnenuntergang diese Gegend lieber meiden. Vertreter der lokalen Mafia haben die Stadt noch immer fest im 
Griff. Sie bieten schon im Hafen fremden Besuchern ihre Dienste als Tourismusführer und Beschützer an. 

Tanger ist die einzige Stadt im Norden Marokkos, die Fährverbindungen nach Europa unterhält. Die Schiffe 
fahren nach Tarifa an der Südspitze Spaniens, Algeciras oder der britischen Kronkolonie Gibraltar. Die 
Passagierlinie nach Tarifa ist am kürzesten und bietet die besten Straßenverbindungen auf spanischem Gebiet 
(http://www.frs.info/es/fares.jsp?route=01&lang=DE). Sie wird allerdings nur von einer 
Schifffahrtsgesellschaft angeboten, der Förde Reederei Seetouristik (FRS) aus Flensburg (www.frs.de), die 
ansonsten in der Nord- und Ostsee ihren Transportservice anbietet. Seit dem Jahr 2000 fährt die moderne "HSC 
Tanger Jet", die 558 Passagieren und 60 Autos aufnehmen kann, fünfmal täglich zwischen beiden Städten hin 
und her. (Photo 3&4) Ein Hinweisschild an Bord gibt folgende Erklärung ab: "Crewmitglieder, die während 
ihrer Dienstzeit unter dem Einfluss von Alkohol und/oder Drogen stehen, stellen eine Gefahr für die Sicherheit 
des Schiffes dar. Daher versichert die FRS-Gruppe, dass sie alles tun wird, damit so etwas nicht vorkommt." 

Allein im Jahr 2001 wurden 250.000 Passagiere befördert. In der Regel handelt es sich um Spanier oder in 
Spanien lebende Marokkaner, die vom "kleinen Grenzverkehr" profitieren, Touristen von den Campingplätzen 
bei Tarifa oder Gastarbeiter, die ihren Urlaub in der Heimat verbringen. Niemand weiß, wie oft sich Mitglieder 
einer Terrorgruppe als Kuriere unter die Passagiere gemischt haben. Noch nie ist es während der 35-minütigen 
Überfahrt zu einem Zwischenfall gekommen oder ein Terrorist bei der Ein- oder Ausreise in Tarifa bzw. 
Tanger festgenommen worden. Allerdings beschränkten sich die Grenzkontrollen bisher auf die übliche 
Überprüfung der Personalausweise. Auf spanischer Seite kontrollieren zugleich die Policía Nacional und die 
Guardia Civil; nach der Einfahrt in den Hafen von Tanger kommen drei marokkanische Grenzbeamte in Zivil 
an Bord, die die Reisepässe abstempeln und die Personaldaten in ihre Laptops eintippen, bevor die Passagiere 
das Schiff verlassen dürfen. In Zukunft muss mit einer strengeren Überprüfung gerechnet werden. Die Spanier 
bauen seit 1998 ihre Grenzsicherungen an der "Frontera Sur" aus 
(http://www.guardiacivil.org/revista/result.jsp?id=593). Terroristen werden sich dadurch nicht abschrecken 
lassen, und so dienen die Maßnahmen eher der Abwehr illegaler Einwanderer. Darüber hinaus ist noch nicht 
absehbar, wie sich das Massaker von Madrid auf die politischen Beziehungen zwischen Marokko und Spanien 
auswirken wird. 

Von den 23 Festgenommen befinden sich 14 Personen in U-Haft, vier Personen wurden wieder freigelassen, 
der Rest befindet sich noch in Incomunicado-Haft. Sie dürfen gemäß den spanischen Anti-Terrorgesetze weder 
einen Anwalt sprechen noch sonstigen Besuch empfangen. Außer den genannten Personen wurden bisher u.a. 
folgende Personen festgenommen: Faisal Alluch (Marokko), Said Ahmidam (Marokko, wieder freigelassen), 
Hamid Ahmidam (Marokko), Walid Altaraki Almasri (Syrien), Mohamad Badr Ddin Akkad (Syrien), Mustafá 
Chukri (Marokko, wurde von der marokkanischen Polizei festgenommen), Mouhammad Almallah Dabas 
(Syrien, wieder freigelassen), Basel Ghayoun (Syrien), Vinay Kholy (Indien), Suresh Kumar (Indien), Fouad El 
Morabit Anghar (Marokko, wohnte zeitweise in Darmstadt und wurde wieder freigelassen), Khalid Oulad 
Akcha (Marokko, sitzt seit 2001 im Gefängnis, wurde aber im Zusammenhang mit den Zuganschlägen erneut 
vernommen), Naima Oulad Akcha (die einzige Frau aus Marokko), Farid Oulad Ali (Marokko, wurde wieder 
auf freigelassen), José Emilio Suárez Trashorras (Spanien, half "unabsichtlich" bei der Beschaffung des 
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Sprengstoffes), Antonio Toro Castro (Spanien), Rafa Zuher (Marokko). Außerdem nahmen die spanischen 
Behörden in den letzten Wochen weitere Personen fest, die als islamistische Extremisten gelten, aber in die 
Zuganschläge nicht verwickelt sind: Abdelkrim Benesmali, Djamel Boudjelthia, Alí Kaouka, Hocine K. A., 
Mohamed Nebbar, Mohamed Tahraouí. 

Nachtrag: Seit dem 31. März konnten die spanischen Behörden folgende Personen festnehmen: Mustafá 
Ahmidam (Marokko, wieder freigelassen), Otman El Gnaout und A. F. (Marokko). Nach folgenden Personen 
läuft eine Öffentlichkeitsfahndung: Said Berraj (Marokkaner aus Tanger), Amer El Azizi, Rabei Osman El 
Sayed, Mohammed Oulad Akcha (Marokkaner aus Tetuan), Rachid Oulad Akcha (Marokkaner aus Tetuan) und 
Sanel Sjekirika. Folgende Personen kamen bei einer Explosion einer konspirativen Wohnung am 3. April 2004 
in Madrid, Stadtteil Leganés, zu Tode: Sarhane Ben Abdelmajíd (Tunesier, mit einer Marokkanerin verheiratet, 
galt als "spiritus rector" der Bande), Jamal Ahmidan (Marokkaner aus Tetuan), Agdennabi Kounjaa 
(Marokkaner aus Taourit) und Asri Rifaat Anouar. Zwei weitere Todesopfer sind noch nicht identifiziert. 

In einem Schreiben an die konservative Tageszeitung ABC vom 3. April 2004, das von den Behörden als echt 
eingestuft wird, hat die "Grupo Ansar – Al Qaida en Europa" Spanien den Krieg erklärt. Die 
Sicherheitsbehörden haben die Kontrollen im öffentlichen Nahverkehr, an den Atomkraftwerken und den 
Petrochemischen Raffinerien (Barcelona, Taragona, Cartagena, Puertollano etc.) verstärkt. 

 

 

 

 

 

 

Frankfurter Rundschau, 15. April 2004 

 

Das zweite Nuklearzeitalter 

"Die künftigen strategischen Offensivkräfte": eine Blaupause des 
Defense Science Board für die Rüstung der USA 
Otfried Nassauer 

Vor etwas mehr als einem Jahr beschloss die US-Regierung ihre Nationale 
Sicherheitsstrategie. Pläne, welche Waffen dafür genutzt werden sollen, 
erarbeitete nun das Defense Science Board. Das wichtigste Beratergremium 
des Pentagon setzt auf neue Atomwaffen und die Entwicklung einer Vielzahl 
konventioneller strategischer Waffen. 

In kaum einem Bereich verfolgt die Regierung George W. Bush so zielstrebig eine Neuausrichtung der US-
Streitkräfte wie bei den strategischen und nuklearen Streitkräften. Dies wurde bereits Anfang 2002 deutlich, als 
der Inhalt des geheimen "Nuclear Posture Reviews" öffentlich wurde, einer Überprüfung der Nuklearstrategie, 
des Atomwaffenpotentials und der nuklearen Einsatzoptionen der USA. Diesem zufolge sollen neben nukleare 
strategische Angriffsoptionen künftig konventionelle treten. Beide sollen mit den Fähigkeit zur Raketenabwehr 
integriert und von einer modernisierten industriellen Infrastruktur unterstützt werden. Die sei - so das 
Dokument - die strategische Triade der Zukunft, das Instrumentarium für ein "Zweites Nuklearzeitalter", in 
dem sich der Charakter der Abschreckung verändern werde. Im Juli 2002 gliederte das Pentagon seine 
weltweiten Kommandostrukturen neu und schuf dabei ein Strategisches Oberkommando, "Stratcom", das die 
erforderlichen Zuständigkeiten bekam: Es soll Aufklärungs- und Befehlsstrukturen sowie die defensiven und 
offensiven strategischen Fähigkeiten der USA koordinieren und über konventionelle wie nukleare strategische 
Angriffsoptionen verfügen. 

Ende 2002 und Anfang 2003 veröffentlichte das Weiße Haus eine neue Nationale Sicherheitsstrategie und eine 
Strategie zur Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen. Darin reklamierte die Regierung 
Bush das Recht, militärisch präventiv oder präemptiv gegen Staaten oder nichtstaatliche Akteure vorzugehen, 
die sich in den Besitz von Massenvernichtungswaffen bringen wollen, diese besitzen oder gar mit einem 
Einsatz drohen. 
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Die Ideen der Berater 

Welche Waffen im Rahmen dieser neuen strategischen Konzeption benötigt werden könnten - darüber hat sich 
jetzt eines der wichtigsten Beratergremien des Pentagons Gedanken gemacht, das Defense Science Board. In 
einem 166-seitigen Bericht über die "Künftigen Strategischen Offensivkräfte" werden Vorschläge für die 
strategische Rüstung der USA gemacht. Wenn sie verwirklicht werden, werden sie zugleich Abrüstung, 
Umrüstung und neue Aufrüstung zur Folge haben. Sie werden zur Entwicklung neuer, umstrittener 
Atomwaffen führen, aber auch erstmals zur Einführung einer Vielzahl konventioneller strategischer Waffen. 
Das Defense Science Board erhofft sich davon größere Flexibilität und verbesserte Möglichkeiten zum 
offensiven Einsatz strategischer Waffen, weil die Abhängigkeit von Atomwaffen sinke und konventionelle 
Optionen als Alternative zur Verfügung stehen würden. 

Doch auch das Gegenteil könnte eintreten: Wird der bisher gravierende Unterschied zwischen konventionellen 
und nuklearen Waffen deutlich reduziert, weil die konventionellen Waffen immer leistungsfähiger und die 
nuklearen immer "kleiner" werden, dann könnte sich auch die Wahrscheinlichkeit erhöhen, daß erstmals seit 
dem großen Erschrecken über Hiroshima und Nagasaki nukleare Waffen wieder real eingesetzt werden. Das 
Tabu wäre gebrochen. 

Pläne der Abschreckung 
Die Pentagon-Berater stecken sich ein hohes Ziel: Aufgabe sei es, "künftige Präsidenten mit einer Reihe 
integrierter, flexibler und sehr zuverlässiger Möglichkeiten für offensive Schläge auszustatten, die die heute auf 
taktischer Ebene mögliche Flexibilität auch im globalen Rahmen" bereitstellen. Die potentiellen Gegner werden 
in zwei Hauptgruppen unterteilt. Zum einen "dringliche" Bedrohungen wie "Schurkenstaaten und Terroristen" 
und zum anderen "größere gegnerische Machte mit Massenvernichtungswaffen". 

Gegen größere Mächte müsse auch künftig weitgehend in den traditionellen Kategorien der nuklearen 
Abhaltung, Abschreckung und Eskalationskontrolle gedacht werden. Wenn man es mit einer größeren Macht 
zu tun habe, dann laute die Aufgabe, die gegnerische Führung unfähig zu machen, "ihren Aufgaben 
nachzukommen", nicht aber in erster Linie diese Führung "zu eliminieren". Deren Zurückhaltung, zum Beispiel 
beim Einsatz von Massenvernichtungswaffen, gelte es ja zu erreichen. Deshalb sei es unwahrscheinlich, daß 
versucht werde, die Massenvernichtungswaffen eines solchen Staates völlig auszuschalten. Dies lasse dem 
potentiellen Gegner nur die Wahl, seine Waffen einzusetzen oder zu verlieren. Zur größeren Macht wird ein 
Staat unter anderem dadurch, daß sein Nuklearwaffenpotential in der Lage ist, die künftige 
Raketenabwehrfähigkeit der USA zu überwinden und Ziele in den Vereinigten Staaten mit Atomwaffen 
anzugreifen. Sei dies nicht der Fall "dann können wir dieses Land in derselben Kategorie einstufen wie 
Schurkenstaaten mit Massenvernichtungswaffen, d.h. eines Landes, dessen Massenvernichtungswaffen die 
USA mit akzeptablem Risiko neutralisieren können." 

Im Umgang mit Schurkenstaaten oder Terroristen wird dagegen in Kriegführungskategorien gedacht: Es gelte, 
deren Massenvernichtungswaffen "zu eliminieren, das gegnerische Regime zu beseitigen, aber das Land zu 
erhalten, den Krieg mit Massenvernichtungswaffen schnell zu beenden", und sicherzustellen, daß der Krieg die 
"richtigen Schlußfolgerungen lehre". "Wenn (wir) einen strategischen Schlag gegen Schurkenstaaten oder 
Terroristen durchführen, ist es die Aufgabe, die Führung selbst zu töten." "Der Imperativ, die Führung und 
bestimmte Kernfähigkeiten selbst zum Ziel zu machen, besteht unabhängig vom Aspekt 
Massenvernichtungswaffen", hält die Studie fest. "Wer wird letztlich gegen den Einsatz strategischer 
Offensivfähigkeiten argumentieren, wenn es darum geht, einen wichtigen Führer oder kritische 
Angriffsfähigkeiten von Al Qaeda zu eliminieren." Bei Terroristen und Schurken seien "Enthauptungs- und 
Entwaffnungschläge" sinnvoll. 

Das Defense Science Board sieht die US-Streitkräfte auf 25 Jahre zur Abschreckung größerer Mächte relativ 
gut gerüstet. Die Abschreckungsaufgabe sei ähnlich wie im Kalten Krieg, nur stelle sie sich in deutlich 
geringerem Umfang. Für den Umgang mit Schurken und Terroristen dagegen gebe es in vielen Bereichen von 
der "Aufklärung, Führung und Schadensanalyse", über "strategische Trägersysteme" bis hin zu "Waffen und 
Waffenladungen" deutliche Defizite. Aus diesen wird die Forderung nach einer Vielzahl neuer Fähigkeiten und 
Waffen abgeleitet, die, wenn eingeführt, auch gegen jeden "größeren Gegner" zum Einsatz gebracht werden 
können. 

Washington, so hält die Studie fest, müsse auch künftig politisch daran interessiert sein, daß Nuklearwaffen 
nicht eingesetzt werden. Seine Verbündeten sollen sich unter dem Nuklearschirm der USA weiter sicher fühlen. 
Nur dies gewährleiste, daß Alliierte mit entsprechenden technischen Fähigkeiten auch künftig auf 
Nuklearwaffen verzichten und Länder wie China oder Rußland kooperativ bleiben. 
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Neue Trägersysteme, neue Zwecke 

Wer jederzeit überall auf der Erde flexibel und effizient gegen so verschiedenartige Ziele wie tief verbunkerte 
Anlagen, Depots oder Produktionsanlagen für chemische und biologische Waffen, mobile 
Raketenabschußrampen oder im afghanisch-pakistanischen Hochgebirge reitende Al Qaeda -
Führungsmitglieder zuschlagen will, der muß diese Ziele nicht nur schnell und sicher identifizieren können. Er 
muß sie auch genauso schnell und sicher treffen. Er muß ungewollte Nebenschäden vermeiden, wenn die Ziele 
in besiedelten Gebieten liegen. Dazu bedarf es geeigneter Trägersysteme, mit denen die Waffen flexibel, 
schnell, zielgenau und über große Entfernungen eingesetzt werden können. Solche gibt es bislang fast nur für 
Atomwaffen. Für konventionelle Waffen müssen sie erst freigesetzt oder neu gebaut werden. Die Studie 
empfiehlt deshalb unter anderem: 

Die Entwicklung einer neuen seegestützten Mittelstreckenrakete mit etwa 2700 Kilometer Reichweite. Diese 
sollen in weniger als 15 Minuten Sprengköpfe mit einem Gewicht von rund einer Tonne auf fünf Meter genau 
ins Ziel bringen. Diverse Nutzlasten - von Aufklärungssensoren über konventionelle Sprengköpfe bis zu 
Spezialsprengköpfen zur Bekämpfung biologischer Agentien - seien denkbar. Ab 2012 soll sie entsetzbar sein. 
Waffen dieser Art verbietet der INF-Vertrag nicht und der "Start"-Vertrag nur bis zu seinem Auslaufen im 
Jahre 2009. Ihr Vorteil im Vergleich zu Flugzeugen oder Marschflugkörpern besteht in der größeren 
Geschwindigkeit und darin, selten eine Überfluggenehmigung zu benötigen. 

• Geprüft werden soll, ob die künftige, viel zielgenauere Version der U-Boot-gestützten Atomrakete Trident-
D-5 konventionell genutzt werden kann. 

• Nicht vier, sondern sechs Trident U-Boote sollten zu konventionellen Waffenträgern umgebaut werden. 
Diese sollen konventionelle Marschflugkörper oder alternativ bis zu 66 der neuen Mittelstreckenraketen 
mitführen. 

• Geprüft werden soll, ob alle seegestützten Marschflugkörper konventionell umgerüstet werden können. 

• Das gleiche gilt für alle luftgestützten nuklearen Marschflugkörper, vorausgesetzt ein nuklearer Nachfolger 
wird entwickelt. 

• 50 der superschweren nuklearen MX-Raketen, die derzeit im Rahmen des "Start"-Vertrages abgebaut 
werden, sollten mit konventionellen Sprengköpfen ausgestattet und an der Ost- bzw. Westküste der USA 
neu aufgestellt werden. Die neuen Stationierungsorte sollen bewirken, daß Frühwarnsatelliten die Raketen 
nicht irrtümlich für Atomwaffen halten, wenn sie starten. 

• Schließlich sei zu prüfen, ob und wie neue land- und seegestützte unbemannte, in der Luft betankbare 
unbemannte Fluggeräte als Waffenträger zu realisieren oder verstärkt Aufklärungssysteme und Bewaffnung 
an Bord von ein und demselben Trägersystemen zu integrieren seien. 

Zusammen mit den schon vorhandenen konventionell nutzbaren strategischen Trägersystemen wie 
Langstreckenbombern ergibt sich das Bild einer rasch aufwachsenden, äußerst flexibel einsetzbaren Fähigkeit, 
auch mit konventionellen Waffen weltweit strategische Schläge zu realisieren. 

Neue Ziele, neue Nutzlasten 

Die Vielzahl und die Unterschiedlichkeit der Ziele, die wirksam und äußerst zuverlässig bekämpft werden 
sollen, macht neben neuen Trägersystemen auch neue strategische Nutzlasten und neue Bekämpfungskonzepte 
erforderlich. Die Experten raten dem Pentagon, modernste Aufklärungs- und Befehlsstrukturen für 
konventionelle und nukleare Operationen zu integrieren und neue konventionelle wie neue nukleare 
Sprengköpfe sowie weitere Nutzlasten zu entwickeln, mit denen die Wirksamkeit strategischer 
Offensivoperationen vergrößert werden kann. Im Bereich konventioneller Waffen empfiehlt das Defense 
Science Board 

• die Arbeit an riesigen konventionellen und thermobarischen Waffen (10-15 Tonnen) zur Zerstörung 
unterirdischer Bunker zu intensivieren und dabei insbesondere auch die Forschung an hochenergetischen 
Materialien voranzutreiben, die zunächst das 2-3-fache, binnen eines Jahrzehnts das 10-fache und später 
sogar bis zum 100-fachen der Energie von TNT bei einer Explosion freisetzen könnten; dasselbe gilt für 
superschwere Penetratoren; 

• intelligente, halbautonome Waffen, wie Landminen, die auch auf Distanz eigenständig bewegliche Ziele 
wie z.B. Raketenstartgeräte bekämpfen können, als Bewaffnung für strategische Waffensysteme zu prüfen; 

• den Einsatz von Neutralisatoren für biologische oder chemische Agentien mittels weitreichender 
Sprengköpfe, die Flechetten enthalten, zu prüfen und 
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• Sensoren bzw. Sensormixe zu entwerfen, die mit strategischen Waffen in ein Zielgebiet verbracht werden 
können, um dort Aufklärungsdaten oder Daten, mit denen die Schadensanalyse nach einem Angriff 
verbessert werden kann, zu gewinnen. 

Niedrigere Kolateralschäden 

Die Studie rät, künftige Präsidenten sollten bei strategischen Offensivschlägen "die Wahlmöglichkeit" 
zwischen konventionellen und nuklearen Waffen haben. Das derzeitige Programm zur Indiensthaltung und 
Lebensdauerverlängerung vorhandener Nuklearwaffen, das Stockpile Stewardship Program, sei falsch dafür 
ausgerichtet. Es halte viel zu viele relativ große Atomsprengköpfe weiter im Dienst, die massive 
Kolateralschäden hervorrufen würden und deshalb kaum eingesetzt werden können. Wichtiger sei, sich auf die 
Waffen zu konzentrieren, die "für die künftige Bedrohungsumgebung relevanter sind", darunter neue und 
neuartige Nuklearwaffen. Es gelte "die Erforschung neuer Waffentypen zu initiieren", die "einen deutlich 
niedrigeren Kolateralschaden hervorrufen (Präzision, Erdeindringfähigkeit, deutlich reduzierte radioaktive 
Strahlung)", robust funktionieren, leicht herzustellen und zu warten sind. Dazu wird angeregt, 

• die bereits begonnene Entwicklung eines Robusten Nuklearen Erd-Penetrators weiterzuführen; er soll aus 
einer umgebauten Atombombe des Typs B-61 oder B-83 entstehen; dafür sind bereits Haushaltsmittel in 
dreistelliger Millionenhöhe vorgesehen; 

• bestehende Atomwaffen großer Sprengkraft einsetzbarer zu machen, indem der atomare Hauptsprengsatz 
ausgebaut wird. Der nukleare Zündsprengsatz alleine sei als Atomwaffe niedriger Sprengkraft nutzbar; 

• die Entwicklung von Konzepten für neue atomare Waffen mit geringer oder geringster Sprengkraft - 
sogenannter Mini-Nukes - voranzutreiben. Diese könnten sowohl zur Zerstörung verbunkerter Ziele in 
bewohnten Gebieten, bei der wenig nuklearer Fallout entstehen darf, als auch zur Vernichtung biologischer 
Waffen eingesetzt werden; 

• Waffen mit spezifischer nuklearer Waffenwirkung zu entwickeln, so z.B. Waffen mit verstärkter 
Strahlungswirkung (Neutronenwaffe), Waffen mit reduzierter Fusionswirkung, Waffen, die wenig 
nuklearen Fallout produzieren oder Waffen die gezielt einen EMP erzeugen. 

Während der Umbau vorhandener Nuklearwaffen wahrscheinlich ohne erneute Atomwaffentests möglich ist, 
gilt dies für neuartige Waffen als nicht gesichert. Eine Wiederaufnahme der Atomtest könnte als Nebeneffekt 
erforderlich werden. 

Schließlich - so argumentiert die Studie am Beispiel tief verbunkerter Ziele - könne es auch sinnvoll sein, 
spezielle Ziele mit einem Mix konventioneller und nuklearer Waffen anzugreifen. Bunker, die so tief unter der 
Erde liegen, daß sie von keiner einzelnen Sprengladung zerstört werden können, seien möglicherweise 
zerstörbar, wenn in den Fels darüber zunächst mit einem oder mehreren konventionellen Bunkerknackern ein 
tiefes Loch gesprengt werde. Eine kleine Nuklearwaffe, gezielt in diesem Loch zu Explosion gebracht, könne 
es dann ermöglichen, daß selbst Bunker, die 100 bis 200 Meter unter der Erde liegen, funktionsunfähig 
gemacht werden könnten, ohne daß an der Erdoberfläche noch nennenswerte Strahlung auftrete. 

Längerfristig erhoffen sich die Experten des Defense Science Board sogar völlig neuartige Chancen zur 
Bekämpfung von strategischen Zielen mit nicht-nuklearen Mit-teln. Sie schlagen deshalb u.a. vor, trotz 
erheblicher völkerrechtlicher Probleme auch z.B. die strategischen Einsatzmöglichkei-ten für nicht-tödliche 
chemische Waffen mit Lähmungswirkung zu erforschen oder die Arbeit an den rechtlich ebenso 
problematischen Laser- und hochenergetischen Mikrowellenwaffen weiterzuführen. 

Positiver Fallout in Europa 
Realisiert das Pentagon die Vorschläge seiner Berater, so werden die Vereinigten Staaten bereits in wenigen 
Jahren erstmals und dann schnell wachsende Fähigkeiten zu weltweiten konventionellen Angriffe auf 
strategische Ziele haben, zusätzlich gemischte Angriffe mit konventionellen und nuklearen Waffen durchführen 
können und zugleich die heute vorhandenen nuklearen Angriffsoptionen beibehalten. Letztere können sogar 
glaubwürdiger angedroht werden, weil die Atomwaffen selbst einsetzbarer gemacht worden sind. Die 
Selbstabschreckung Washingtons vor dem Einsatz atomarer Waffen, die vor allem auf deren riesiger und 
schlecht begrenzbaren Zerstörungswirkung beruht, würde reduziert. Ob gewollt oder ungewollt - ein 
Atomwaffeneinsatz könnte vorstellbarer und damit wahrscheinlicher werden. 

Positive Auswirkungen könnte Arbeit des Defense Science Boards dagegen auf die Nato haben. Die Experten 
empfehlen dem Pentagon, "die nukleare Rolle" der in Europa stationierten konventionell und nuklear nutzbaren 
Flugzeuge "zu eliminieren". Für deren Waffen gebe es "keine offensichtliche militärische Notwendigkeit" mehr 
und die Gründe für ihre weitere Existenz seien vor allem "politisch". Zur Zeit - so Schätzungen von Experten - 
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lagern die USA noch etwa 150 nukleare Bomben des Typs B-61-Modell 10 an acht Standorten in sechs 
europäischen Ländern, darunter in Deutschland in Ramstein und in Büchel. Bereits Anfang März hatte James 
Jones, der Nato-Oberbefehlshaber, mit der Ankündigung "einer signifikanten Reduzierung" dieser Waffen 
überrascht. 
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Sudan: Konflikte seit einem halben Jahrhundert 
Christopher Steinmetz 

Seit der Unabhängigkeit 1956 werden auf dem Territorium des Sudan 
Konflikte gewaltsam ausgetragen, mal mehr und mal weniger intensiv. Nur 
zwischen 1972 und 1983 gab es eine Phase relativer Ruhe. Über die Zahl der 
Opfer existieren nur grobe Schätzungen. Seit 1983 sollen mehr als zwei 
Millionen Menschen im Krieg oder an dessen direkten Folgen gestorben sein. 
Hinzu kommt das ungewisse Schicksal von mehr als vier Millionen 
vertriebenen und entführten Sudanesen sowie das von Hunderttausenden von 
Flüchtlingen, die im Sudan Zuflucht vor Kriegen in den Nachbarstaaten 
suchten. 

Zwei Konstanten prägten den Konfliktverlauf. Seit fast 50 Jahren wird das Geschehen maßgeblich vom 
Antagonismus zwischen den Regierungseliten des arabisch-islamischen Nordens und 
Unabhängigkeitskämpfern des afrikanischen, christlich-animistischen Südens bestimmt. Seit mindestens 30 
Jahren gibt es zudem Wechselwirkungen mit den Kriegen in den Nachbarstaaten: Äthiopien und später auch 
Eritrea, Tschad, Uganda, Zaire (Demokratische Republik Kongo) und der Zentralafrikanischen Republik. Die 
unwegsamen Grenzgebiete vor allem im Südsudan waren ideale Rückzugsorte für ausländische 
Widerstandsgruppen. Das Regime in Khartoum gewährte ihnen Zuflucht und erhoffte sich davon die 
andauernde Destabilisierung der Nachbarstaaten sowie Unterstützung bei der Bekämpfung der 
südsudanesischen Widerstandskämpfer. Natürlich verfuhren die Nachbarstaaten ähnlich. 

Kleine Chance auf Frieden 

Aufgrund veränderter politischer Rahmenbedingungen könnte eine dauerhafte Befriedung des Sudans möglich 
werden. Seit 1994 bemühten sich Vertreter afrikanischer Staaten im Rahmen der IGAD (Intergovernmental 
Agency on Development) sowie internationale Vermittler um eine Lösung. Im Juli 2002 wurde ein erster 
wichtiger Durchbruch erzielt. Präsident Omar Hassan al-Bashir erklärte sich bereit, die Südsudanesischen 
Befreiungsarmee und -bewegung (SPLA/M) an der Regierung zu beteiligen und nicht in die politische 
Administration in den Südprovinzen einzugreifen. Für das Jahr 2008 wurde ein Referendum in den 
Südprovinzen in Aussicht gestellt. Außerdem wurde vereinbart, die Anfang der 1980er im Sudan eingeführte 
Scharia nur im Norden anzuwenden. Für den vorwiegend christlich-animistischen Südsudan war dies und die 
Zusicherung der Religionsfreiheit eine Vorbedingung. 

Eine Annäherung der beiden größten Konfliktparteien würde einen gewaltigen Fortschritt für die 
Lebensbedingungen im Südsudan bedeuten. Doch noch sitzen die Wunden und das Misstrauen tief. Die 
organisierte Verschleppung und Versklavung von Nicht-Moslems in den Norden, die Aushungerung ganzer 
Landstriche und die "Politik der verbrannten Erde" durch regimetreue Milizen können im Südsudan nicht über 
Nacht vergessen werden. Anfang 2004 konnte erneut beobachtet werden, wie schnell eine Eskalation der 
Konflikte in Nord-Uganda und im Osten des Tschad ihre Kreise im Sudan zieht. 
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Streit über Ressourcen 

Ein zentrales Problem bleibt nach wie vor auch die Kontrolle über die Erdölvorkommen, vor allem der Provinz 
Western Upper Nile. Sie sind die größte einzelne Deviseneinnahmequelle des Sudans. Dort finden die 
intensivsten Kämpfe statt. Noch ist das Regime nicht bereit, die von den internationalen Vermittlern 
vorgeschlagene 50:50-Aufteilung zu akzeptieren. 

Hinzu kommt der vielleicht größte ungelöste Problemkomplex: die prekäre Nahrungsmittelversorgung und die 
Bodennutzungsrechte. In den nördlichen Provinzen und entlang des Nils wurden die arabischen Nomaden 
durch die mechanisierte Landwirtschaft vertrieben. Das Regime rekrutierte aus ihnen die Milizen und bot ihnen 
das Land südsudanesischer Bauern an. Die SPLA/M wiederum bewaffnete die Bauern. Vor allem dort wo 
Wüste und Steppe auf fruchtbare Hügel und Wald treffen, ist daraus längst ein "Jeder gegen Jeden" geworden. 
Der seit 1996 eskalierende Konflikt in den Regionen Darfur und Bahr-el-Ghazal verdeutlicht diese Brisanz. Der 
in Darfur gerät jetzt ins Zentrum der Aufmerksamkeit. 

 

 

 

 

Neues Deutschland, 28. April 2004 

 

Kandidatenkür am Dnjepr 
Verfassungsreform gescheitert – Kampf um Kutschma-Nachfolge 
hat begonnen 
Manfred Schünemann 

Offiziell beginnt der Wahlkampf um die Nachfolge von Präsident Leonid 
Kutschma erst im Sommer. Noch sind nicht einmal alle Kandidaten benannt. 
Doch die Hauptopponenten üben sich bereits im Schlagabtausch. 

Monatelang hatten die Parlamentsparteien in Kiew über eine 
Verfassungsreform debattiert. Bei der entscheidenden Abstimmung fehlten 

sechs Stimmen aus dem Regierungslager an der erforderlichen Zweidrittelmehrheit. Selbst für die Opposition 
kam dieses Ergebnis überraschend, hatten die Regierungsparteien doch mühsam einen Kompromiss mit 
Kommunisten und Sozialisten ausgehandelt und sich deren Unterstützung gesichert. 

Angestrebt waren weit reichende Verfassungsänderungen. Das Präsidialsystem, das dem Staatsoberhaupt und 
seiner Administration weitgehende Entscheidungsgewalt einräumt, sollte durch eine parlamentarisch-präsidiale 
Staatsordnung abgelöst werden. Außer in den Kernbereichen Außenpolitik, innere Sicherheit und Verteidigung 
hätte der Präsident nur noch repräsentative Funktionen ausgeübt. Die Befugnisse der bisher weitgehend 
außerhalb parlamentarischer Kontrolle tätigen Präsidialadministration sollten der Regierung übertragen werden 
und die Verantwortung für Regierungsbildung und -kontrolle läge ausschließlich beim Parlament. Zusammen 
mit den bereits beschlossenen Wahlrechtsänderungen (reines Verhältniswahlrecht mit einer Drei-Prozent-
Klausel) hätte die Verfassungsreform zu einer Stärkung des demokratischen Systems geführt. 

Natürlich waren diese Vorstellungen auch machtpolitisch begründet. Das Regierungslager erhoffte sich eine 
Sicherstellung seines politischen Einflusses auch für den Fall, dass Viktor Juschtschenko, der Kandidat der 
zentristischen, national-patriotischen Opposition, die Präsidentenwahl im Herbst gewinnt. Der neue Präsident 
hätte sich im Wesentlichen auf repräsentative Aufgaben beschränken müssen, während die eigentliche 
politische Macht bei der Regierung und dem von der jetzigen Parlamentsmehrheit gewählten 
Ministerpräsidenten gelegen hätte. 

Kommunisten und Sozialisten knüpften ihre Zustimmung zur Verfassungsänderung an die Einführung des 
reinen Verhältniswahlrechts, durch das sie sich mehr Parlamentsmandate und stärkeren Einfluss auf die 
Regierungspolitik versprachen. 

Das von Juschtschenko angeführte Lager lehnt die Einschränkung der Allmacht des Präsident zwar nicht 
grundsätzlich ab, wollte darüber jedoch erst nach der Präsidentenwahl entscheiden. Auch das Regierungslager 
scheint sich mit der Verschiebung inzwischen abgefunden zu haben. Die rasche Nominierung des derzeitigen 
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Ministerpräsidenten Viktor Janukowitsch zum gemeinsamen Präsidentschaftskandidaten der 
Regierungsparteien spricht dafür, dass man nun alles auf dessen Sieg setzen will. Möglich ist sogar, dass die 
Verfassungsreform bis nach den nächsten Parlamentswahlen im Jahre 2006 hinausgezögert wird. Dann wird 
das neue Wahlgesetz zu einer neuen Kräfteverteilung in der Werchowna Rada führen. 

Für Prognosen zum Ausgang der Präsidentenwahl ist es noch zu früh. Doch scheint Viktor Janukowitsch ein 
durchaus aussichtsreicher Kandidat zu sein. Als amtierender Ministerpräsident gilt er nicht nur den jetzigen 
Herrschaftseliten und -strukturen als sicherer Garant, sondern er steht auch für Kontinuität in der 
Wirtschaftspolitik – im letzten Jahr wuchsen das Bruttoinlandsprodukt um 9,3 und die Realeinkommen um 15,2 
Prozent. Und für eine Fortsetzung der Politik des Ausgleichs zwischen EU-Orientierung und Zusammenarbeit 
mit Russland steht er auch. Mehr als Juschtschenko könnte Janukowitsch damit in einem wahrscheinlich 
notwendigen zweiten Wahlgang kommunistische Wähler für sich mobilisieren. 

Viktor Juschtschenko und andere Oppositionspolitiker haben denn auch sofort auf den Amtsvorteil des 
Ministerpräsidenten hingewiesen und betont, dass er sowohl auf »gleichgeschaltete Medien« als auch auf den 
Verwaltungsapparat und »unkontrollierbare Finanzmittel« zurückgreifen könne. Dadurch sei eine 
demokratische Wählerentscheidung gefährdet. Unerwähnt ließen sie das eigene Unterstützungspotenzial. 

Erst kürzlich traf sich der US-amerikanische Finanzier George Soros, der zuletzt die Wahlkampagnen der 
vormaligen Oppositionsparteien in Georgien unterstützt hatte, in Kiew auch mit Juschtschenko. 
Medienberichten zufolge kritisierte er, dass ein großer Teil der schon im Februar zur Verfügung gestellten 
Gelder (der Soros-Fonds in der Ukraine hat einen jährlichen Etat von etwa 5 bis 8 Millionen Dollar) nicht 
»zielgerichtet« genug für den Wahlkampf Juschtschenkos, sondern für wenig erfolgreiche Massenaktionen 
gegen die Regierungspolitik eingesetzt wurde. Den gleichen Quellen zufolge beabsichtigt Soros, monatlich 
100000 Dollar für oppositionelle Journalisten bereitzustellen. 

Schon jetzt erklären bestimmte Medien in der Ukraine (und nicht nur dort) die Wahl zwischen Juschtschenko 
und Janukowitsch zur »Schicksalsentscheidung« für oder gegen die Zukunft der Ukraine. Die Sachfragen der 
weiteren Entwicklung – Reform des politischen Systems, Weiterführung der wirtschaftlichen Reformprozesse, 
Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme, Durchsetzung von Rechtsstaatlichkeit – werden auf diese Weise 
in den Hintergrund gedrängt.. 

 

 

 

 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 02. Mai 2004 

 

Veto-Recht gegen Verkauf von Rüstungsfirmen 
Wie sinnvoll ist die Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes? 
Otfried Nassauer 

Im Frühjahr 2002 kaufte One Equity Partners, eine amerikanische 
Beteiligungsgesellschaft, den erfolgreichsten Hersteller konventioneller 
UBoote - die Kieler Howaldts Deutsche Werft AG. Urplötzlich kam ein 
Unternehmen unter US-Kontrolle, dessen geistiges Eigentum und Know-How 
aus dem Inhalt der deutschen Hochtechnologie-Schatztruhe nicht 
wegzudenken schien. Als Joker im Poker um die Entstehung einer 
europäischen Rüstungsindustrie war HDW nicht mehr tauglich. Im Sommer 

2002 war auch das Verteidigungsministerium aufgewacht. Der Vorgang müsse, so damals Staatssekretärin 
Brigitte Schulte wörtlich - als "bedenklich gewertet" werden. Der "Fall HDW" löste bei Politikern und in 
deutschen Behördenstuben ein langes, grundsätzliches Nachdenken aus. Sollte sich Deutschland - so wie 
andere große Rüstungsnationen - die Möglichkeit schaffen, den Verkauf von High-Tech-Firmen durch ein 
staatliches Veto zu unterbinden? Würde das ein Weg sein, um beim Entstehen einer europäischen 
Rüstungsindustrie gewichtiger mitzureden? 

Zwei Jahre später hatte der Berg gekreist und geboren war der "Entwurf eines elften Gesetzes zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) und der Außenwirtschaftsverordnung (AWV)". 
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Der Gesetzentwurf sieht vor, dass ausländische Firmen, die direkt oder indirekt - z.B. über eine 
Beteiligungsfirma - mehr als 25 Prozent der Stimmrechte an einem deutschen Unternehmen erwerben wollen, 
eine Genehmigung brauchen - vorausgesetzt, die deutsche Firma entwickelt oder produziert Kriegswaffen, 
andere Rüstungsgüter oder bestimmte Verschlüsselungssysteme. Damit will man sicherstellen, dass 
Deutschlands "Sicherheitsinteressen" gewahrt und die "sicherheitspolitischen Interessen" sowie die 
"militärische Sicherheitsvorsorge" gewährleistet bleiben. 

In der Außenwirtschaftsverordnung finden sich neue Durchführungsbestimmungen. Zunächst soll das Gesetz 
nur auf die Entwickler und Hersteller von Kriegswaffen und Kryptosystemen angewandt werden. Falls 
erforderlich kann es durch einen Verwaltungsakt ohne Parlamentsbeteiligung jederzeit auf andere 
Rüstungsgüter ausgedehnt werden. Wer eine Genehmigung haben will, muss diese rechtzeitig beim 
Wirtschaftsministerium beantragen und vollständige Unterlagen einreichen. Wird dagegen binnen eines Monats 
kein Einspruch erhoben, gilt der Verkauf als genehmigt. Genehmigungsauflagen sind möglich. Wer ohne 
Genehmigung verkauft, begeht eine Ordnungswidrigkeit, macht sich also strafbar. Das Geschäft gilt als 
unwirksam. 

Die Genehmigungsbehörde trifft also eine Ermessensentscheidung. Abgewogen werden staatliche 
Sicherheitsinteressen, die Versorgungssicherheit für die Bundeswehr sowie die Verfügung über 
rüstungsindustrielle Kernfähigkeiten gegen die Interessen des Unternehmens am freien Kapitalverkehr und 
dessen wirtschaftliche Existenz. 

Soweit, so gut? Nein. Kaum war der Vorschlag öffentlich, signalisierte die Industrie Widerspruch. Er könne die 
europäische Integration behindern, das Einwerben ausländischen Kapitals verhindern, die Existenz von Firmen 
gefährden und sei damit eher eine Gefahr als ein Schutz. Wenn schon ein Eingriff, dann - so die taktische 
Rückzugsposition - genüge eine Meldepflicht. Die Industrie müsse im eigenen Interesse auch die 
Kerninteressen ihres wichtigsten Kunden schützen. 

Doch das eigentliche Problem lauert jenseits der Frage, ob die Wirtschaftslobby pflichtgemäß protestiert und 
das Hohe Lied der sich selbst regelnden freien Marktwirtschaft singt. 

Es ist das gute Recht des Staates, ordnungspolitisch regelnd einzugreifen. Das gilt gerade für die 
Rüstungsindustrie, die für den Kernbereich staatlicher Souveränität arbeitet. Eingriffe sind jedoch nur zu 
rechtfertigen, wenn ein ausreichend strategisches, klar definiertes Ziel verfolgt wird und wenn die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel gewahrt bleibt. Beides ist bei diesem Gesetzentwurf kaum der Fall. Der folgt 
eher dem alten Sprichwort, dass "gut gemeint nicht immer gut gemacht" sein muss. 

Die Zielsetzung ist weder strategisch noch klar definiert. Das wird gleich mehrfach deutlich. Die den 
staatlichen Eingriff rechtfertigenden Begriffe "wesentliche Sicherheitsinteressen", "sicherheitspolitische 
Interessen" und "militärische Sicherheitsvorsorge" werden nicht definiert. Auch die Begründung hilft nicht 
weiter, wenn zur Erläuterung Worte benutzt werden wie "militärische Versorgungssicherheit" oder 
"Kernfähigkeiten" der Rüstungswirtschaft. Diese Begriffe sind politisch interpretierbar. Denn ihre Bedeutung 
ist von der Frage abhängig, für welche Sicherheitsinteressen, welche Risiken und mit welchen Mitteln 
Sicherheitsvorsorge betrieben werden soll. Mit dem Terminus der "militärischen Sicherheitsvorsorge" aber 
zeigt der Gesetzgeber, das dem Gesetz trotz veränderter sicherheitspolitischer Risiken weiter ein ausschließlich 
militärisch orientierter Sicherheitsbegriff zugrunde liegt. Das hat Folgen: Die zu sichernden Kernfähigkeiten 
sind praktisch ausschließlich rüstungswirtschaftliche. Nicht gestellt wird die Frage, ob der Zugriff auf Patente 
und Produktionskapazitäten für Impfstoffe gegen Biowaffen heute nicht wichtiger ist als die Fähigkeit, große 
Mengen Panzermunition zu produzieren. Sie wird per Gesetz zugunsten der Munition entschieden. Was für eine 
Verengung. 

Doch selbst wenn man sie akzeptiert, zeigt sich, dass das Gesetz keine strategisch durchdachte Zielsetzung hat. 
Wirkung kann es nur in rüstungswirtschaftlichen Sektoren entfalten, die national kontrolliert sind, - also bei 
Heeresausrüstern, Teilen des Marinesektors und kleinen Teilen der Luft- und Raumfahrtindustrie. Wichtige 
Firmen sind ja bereits längst internationalisiert, so die EADS, HDW, STN Atlas oder jüngst MTU. Es geht also 
allenfalls um Schutz und Kontrolle von Rest-Kernfähigkeiten. 

Diesen Resten soll es ermöglicht werden, geschützt durch das potentielle staatliche Veto, auf gleicher 
Augenhöhe über nächste Schritte auf dem Weg zu einer europäischen Rüstungsindustrie zu verhandeln. Das 
verspreche bessere Verhandlungsergebnisse. 

Aber selbst das muss nicht so sein. Würden Anträge aus europäischen Staaten in der Regel einfach 
durchgewunken, solche aus den USA aber genau geprüft werden, dann entstünde schnell der Eindruck einer 
"Lex Anti-Americana". Würden dagegen auch die Anträge aus Europa penibel geprüft, dann könnte das Gesetz 



   

Seite  36 BITS Querschnitt 2004  
 

sogar ein neues Hindernis auf dem Weg zu einer europäischen Rüstungsindustrie werden - also genau das 
Gegenteil dessen bewirken, was es vorgeblich bewirken soll. Auch die Möglichkeit, dass manche wesentlichen 
Sicherheitsinteressen schon heute auf europäischer Ebene besser gewahrt werden könnten, kommt nicht in den 
Blick. 

Doch nicht nur die unklare strategische Ausrichtung ist zu kritisieren. Auch die Verhältnismäßigkeit der 
vorgeschlagenen Mittel wirft Probleme auf. Sie ergeben sich daraus, dass vage formulierte Ziele mit maximalen 
Ermessensspielräumen für die Genehmigungsbehörde verknüpft werden. 

Diese kann entscheiden, auf welche Firmen und welche Technologien die Genehmigungspflicht angewandt 
wird. Sie kann die Entwicklung und Herstellung "anderer Rüstungsgüter" ohne erneute parlamentarische 
Behandlung in die Genehmigungspflicht einbeziehen. Das würde die Zahl der betroffenen Firmen und 
Technologien schlagartig deutlich vergrößern. Sie kann entscheiden, ob sie das Gesetz nur auf größere Betriebe 
anwendet oder auch auf kleinere und "Ein-Mann-Firmen". Sie entscheidet, ab wann die Genehmigungspflicht 
greift, - von welchem Punkt an man in einem Unternehmen von Rüstungsproduktion sprechen kann, und zwar 
in quantitativer wie qualitativer Hinsicht. Theoretisch könnte schon ein einziges Produkt, 
Entwicklungsvorhaben oder Patent reichen. Und die Genehmigungsbehörde entscheidet auch, welche 
Technologien oder Produkte zu den schützenswerten Kernfähigkeiten gehören. Zwar soll die Prüfung 
gemeinsam durch Wirtschafts-, Verteidigungs- und Außenministerium und bei Kryptotechnik unter 
Hinzuziehung des Innenministeriums erfolgen. Doch das garantiert weder eine problemlose und unstrittige 
noch eine schnelle Klärung. Unklar ist auch, wann Antragsunterlagen als vollständig und rechtzeitig eingereicht 
gelten - mithin, wann die 30-Tage-Frist für behördliche Einsprüche beginnt. 

Juristen müssen schon wegen der potentiellen Strafbarkeit dazu raten, auf Verdacht Genehmigungsanträge zu 
stellen und möglichst umfangreiche wirtschaftliche und technische Unterlagen abzugeben. Sie müssen das 
Wirtschaftsministerium - notfalls bis hin zum Mittel der Untätigkeitsklage - unter Druck setzen, damit es den 
Eingang vollständiger Unterlagen und den Beginn der 30-Tage-First bestätigt. Mit anderen Worten: Vage 
Formulierungen, große Ermessensspielräume und der Umfang der Prüfungen lassen erwarten, dass bald die 
Entscheidungsfristen verlängert oder gar der Ruf nach einem eigenen Amt für diese Genehmigungen laut wird. 
Ist das politisch gewollt? 

Was also tun? Die Bundesregierung sollte diesen Entwurf zurückziehen und einen neuen Versuch unternehmen, 
eine strategisch ausgerichtete, ordnungspolitische Eingriffsmöglichkeit zu schaffen. Die kann sie noch in dieser 
Legislaturperiode einbringen. Denn laut rot-grünem Koalitionsvertrag sollen ja Außenwirtschaftsgesetz und 
Kriegswaffenkontrollgesetz noch einmal auf die Tagesordnung. Und zwar wenn - Zitat - "Notwendigkeit und 
Möglichkeit einer Harmonisierung der Genehmigungsvoraussetzungen in den einschlägigen 
Exportvorschriften" geprüft werden. Im Klartext: Wenn geprüft wird, ob alle Rüstungsexporte den strengeren 
Regeln des Kriegswaffenkontrollgesetzes unterworfen werden. 
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Militärisch effektiver mit weniger Stützpunkten? Die US-
Planungen für ein neues Stationierungskonzept 
Gerhard Piper 

In deutschen Rathäusern wächst die Nervosität. Die US-Streitkräfte wollen 
einen Teil ihrer Truppen aus der Bundesrepublik abziehen. Daher reisten 
bereits im Juni vergangenen Jahres Bürgermeister und Landräte bis nach 
Washington, um beim Vorsitzenden der Vereinigten Stabschefs, General 
Richard Myers, gegen eine Schließung von Kasernen zu protestieren. Die 
amerikanische Regierung wird allerdings erst im nächsten Jahr endgültige 
Entscheidungen treffen. Viele Pressemeldungen über geplante 
Truppenverlegungen sind daher zum großen Teil reine Spekulation. 
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Wie viele Militärstützpunkte die US-Streitkräfte weltweit besitzen, darüber gibt es außerhalb des Pentagons nur 
vage Vorstellungen. Der offizielle "Base Structure Report" der US-Regierung nennt eine Zahl von 6.700 
Standorten. Darunter befinden sich 700 Stützpunkte außerhalb der USA. Amerikanische Truppen sind heute in 
130 Staaten präsent. Trotz dieser großen Gesamtzahlen fehlen in der amtlichen Auflistung die so genannten 
temporären Militärstützpunkte, also ausgerechnet alle Basen in Kriegs- und Krisengebieten wie z.B. Irak und 
Afghanistan. 

Seit dem Zweiten Weltkrieg hatte das Pentagon zunächst jede sich bietende Möglichkeit genutzt, außerhalb der 
USA Truppen zu stationieren. Später blieben viele Militäranlagen auch dann noch erhalten, als es für sie keinen 
aktuellen Bedarf mehr gab. Bis zu 25 Prozent der Stützpunkte gelten heute als überflüssig – so 1998 das Fazit 
einer internen Studie des Pentagons. 

Mehrmals versuchte das amerikanische Militär, die Aufblähung ihres Stützpunktsystems in den Griff zu 
bekommen, um die eigene Militärstruktur den Veränderungen der internationalen Sicherheitslage anzupassen. 
Dabei wurden Kasernen geschlossen und Truppen aus Übersee in die USA zurückbeordert: "Base Realignment 
and Closure" (kurz BRAC) heißt diese weltweite Truppenverschiebung. Zwischen 1988 und 1995 gab es vier 
solcher BRAC-Runden. Durch die Schließung von insgesamt 387 Stützpunkten konnten 16,7 Milliarden Dollar 
eingespart werden. 

Nun bereitet das Pentagon eine fünfte Umstrukturierungswelle vor. Sie soll so groß ausfallen, wie die vier 
vorangegangenen Initiativen zusammen. Rund 20 Prozent aller Militärstützpunkte sollen geschlossen werden. 
Diesmal geht es nur am Rande darum, Kosten zu sparen. Die geplante Truppenverschiebung ist vielmehr 
eingebunden in den sogenannten Transformations-Prozess der Streitkräfte. Das Ziel: die Interventionsfähigkeit 
der US-Verbände zu erhöhen. Diese werden in kleinere und mobilere Einheiten umgestaltet. Für das 
Stützpunktsystem ergibt sich die Konsequenz, dass Truppen schon in Friedenszeiten möglichst nahe an den 
wahrscheinlichen Einsatzgebieten stationiert werden können. 

Statt wie früher eine Kaserne am nächstbesten Ort zu errichten, stellt das Pentagon zukünftig höhere 
Qualitätsansprüche an US-Militärbasen: Erstens sollen die Interventionstruppen in der Nähe von 
Truppenübungsplätzen stationiert werden, um ein hohes Ausbildungsniveau zu garantieren. Und zweitens soll 
am neuen Standort ein Flugplatz oder Seehafen vorhanden sein, um die Einheiten schnellstmöglich in einen 
Einsatz schicken zu können. Von den geplanten Truppenverschiebungen ist damit vor allem das Heer betroffen, 
das quasi zum Untermieter auf den Basen der Luftwaffe und Marine wird. 

Nicht zuletzt soll die Infrastruktur der neuen Stützpunkte "schlanker" ausfallen. Die heutigen Standortkomplexe 
gleichen amerikanischen Kleinstädten, weil die US-Soldaten ihre Familien ins Ausland mitnehmen dürfen. 
Deshalb gehört zu jeder Kaserne im Prinzip eine Wohnsiedlung, ein Supermarkt und eine Schule. In Zukunft 
sollen die Soldatenfamilien in den USA bleiben. Dadurch kann auf die nicht-militärische Infrastruktur 
verzichtet werden. Weil die Soldaten allein ins Ausland entsandt werden, sollen sie alle sechs Monate 
ausgetauscht werden, um die familiären Bindungen nicht überzustrapazieren. 

Gemäß diesem so genannten "Lily Pad"-Konzept wird an den zukünftigen Standorten nur eine kleine 
Stammmannschaft dauerhaft stationiert. Sie betreut die Rotationseinheiten und stattet diese mit Waffen und 
Gerät aus. "Forward Operating Bases" heißen diese Bereitschaftsbasen. 

Während bei der nächsten BRAC-Runde ein Teil der Einheiten näher an die zukünftigen Kriegsschauplätze 
herangeführt wird, marschieren andere Truppenteile in die entgegengesetzte Richtung. Weil in den USA 
Hunderte Militärbasen zur Disposition stehen, kann in Einzelfällen eine Schließung verhindert werden, wenn 
an einem US-Standort zusätzlich Truppen aus Übersee unterkommen. Dies fordern US-Abgeordnete, die die 
Kaufkraft der Soldaten und zivile Arbeitsplätze in ihrem Wahlkreis erhalten wollen. Weil dennoch die 
Schließung von Dutzenden Kasernen in den USA unvermeidlich erscheint, versucht die US-Regierung die 
Frage der Truppenverlegung aus dem laufenden Präsidentschaftswahlkampf weitgehend herauszuhalten. 

Bis Ende des Monats wird das Pentagon eine erste vertrauliche Liste mit Schließungsoptionen erstellen, aber 
die endgültigen Entscheidungen wurden auf das nächste Jahr vertagt: Nach dem offiziellen Zeitplan muss das 
Pentagon seine Empfehlungen bis zum 15. Mai 2005 einer unabhängigen Regierungskommission vorlegen. 
Dieses Gremium hat dann vier Monate Zeit, die Beschlussvorlage im Detail zu prüfen. Anschließend – bis zum 
7. November 2005 - muss der US-Präsident endgültig entscheiden, welche Stützpunkte geschlossen, verkleinert 
oder vergrößert werden. 

Als sicher gilt, dass außerhalb der USA insbesondere Westeuropa von Standortschließungen betroffen ist. Das 
European Command umfasst heute rund 108.000 Soldaten auf 500 Stützpunkten. Nach Angaben des 
kommandierenden Generals James L. Jones ist die Schließung von fast hundert Anlagen beabsichtigt. Die dort 
untergebrachten Einheiten werden in die USA oder nach Osteuropa, Nordafrika und in den Nahen Osten 
verlegt. 
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Für die geplanten Truppenverschiebungen führt das Pentagon vier Gründe an: 

• Erstens: Einzelne Truppenteile werden nach dem Ende des Kalten Krieges schlichtweg nicht mehr benötigt. 
• Zweitens: Die Stationierungskosten in den bisherigen Gastländern sind zu hoch. 
• Drittens: In den heutigen Stationierungsräumen fehlen große Truppenübungsplätze. Und 
• Viertens: Die Umweltauflagen der jetzigen Stationierungsländer sind zu streng. 

Umgekehrt soll ein Standort allerdings erhalten bleiben, wenn er 

• für die Operationsfähigkeit der US-Streitkräfte wichtig ist, 
• in Zukunft noch ausgebaut werden kann 
• und die zivile Gemeinde, in der sich die Kaserne befindet, ebenfalls über eine umfangreiche Infrastruktur 

verfügt, auf die die Militärs zurückgreifen können. 

In der Bundesrepublik hat das große Zittern der Bürgermeister begonnen. Hierzulande sind rund 70.000 US-
Soldaten an 73 Standorten stationiert. Die Masse der Soldaten gehört zum V. Korps in Heidelberg, das über 
zwei Divisionen verfügt: die 1. Panzerdivision in Wiesbaden und die 1. Infanteriedivision in Würzburg. Diese 
beiden Großverbände werden von einem Truppenabzug besonders betroffen sein. Schon heute haben beide 
Verbände jeweils eine ihrer insgesamt vier Kampfbrigaden im amerikanischen Fort Riley stationiert. War 
zunächst von einem Abzug von 15.000 Soldaten die Rede, wurde zuletzt eine Größenordnung von rund 35.000 
Mann genannt. 

Bisher ist durchgesickert, dass das Hauptquartier des US-Kommandos Europa in Stuttgart ebenso erhalten 
bleibt wie der Flughafen in Ramstein. Auf der anderen Seite gilt als sicher, dass die US-Airbase in Frankfurt 
dichtgemacht wird, um einem zivilen Ausbau des Rhein-Main-Flughafens nicht im Wege zu stehen. Hier 
müssen ausnahmsweise mal die Militärs den Zivilisten weichen, während es ansonsten eher umgekehrt ist. 
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Entsendegesetz für Bundeswehr-Einsätze - 
Selbstentmachtung des Parlaments? 
Otfried Nassauer 

In Kürze soll der Bundestag das Parlamentsbeteiligungsgesetz verabschieden. 
Die Bezeichnung des Gesetzes ist Programm. Der vorgelegte Gesetzentwurf 
der Bundesregierung regelt in der Tat nur, wann und wie der Bundestag bei 
der Entscheidung über Auslandseinsätze der Bundeswehr beteiligt werden soll. 
Er befasst sich also mit den Zuständigkeiten von Exekutive und Legislative. 

Das war nicht immer so. Das Gesetz hat eine etwa 10-jährige Vorgeschichte. 
Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu Auslandseinsätzen der 

Bundeswehr aus dem Jahr 1994 lieferte die Anregung. Über Jahre wurde diskutiert, ob mit einem 
"Entsendegesetz" die politischen, sozialen und rechtlichen Fragen umfassend geregelt werden sollten, die im 
Zusammenhang mit Bundeswehreinsätzen im Ausland neu entstanden sind. Ein solches Gesetz kam aber nie 
zustande. Immer wieder fürchtete die Exekutive, dass ein rechtliches Regelwerk für all diese Fragen ihre 
Handlungsfreiheit beschränken oder dem Staat zu viele Verpflichtungen auferlegen könnte. Immer wieder 
obsiegte die Haltung, dass der Verzicht auf klare Regeln allemal besser sei als die Fessel klarer rechtlicher 
Vorgaben. 

Nun aber kommt das Vorhaben als Parlamentsbeteiligungsgesetz auf den Tisch des Hohen Hauses Bundestag. 
Der Aufbau schneller Eingreiftruppen bei NATO und EU – NATO Response Force und European Battle 
Groups – ebnete der Exekutive den Weg für das Argument, schnellere Entscheidungswege seien dafür 
notwendig. Das Gesetz solle also nicht die Entsendung deutscher Streitkräfte ins Ausland umfassend regeln, 
sondern lediglich den Parlamentsvorbehalt – also die Mitspracherechte des Bundestages. Vollmundig 
wiederholt der Gesetzentwurf in seinem ersten Artikel die verfassungsmäßige Rechtslage: Auslandseinsätze der 
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Bundeswehr bedürfen der konstitutiven Zustimmung des Bundestages. Der zweite Artikel nimmt 
Begriffsbestimmungen vor: Ein Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte liege dann vor, wenn diese in 
bewaffnete Unternehmungen einbezogen werden sollen oder eine solche Einbeziehung zu erwarten sei. 
Vorbereitungsmaßnahmen, Erkundungsmissionen und Planungen sowie humanitäre Hilfeleistungen, bei denen 
Waffen nur zum Selbstschutz mitgeführt werden, seien dagegen kein Einsatz bewaffneter Streitkräfte. Dafür sei 
die Zustimmung des Bundestages nicht nötig. Erläuternd fügt die Bundesregierung in der Begründung des 
Gesetzentwurfes hinzu, dass künftig nur der "konkrete militärische Einsatz" der Parlamentszustimmung bedarf, 
nicht aber Auslandseinsätze, die nur der Vorbereitung oder Planung solcher Einsätze dienen. Auch humanitäre 
Hilfeleistungen – wie zum Beispiel der Aufbau eines mobilen Bundeswehrlazaretts – sollen ohne Zustimmung 
des Bundestages möglich sein. Auch dann, wenn Waffen zum Selbstschutz mitgeführt werden. Geht es nach 
dem Willen der Bundesregierung, so fallen solche Entscheidungen künftig in die alleinige Zuständigkeit der 
Exekutive. Erinnerungen an die zwischenzeitige Diskussion über die Entsendung medizinischer Bundeswehr-
Nothilfe in den Irak werden wach. 

Schon diese Definitionen deuten an, dass der eigentliche Zweck des Parlamentsbeteiligungsgesetzes in der 
Einschränkung parlamentarischer Mitsprache zu suchen ist. Die Exekutive will ihren Handlungsspielraum 
erweitern. 

Das zeigt auch ein weiteres Beispiel: Zu jenen Auslandsverwendungen deutscher Soldaten, die keiner 
Zustimmung des Bundestages bedürfen, soll deren Einsatz in ständigen multinationalen Stäben der NATO, der 
EU oder anderer Organisationen kollektiver Sicherheit gehören. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt 
es, zustimmungspflichtig sollen lediglich Verwendungen in extra für einen Einsatz zusammengestellten Stäben 
sein. Auch dies soll Regierung und Verwaltung unliebsame, öffentliche Debatten ersparen. Sowohl die NATO 
als auch die EU werden künftig im Wesentlichen ihre im Aufbau befindlichen ständigen mobilen 
Hauptquartiere einsetzen. Die Zeit der einsatzspezifischen Stäbe als Übergangslösung geht zu Ende. Mithin 
erspart sich die Bundesregierung künftig alle öffentlichen Diskussionen darüber, ob sie deutsche Offiziere aus 
Stäben zurückziehen muss, wenn diese in einen Auslandseinsatz gehen. Sie kann Einsätze ohne Parlament 
beschließen oder simpel für Sonderstäbe kein Personal bereitstellen. Ob diese Vergrößerung der 
Handlungsfreiheit der Bundesregierung auch gelten soll, wenn mit der Einbeziehung von ständigen Stäben oder 
Hauptquartieren in bewaffnete Unternehmungen zu rechnen ist, sagt der Gesetzentwurf nicht. In Artikel 3 des 
Gesetzes wird festgelegt, wie die Bundesregierung Auslandseinsätze beantragen soll. Sie muss dem Parlament 
Informationen zum Einsatzauftrag, zum Einsatzgebiet, zu den rechtlichen Grundlagen, der Höchstzahl der 
einzusetzenden Soldaten, zu deren Fähigkeiten, zur geplanten Dauer des Einsatzes und zu dessen Kosten 
machen. Nicht erwähnt werden z.B. Informationen zur politischen Begründung des Einsatzes, zu dessen 
politischer Notwendigkeit, zur Lage im Einsatzland oder zu den Rahmenbedingungen, wann ein Einsatz als 
undurchführbar abgebrochen werden sollte. Der Bundestag kann den Antrag nur in Gänze annehmen oder 
ablehnen. Änderungen sind nicht möglich. 

Artikel 4 führt ein neues vereinfachtes Zustimmungsverfahren ein: Ist ein Einsatz von geringer Intensität und 
Tragweite und sind nur wenige Soldaten beteiligt – genauere Definitionen gibt es nicht - so kann die 
Bundesregierung den Bundestag von ihrem Antrag in Kenntnis setzen und dieser gilt als angenommen, wenn 
nicht binnen einer Woche eine Fraktion oder fünf Prozent der Abgeordneten eine Plenarberatung fordern. 
Dieses vereinfachte Verfahren soll auch zur Anwendung kommen, wenn bereits gebilligte Auslandseinsätze 
unverändert verlängert werden sollen. 

Artikel 5 regelt die Möglichkeiten der Bundesregierung, die Zustimmung des Bundestages für einen Einsatz 
erst nach dessen Beginn einzuholen. Dies sind Einsätze bei Gefahr im Verzug, die keinen Aufschub dulden 
oder Einsätze zur Rettung von Menschen aus Gefahrenlagen, bei denen eine öffentliche Befassung des 
Bundestages das Leben der betroffenen Menschen gefährden könnte. All diese Begriffe lassen breite 
Interpretationsmöglichkeiten offen, da sie nicht definiert werden. Stellt ein drohender Völkermord in Afrika 
eine Gefahr im Verzug dar, die Handeln ohne Aufschub erfordert? Kann mit dieser Argumentation ein von der 
UNO nicht mandatierter Einsatz begonnen werden? 

Artikel 6 regelt, dass die Bundesregierung den Bundestag über Einsätze unterrichten muss. Artikel 7 stellt klar, 
dass Anträge auf Verlängerung eines Einsatzes als genehmigt gelten, bis sich der Bundestag regulär wieder 
trifft. Artikel 8 gesteht dem Bundestag ein Rückholrecht zu. Er kann seine Zustimmung zum Einsatz deutscher 
Streitkräfte widerrufen. Dieses Rückholrecht bezieht sich aber nur auf Auslandseinsätze, denen der Bundestag 
zuvor zugestimmt hat. 

Auffällig ist, dass für all diese Entscheidungen des Bundestages keine Quoren benannt werden und deshalb die 
einfache Mehrheit der anwesenden Abgeordneten hinreichend ist. Im Klartext: Soll die Bundeswehr zur 
Landesverteidigung eingesetzt werden, so ist eine Zweidrittelmehrheit des Bundestages erforderlich. Soll sie im 
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Ausland eingesetzt werden, so reicht schon die einfache Mehrheit der Anwesenden. Unerfindlich bleibt, wie die 
Grünen dies mit der Beschlusslage Grüner Parteitage zusammenbringen wollen, bei denen die Zustimmung 
einer Zweidrittelmehrheit des Bundestages für Auslandseinsätze der Bundeswehr immer wieder gefordert und 
beschlossen wurde. 

Der Gesetzentwurf erweitert die Handlungsfreiheit und Flexibilität der Exekutive massiv. Auf Kosten der 
demokratischen Kontrolle durch die Legislative. Das Parlament wird aufgefordert, sich selbst zu entmachten – 
im Vergleich zur bisherigen Praxis. Erweitert werden die Handlungsbefugnisse von Regierung und Bürokratie. 
Hinter diesem Urteil treten auch die Argumente zurück, die dieses Gesetzesvorhaben im Prinzip legitim und 
sinnvoll erscheinen ließen: Der Wunsch etwa, künftig weniger Sondersitzungen des Bundestages inszenieren zu 
müssen und die parlamentarische Arbeit effektiver zu machen. 
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Teil-Souveränität für den Irak – Trotzdem kein Ende des 
Chaos in Sicht 
Otfried Nassauer 

Am 30. Juni erhält der Irak seine Souveränität zurück. Genauer: Eine 
Übergangsregierung bekommt formal die Souveränität und die Kontrolle über 
wirtschaftliche, finanzielle und natürliche Ressourcen des Landes. Sie soll 
binnen sechs bis sieben Monaten mit Hilfe der UNO Wahlen zu einer 
nationalen Versammlung vorbereiten. Diese soll - wiederum binnen etwa eines 
halben Jahres - eine dauerhafte Verfassung ausarbeiten, die die derzeitige, von 
der schiitischen Mehrheit abgelehnte Interimsverfassung ablöst. Auf Basis der 

neuen Verfassung soll dann Ende 2005 eine Volksvertretung und eine neue gewählte irakische Regierung 
entstehen. 

Die zivile Verwaltungsbehörde der Besatzungsmächte unter ihrem Leiter Paul Bremer wird aufgelöst. Weiter 
bestehende Teilfunktionen werden in eine neue, große US-Botschaft in Bagdad überführt. 

In einer jüngst verabschiedeten Resolution des UN-Sicherheitsrates wird den Besatzungstruppen das Mandat 
erteilt, für zunächst ein weiteres Jahr die Sicherheit im Irak zu gewährleisten, beim Aufbau irakischer 
Sicherheitskräfte mitzuwirken und den Terrorismus zu bekämpfen. Die UNO fordert zugleich ihre 
Mitgliedsstaaten auf, sowohl zum Wiederaufbau des Landes als auch zu dessen Sicherheit mit Geld und 
Truppen beizutragen. 

Die reale Macht im Irak bleibt aber weiterhin bei Strukturen, deren Handeln Washington kontrollieren oder 
dominieren kann: Die irakische Übergangsregierung entspricht weitgehend dem irakischen Regierungsrat, den 
die USA während der Besatzung zusammenstellten. 

Entscheidende Kontrollfunktionen verbleiben noch auf Monate bei Verantwortlichen aus den USA – so zum 
Beispiel die Stellen, die darüber befinden, ob Firmen ihre Aufträge erfüllt haben und wie viel Geld Ihnen 
zusteht. Wesentliche Entscheidungen gegen den Willen Washingtons sind von der neuen Regierung auch 
deshalb nicht zu erwarten, weil sie finanziell von den USA abhängig ist. 

Die irakische Regierung kann kein Veto gegen die militärischen Aktivitäten der ehemaligen Besatzungstruppen 
einlegen. Sie kann diese lediglich auffordern, das Land zu verlassen. Eine echte Handlungsoption ist das 
natürlich nicht. Wer sollte denn die Sicherheit - auch der Mitglieder der irakischen Regierung - sonst 
gewährleisten? Eine mögliche Aufforderung, das Land zu verlassen, würde sich zudem künftig an eine Truppe 
mit UN-Mandat richten und nicht mehr an eine Besatzungsarmee. 

Zwar geht die Souveränität nur formal und nicht real auf die neue Machtsstruktur über. Doch die politische 
Verantwortung für Erfolg oder Misserfolg der notwendigsten politischen und wirtschaftlichen 
Wiederaufbauvorhaben liegt jetzt formal und real bei der neuen Regierung und ihren UN-Beratern: Schlagen 
die Bemühungen fehl, so können dafür künftig Iraker und UNO mitverantwortlich gemacht werden - auch 
durch Washington. Ein argumentatives Spiel um den "Schwarzen Peter" ist vorgezeichnet. 
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Denn die geschilderten Planungen, die Washington sich scheinbar heftig widerstrebend bei den Vereinten 
Nationen abringen ließ, sind im günstigsten Fall zu optimistisch, im ungünstigsten Fall wissentlich illusionär. 
Denn der von den USA vorgezeichnete Weg wird von der wichtigsten Bevölkerungsgruppe, den Schiiten, nicht 
wirklich mitgetragen. Auch die Kurden hegen tiefe Skepsis. Die Übergangsregierung wird von vielen Irakern 
eher als Marionettenregierung denn als Interessenvertretung betrachtet. Manche lehnen sie offen ab und wollen 
sie bekämpfen. Die Sicherheitslage im Lande ist weiterhin schlecht. Der infrastrukturelle und wirtschaftliche 
Wiederaufbau hängt nicht nur weit hinter allen Zeitplänen zurück, sondern lässt auch den wichtigsten Erfolg 
missen - eine Verbesserung der Lebensbedingungen. Anschläge, Sabotageakte, mangelnde öffentliche 
Sicherheit und hemmungslose Profitmacherei der beauftragten Firmen tragen dazu gleichermaßen bei. Warum 
also sollte man glauben, dass die Entwicklung künftig den optimistischen Prognosen aus Washington folgen 
wird? Nur weil formal mehr Verantwortung bei Irakern und der internationalen Gemeinschaft liegt? 

Im Gegenteil: Der mangelnde Stabilisierungs- und Wiederaufbauerfolg des vergangenen Jahres und der 
wiederholte, rasche Pferdewechsel hinsichtlich der amerikanischen Taktik, lässt die Frage aufkommen, ob auch 
diese jüngste Veränderung der Haltung Washingtons nicht lediglich ebenfalls ein solcher Wechsel ist. Ein 
Pferdewechsel mit Blick auf die amerikanischen Wahlen. Viele Beobachter sind verunsichert und verhalten 
sich deshalb abwartend. Fast immer, wenn Washington bisher Fehler eingestehen musste, folgten kleine, 
schadensbegrenzende Schuldbekenntnisse, taktische Korrekturen oder manchmal auch ein fast beleidigtes 
Drohen mit dem völligen Rückzug aus der selbstverursachten Misere. Zu einer echten Kurskorrektur - wie von 
Nahostfachleuten immer wieder gefordert - ist es dagegen nie gekommen. Die ideologisch fundierte Grundlinie 
wurde aufrechterhalten. 

Im Blick auf die Situation nach den Wahlen in den USA wirft dies Fragen auf: Verliert Bush, so wird ihm 
zugetraut, das schwierige Erbe seines Nachfolgers weiter zu erschweren. Gewinnt er, so rechnen viele mit einer 
Rückkehr zur harten, machtpolitisch unilateralen Linie. Diese explosive Mischung führt aus Verunsicherung zu 
Vorsicht und Zurückhaltung. Vorsicht auch vor dem eigenen Engagement, der eigenen Involvierung im Irak. 

Das zeigt auch die geringe Resonanz auf die Forderung Washingtons, die NATO solle den heute polnischen 
Sektor im besetzten Irak übernehmen. Sie lässt sich offenbar nicht durchsetzen. Trotzdem hegen die USA 
weiter den Wunsch, die Allianz möge auf dem bevorstehenden NATO-Gipfel in Istanbul ein stärkeres 
Engagement beschließen. 

Denn auch US-Verteidigungsminister Rumsfeld kennt jene Studie des Haushaltsbüros des US-Kongresses, die 
vorrechnet, dass Washington langfristig nur 38 bis 64.000 Soldaten im Irak aufrechterhalten kann, wenn es 
seine Möglichkeiten nicht einschränken will, auf andere Krisen militärisch zu reagieren. Der Pentagonchef 
weiß auch, dass das heutige Streitkräfteniveau im Irak - 150.000 US-Soldaten plus rund 38.000 Soldaten aus 
anderen Nationen - nur aufrechterhalten werden kann, wenn er mit viel Geld neue US-Verbände aufstellt. 
Lastenteilung mit Bündnispartnern muss ihm deshalb als ideale Lösung erscheinen. Das gilt verstärkt, da sich 
die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen im und um den Irak in den letzten Monaten eher verschlechtert 
haben. 

Im Irak haben radikale schiitische Gruppen ihre zunächst abwartende Haltung aufgegeben und stehen jetzt zum 
Teil im offenen Widerstand gegen die Politik Washingtons. Damit können sie in der Bevölkerung zunehmend 
Zustimmung gewinnen und so moderatere Schiiten zu einer deutlicheren Opposition zwingen. Das lässt 
sogleich die Kurden fürchten, dass es längerfristig zu einer Auseinandersetzung mit den Schiiten um 
Machtpositionen und kurdische Minderheitsprivilegien im Irak kommt. Vorsichtig bauen sie schon jetzt ihre 
Position im Norden aus. In der Region um Kirkuk kann beispielsweise beobachtet werden, dass unter Saddam 
vertriebene Kurden zunehmend nun ihrerseits arabische Sunniten vertreiben. Erste Gerüchte tauchen auf, dass 
Israel kurdische Peschmergas des Kurdenführers Barzani militärisch ausbildet, weil man auch in Jerusalem 
nicht glaubt, dass Washington den selbstgewählten Spagat durchhalten kann. Bleibt es aber nicht beim 
militanten sunnitischen und begrenzten schiitischen Widerstand, sondern eskaliert der Konflikt auch in den 
schiitischen und kurdischen Gebieten, dann bedarf es zu einer Stabilisierung künftig eher mehr als weniger 
Soldaten. 

Signale der weiteren Destabilisierung zeichnen sich auch um den Irak herum ab: Der syrische Präsident Assad 
regiert seit Monaten mit harter Hand und massiver Repression gegen die Kurden im Norden seines Landes. In 
der Türkei kommt es seit Anfang Juni vermehrt zu Kämpfen der Armee mit der ehemaligen PKK – diese hat 
ihren seit Jahren geltenden einseitigen Waffenstillstand aufgekündigt. Hinzu kommen die verschärften 
Spannungen mit dem Iran sowie die Gewissheit, dass jene, die den Irak als heiliges Territorium von 
Ungläubigen befreien wollen, die Kämpfe nicht freiwillig einstellen werden. 

 



   

Seite  42 BITS Querschnitt 2004  
 

BITS Stichwort, Juli 2004 

 

"Herkules" - ein Mammutprojekt 
Christopher Steinmetz 

Vernetzung und IT – Informationstechnik – so lauten auch bei der 
Bundeswehr die Schlagworte der Moderne. "Herkules" heißt das größte 
Modernisierungsvorhaben. Für zehn Jahre sollen alle zivilen, nicht 
sicherheitskritischen IT-Systeme der Bundeswehr von der Privatindustrie 
modernisiert und betrieben werden. Das will die Bundeswehr sich etwa 6,6 
Milliarden Euro kosten lassen, die in Jahresraten von je 665 Millionen Euro 
gezahlt werden sollen. 

Die privaten Anbieter sollen dafür unter anderem zwei Verwaltungsrechenzentren modernisieren und betreiben, 
ein flächendeckendes, leistungsstarkes Netz für Telekommunikation und Datenverkehr aufbauen und betreiben, 
alle Bundeswehrrechner auf eine moderne, einheitliche Software umstellen und dafür sorgen, dass an jedem 
Arbeitsplatz auch immer ein moderner Rechner mit gepflegter Software steht. Zur Durchführung der 
"Herkules"-Aufgaben soll eine IT-Gesellschaft gegründet werden, an der die Privatindustrie die Mehrheit und 
die Bundeswehr maximal 49,9 Prozent hält. 

Die Vorgeschichte 

Der Bundeswehr geht es vor allem um eine einheitliche Datenverarbeitung. Zu "Herkules" wurden deshalb 
2001 drei kleinere Projekte zusammengeführt, die schon 1999 als Pilotprojekte für eine Zusammenarbeit von 
Wirtschaft und Bundeswehr ins Leben gerufen worden waren. 

Für das Großprojekt interessierten sich viele. An der Ausschreibung beteiligten sich sieben Konsortien, zwei 
kamen in die engere Auswahl. Das Verteidigungsministerium (BMVg) entschied sich für das Angebot des 
Konsortiums ISIC-21. In diesem arbeiten unter Führung des IT-Unternehmens CSC Ploenzke der Luft- und 
Raumfahrtkonzern EADS und die mittlerweile angeschlagene Mobilcom mit. 

Probleme und Risiken 

Seit September 2003 wurde über vertragliche Einzelheiten wie Leistungspakete, Stückzahlen, Fristen und 
Kosten verhandelt. Mitte 2004 sollte der Vertrag unter Dach und Fach sein, weil für 2005 Haushaltsmittel 
eingestellt werden sollen. Aber eine Einigung konnte nicht erzielt werden. "Herkules" steht auch noch nicht auf 
der Liste der Beschaffungsvorhaben, mit denen sich der Bundestag in diesem Jahr befassen soll, damit 2005 
Geld für sie da ist. 

Je mehr Zeit verstreicht, desto mehr Risiken entstehen für das Vorhaben. Schon jetzt gelten einige der 
technischen Anforderungen als überholt. Der Umfang der Leistungen ändert sich, weil die kleinere Bundeswehr 
der Zukunft weniger Standorte hat und weniger Computer und Telefonanschlüsse braucht. Je mehr Änderungen 
gegenüber der ursprünglichen Ausschreibung aber eintreten, desto wahrscheinlicher wird es, dass das 
unterlegene Bieterkonsortium eine Neuausschreibung des gesamten Projektes einklagen kann. Das aber würde 
das Reformvorhaben erneut um wenigstens zwei Jahre verzögern. 

Risiko "Öffentliches Vergaberecht" 

Bundeswehr und Industrie gingen bisher davon aus, dass die künftige IT-Gesellschaft nicht an das öffentliche 
Vergaberecht gebunden ist, weil sie mehrheitlich in Privatbesitz wäre. Der erhoffte Vorteil: Sie könnte auf 
zeitaufwendige Ausschreibungsverfahren verzichten, die für die öffentliche Hand Pflicht sind. Das spart Zeit 
und Kosten. 

Doch diese Rechnung könnte ohne den Wirt entstanden sein. Deutsche Gerichte haben bisher immer 
entschieden: Nimmt eine Firma Kernaufgaben des Bundes wahr, so ist sie an das öffentliche Vergaberecht 
gebunden, auch wenn der Bund nur eine Minderheitsbeteiligung hält. Gilt das auch für die künftige IT-
Gesellschaft, dann ist die Zeit- und Kostenkalkulation für "Herkules" Makulatur. Leicht könnten mehrere 
Hundert Millionen Euro zusätzlich nötig werden. 

Es könnte teuer werden 

Ein Risiko ist auch die "Laufzeit" von zehn Jahren. Während die Industrie schubweise viel Geld für 
Investitionen ausgeben muss, will das Verteidigungsministerium immer gleiche Jahresraten zahlen. Die Risiken 
der Preis- und Inflationsentwicklung soll die Industrie tragen. Kalkuliert sie vorsichtig, dann bietet sie deshalb 
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weniger für mehr Geld an, um auf der sicheren Seite zu sein. Die Verträge könnten – wie schon bei anderen 
Privatisierungsvorhaben der Bundeswehr - auch versteckte Kosten oder Leistungsminderungen enthalten. Dann 
kommt "Herkules" die Bundeswehr teuer zu stehen. 

Das Verteidigungsministerium hat kaum Alternativen zu ISIC-21. Bezieht es die Konkurrenz um Siemens 
wieder ein, dann kostet das viel Zeit und wohl auch mehr Geld. Reduziert es die Leistungsanforderungen an 
Modernisierung und Wartung, dann wächst das Risiko einer halbfertigen oder nicht ausreichend 
leistungsfähigen Lösung. In beiden Fällen wächst die Wahrscheinlichkeit, dass sich "Herkules" zu einem 
Debakel wie Toll Collect entwickelt. 

 

 

 

 

Flugleiter Nr. 4 / 2004, Juli 2004 

 

Der Kompromiß in Sachen Galileo: 
Compromise heißt sich einigen, aber auch kompromittieren und 
auf´s Spiel setzen 
Susanne Härpfer 

Verhindern die Europäer den nächsten Krieg? Indem sie das Signal des global 
positioning systems (gps) stören und so Raketen, Bomben und 
Marschflugkörper ihre Ziele nicht mehr finden? Diese Möglichkeit soll 
bestehen, wenn man ein Mitglied der europäischen Delegation beim Wort 
nimmt, die den Kompromiß zwischen den USA und Europa ausgehandelt hat. 
Im Juni unterzeichneten US-Präsident George W. Bush und EU-

Kommissionspräsident Romano Prodi in Irland auf Schloß Dromoland die Verträge über die 
Satellitennavigationssysteme Galileo und gps. Der Experte des europäischen Verhandlungsteams betonte, ein 
Teil des Kompromisses bestehe darin, daß nicht nur die Amerikaner gps und Galileo in Kriegs- und 
Krisenzeiten teilweise ausschalten oder verändern könnten, sondern auch die Europäer.Doch im Vertrag klingt 
dies gestelzter. Da ist davon die Rede, daß beide Vertragsparteien "nicht unangebracht" (zivile) 
Satellitensignale stören dürften und es sollten generell "nicht akzeptable Interferenzen vermieden" werden. Was 
das heißt, wer festlegt, was "unangebracht" ist und wer im Konfliktfall entscheidet – alles nicht geregelt. Von 
"jammen" (stören) oder "spoofen" (umlenken) steht auch nichts im Vertrag. Auch wenn die Europäer es den 
Amerikanern formal gleich tun dürfen: sie sind nicht weltweit vertreten. Europäische Streitkräfte sind im 
Zweifel nicht vor Ort, am kommenden Kampfgeschehen, um Signale zu stören. Und genau dies ist eine 
Voraussetzung für jammen und spoofen. Damit aber gäbe es zwar formal eine Gleichheit zwischen 
amerikanischen und europäischen Streitkräften, faktisch jedoch nicht. Einmal ganz abgesehen von der 
Bereitschaft zum Konflikt. Fazit: Die Amerikaner dürfen und können beide Systeme stören, die Europäer 
dürfen auch, sie können es begrenzt, ob sie auch tun, ist fraglich. 

Einen Ausblick, worauf sich die Europäer auch in Zukunft einstellen müssen, gab die Übung "Northern Edge" 
in Alaska. Ausgerechnet zum Vertragsabschluß im Juni testeten die US-Militärs dort Anti-Jammer-Techniken. 
Und legten die zivile Nutzung von gps gleich mit lahm. Camper und Biker konnten sich nicht mehr auf die 
Angaben ihrer Geräte verlassen. Besonders gravierend aber konnte der Ausfall für Piloten sein. Denn nicht 
jeder Privatpilot würde ausreichend gewarnt, kritisierte Jeff Meyers von der "Aircraft Owners and Pilots 
Association. Wenn gps oder in Zukunft Galileo ausfällt, dann brauchen Piloten Ausweichsysteme für die 
Navigation. Die Idee des amerikanischen Verkehrsministeriums aus den 90 er Jahren, gps könne zum einzigen 
Navigationsmittel (sole means of navigation) werden, wäre gefährlich, verschwand daher in den Schubladen 
von Ministerien und bleibt dort hoffentlich auch. 

Bislang werden schwache Signale von den gps-Satelliten benutzt, die relativ einfach unterbrochen werden 
können und so falsche Angaben machen – besonders fatal, wenn sich Piloten darauf verlassen. Von der 
Zivilmaschine bis zum Stealth Bomber, sie alle hängen vom gps ab. Im Kosovokrieg sollen jammer eingesetzt 
worden sein. Nach Angaben der konservativen Washington Times sollen auch während des Irakkriegs russische 
Jammer gegen amerikanische Waffensysteme eingesetzt worden sein. Allerdings sollen sie keinen Einfluß auf 
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die amerikanische Kriegführung gehabt haben, wird der General der US-Luftwaffe Lance W. Lord zitiert. 
Dennoch soll das Pentagon Millionen für Anti-Jamming Technik ausgegeben haben, meint der 
Verteidigungsexperte John Pike vom Think Tank Global Security. Außerdem haben die Angriffe gezeigt, daß 
die Satelliten-Signale verstärkt werden müßten, um nicht leichte Beute von jamming zu werden. 

Die Frage, wie stark Signale sein dürfen, war ein weiterer strittiger Punkt der Verhandlungen zwischen 
Amerikanern und Europäern. Lange hatten die Amerikaner verlangt, das Galileo-Signal solle abgeschwächt 
werden. So wollten sie sich für die kommerzielle Anwendung lästige Konkurrenz vom Leib halten. Dies ist mit 
dem Vertrag eindeutig vom Tisch. Gerade die zivile Nutzung wird für die Vermarktung immer wichtiger. 
Satellitenortung wird inzwischen vor allem zur Überwachung eingesetzt. Neue Anwendungen dienen dem 
Schutz von Kindern, Alten, Haustieren und Autos. So wird Akzeptanz in der Bevölkerung geschaffen. 
Sicherheitsrelevant ist das Projekt der sogenannten "no fly zones". Daten von besonders gefährdeten Objekten 
wie Atomkraftwerke und Regierungsgebäude sollen in die gps-Systeme von Flugzeugen eingespeist werden 
und verhindern, daß Terroristen, die eine Maschine entführen, sie in eine solche Anlage steuern. Fatal aber 
wäre es, wenn nun ausgerechnet die Satellitendaten solcher "no fly zones" gestört würden. Unabhängig davon, 
ob es sich um gps oder Galileo handelt. 

Die Europäer haben in der Frequenzfrage nachgegeben. Der europäische öffentliche Service sollte sich 
ursprünglich mit dem verschlüsselten militärischen Code des US-amerikanischen gps überschneiden. So 
wollten die Europäer sicherstellen, daß automatisch das amerikanische System gestört würde, wenn die 
Amerikaner Galileo abschalten oder verändern würden. Doch dies führte zum Eklat, bereits im vorigen Jahr 
gaben die Europäer nach und damit die Garantie für ihre Unabhängigkeit auf. Die Investitionen in Galileo 
wurden aber ursprünglich einmal damit begründet, daß Galileo die Autonomie der Europäer ohne jegliche 
Einschränkung garantieren würde. Diese Behauptung ist durch den Vertrag nicht gedeckt. 

Immerhin hat man sich darauf geeinigt, daß beide Systeme kompatibel sein sollen. Im Vertrag steht allerdings 
nicht, wie künftig der parallele Betrieb von gps oder Galileo z.B. in der Luftfahrt geregelt werden soll. 

Ein Hintertürchen haben sich die Europäer erkämpft. Die USA haben kein Vetorecht, wenn die Europäer aus 
technischen Gründen in Zukunft doch andere Frequenzen nutzen wollen als die, über die man sich jetzt im 
Vertrag geeinigt hat. Theoretisch könnten die Europäer nun ihre ursprünglichen Pläne wahr machen und 
Galileo doch auf den M-Code der Amerikaner legen. Wahrscheinlich scheint dies allerdings nicht, da bislang 
Prof Dr. Günter Hein von der Universität der Bundeswehr als Unterhändler für die Europäer eingesetzt wurde, 
aber stets amerikanische Positionen vertrat. 

Geeinigt haben sich Europäer und US-Amerikaner auf eine Nicht-Diskriminierungsklausel. Beim Auf- und 
Ausbau beider Systeme darf kein Unternehmen wegen der Herkunft ausgegrenzt werden. So soll sichergestellt 
werden, daß die USA weder ein formales noch ein faktisches Vetorecht gegen Galileo haben. 

Gewonnen haben durch den Vertrag vor allem die Wirtschaftsunternehmen, denn es soll keine Beschränkung 
für den Export von Galileo-Lizenzen geben. So setzt der Kompromiß zwar die Sicherheit auf´s Spiel. 
Militärisch relevante Technik kann so ganz legal in die Hände von potentiellen zukünftigen Gegnern fallen. 
Zumindest umstritten sind die Beteiligungen von Indien und Israel an Galileo. Als es um die Frequenzen und 
die Signalstärke von Galileo ging, war Sicherheit ein Argument. Aber wenn es um´s Verkaufen geht, gibt´s 
solche Bedenken offenbar nicht mehr. Möglicherweise denken US-Militärs, daß sie immer noch die Signale 
stören können, wenn der Einsatz von Galileo in anderen Ländern ihre Interessen gefährdet. 
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Die neue EU-Verteidigungsagentur 
Hebel für die Rüstungsindustrie oder effektives Instrument zur 
Verteidigungsplanung? 
Christopher Steinmetz 

Am 12. Juli beschlossen die Außenminister der Europäischen Union die 
Einrichtung der Europäschen Verteidigungsagentur mit Sitz in Brüssel. 
Treffender ist allerdings die Bezeichnung "Rüstungsagentur", denn die neue 
Einrichtung beschäftigt sich im Wesentlichen mit rüstungspolitischen Fragen. 

Zu ihren Hauptaufgaben gehört die Koordination von Maßnahmen zur 
Verbesserung der militärischen Interventionsfähigkeit der EU-Staaten - z.B. 
bei der Umsetzung des sogenannten "Europäischen Aktionsplans zu den 

Fähigkeiten". Darüber hinaus soll die Rüstungsagentur auch entscheidend mitreden bei der Beschaffung von 
Waffensystemen, dem Aufbau eines europäischen Rüstungsmarktes und der Förderung der Rüstungsforschung. 

Spätestens Ende des Jahres soll die Rüstungsagentur voll funktionsfähig sein. Am 16. und 17. September 
werden die Verteidigungsminister der EU-Staaten daher weitere Details der Agenda beraten. Für die 
Umsetzung der Beschlüsse wird vor allem der neue Geschäftsführer Nick Witney verantwortlich sein. Der Brite 
leitete bereits das Aufbauteam zur Einrichtung der Agentur. 

Mit dem für EU-Verhältnisse geradezu rasanten Gründungsprozess und dem umfassenden 
Zuständigkeitsbereich der Rüstungsagentur setzen die Staaten der EU in zweierlei Hinsicht ein deutliches 
Zeichen: 

Erstens bekräftigen sie ihren Willen, eigenständige militärische Kapazitäten aufzubauen. Eine europäische 
Harmonisierung der Aufrüstungsbemühungen wird den EU-Staaten auch mehr Gewicht in den 
Rüstungsplanungsgremien der NATO geben. Vor allem gegenüber den USA, z.B. bei technischen Fragen der 
Standardisierung von Waffensystemen. 

Zweitens signalisieren die EU-Staaten, dass die militärische Dimension der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik weiter ausgebaut wird. Die neue Rüstungsagentur wird die rüstungspolitischen 
Aufgabenfelder der West-europäischen Union übernehmen. Der Stellenwert der Verteidigungsminister 
innerhalb des EU-Machtgefüges wird politisch aufgewertet. Mit der Rüstungsagentur erhalten sie de facto einen 
eigenen Zuständigkeitsbereich. Im Rat für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen der EU 
beschließen die Verteidigungsminister die Leitlinien der Agentur, im Lenkungsausschuss der Agentur beraten 
sie über deren Umsetzung. 

Auf lange Sicht wird die Europäische Rüstungsagentur mit Sicherheit eine Schlüsselposition im bislang 
weitestgehend national und zwischenstaatlich regulierten Bereich der europäischen Rüstungszusammenarbeit 
einnehmen. Ob die Rüstungsagentur jedoch dabei tatsächlich zu einem effektiveren Instrument der 
Verteidigungsplanung wird und für wen, das steht noch in den Sternen. In den nächsten Monaten wird auf 
jeden Fall hinter den Kulissen weiterhin kräftig an den Umsetzungsbestimmungen für die einzelnen 
Aufgabenbereiche gefeilt. 

Dabei werden die Vertreter der großen EU-Staaten eine maßgebliche Rolle spielen - allen voran Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien. Denn aufgrund ihrer erheblichen rüstungsindustriellen Kapazitäten und 
vergleichsweise hohen Verteidigungsetats führt kein Weg an ihnen vorbei. 

Bislang konnten sich diese Staaten mit ihren Vorstellungen weitgehend durchsetzen. Sie befürworten zwar die 
institutionelle Koordination in Rüstungsfragen, wollen aber vor dem Aufbau politisch und rechtlich 
verbindlicher Strukturen sicherstellen, dass dies zu ihren Bedingungen geschieht. Unter anderem sollen die 
anderen EU-Staaten zunächst die Richtlinien umsetzen, auf die sich die großen Staaten im sogenannten 
"Rahmenabkommen über Maßnahmen zur Erleichterung der Umstrukturierung der europäischen 
Rüstungsindustrie" geeinigt haben. 

Die Übernahme von Aufgaben bereits bestehender zwischenstaatlicher Kooperationsregime, wie z.B. der 
OCCAR, durch die Europäische Rüstungsagentur wurde nur langfristig in Aussicht gestellt. OCCAR steht für 
Organisme Conjointe de Coopération en matière d’Armement. Mittels der OCCAR koordinieren Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien eine Reihe von großen Beschaffungsvorhaben. Die 
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OCCAR-Besonderheit ist, dass die Projektstaaten darauf verzichten, bei der Auftragsvergabe jeweils die eigene 
Rüstungsindustrie entsprechend der bestellten Stückzahlen zu berücksichtigen. Wer also beispielsweise 200 
von insgesamt 400 multinational produzierten Waffensystemen ordert, der hat nicht automatisch einen 
Anspruch auf einen 50-prozentigen Produktionsanteil. 

Die Europäische Rüstungsagentur wird zwar über einen eigenen Haushalt und einen eigenen Personalstab 
verfügen und rechtskräftige Verträge mit Dritten abschließen. Aber gleichzeitig ist sie verpflichtet, bei der 
Durchführung konkreter Projekte wenn möglich bereits bestehende Kooperationsstrukturen zu nutzen - wie 
eben die OCCAR. Sowohl Experten als auch investive Projektmittel sollten nur in Ausnahmefällen, und auch 
dann nur zeitlich befristet, für die Rüstungsagentur bereitgestellt werden. 

Kurzfristig wird damit eine politische Asymmetrie festgeschrieben. Ohne die Unterstützung der großen EU-
Staaten durch die Bereitstellung ihrer nationalen Experten und ihrer Projektdurchführungsstrukturen geht 
wenig. Das bedeutet allerdings nicht, dass die Rüstungsagentur nur ein Papiertiger ist. Im Gegenteil. Es ist zu 
erwarten, dass sich die anderen EU-Staaten bemühen werden, ihre Rüstungspolitik an diese Vorgaben 
anzupassen und mittelfristig die Rüstungsagentur dann Wirkung entfaltet. 

Außerdem erlaubt der gegenwärtige Zuschnitt der Rüstungsagentur den großen EU-Staaten, die kleineren EU-
Staaten stärker in die Pflicht zu nehmen, den Aufbau der militärischen Kapazitäten für die Europäischen 
Krisen-reaktionskräfte mitzufinanzieren. Denn von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt befindet sich die 
EU bereits mitten drin in einer NATO-ähnlichen Diskussion um die Lastenteilung innerhalb der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Staaten wie Frankreich und Großbritannien werden politischen Druck 
auf andere Mitglieder ausüben, sich an den ad hoc Projektgruppen im Rahmen des Aufbaus militärischer 
Fähigkeiten der EU finanziell zu beteiligen und ihre technischen und rechtlichen Standards zu übernehmen. 

Bislang scheint also alles für die maßgeblichen EU-Staaten nach Plan zu laufen. Allerdings lassen sich bereits 
einige Konflikte am Horizont erkennen. 

Ein potentielles Konfliktfeld könnte die erforderliche Neubestimmung der Rüstungskooperation mit Nicht-EU 
Staaten wie Norwegen und der Türkei werden. Im Lenkungsausschuss der Rüstungsagentur können Vertreter 
aus diesen Staaten nur in Einzelfällen und ohne Stimmrecht beisitzen. In den offenen ad hoc Projektgruppen ist 
ihre Beteiligung auch an die Zustimmung des Lenkungsausschusses gekoppelt. Sie werden unweigerlich zu 
Kooperationspartnern zweiter Klasse. 

Wenn die Rüstungsagentur tatsächlich die Konsolidierung des europäischen Rüstungssektors in Angriff nimmt, 
wird unweigerlich das schon jetzt konfliktreiche Kooperationsverhältnis zu den USA neu definiert werden 
müssen. Denn eine gemeinsame europäische Projektplanung ergibt nur da einen Sinn, wo es nicht auf den Kauf 
amerikanischer Rüstungsgüter hinausläuft. 

Auch der Machtkampf zwischen den großen EU-Staaten und der EU-Kommission über die Zuständigkeit im 
Rüstungssektor wurde nur vertagt. Die EU-Kommission erhielt einen Sitz im Lenkungsausschuss der Rüstungs-
agentur, wenn auch nur mit eingeschränktem Stimmrecht. Allerdings ist davon auszugehen, dass die 
Kommission versuchen wird, ihren Einfluss auch auf die Ausgestaltung des Rüstungsmarktes weiter 
auszubauen. Ein wichtiges Pfund, mit dem sie wuchern kann, ist der voraussichtlich ab 2007 zur Verfügung 
stehende Kommissions-Topf von 1,5 Mrd. € für militärische Forschungsvorhaben. 

Doch trotz der potentiellen Konflikte: Mangels tragfähiger Alternativen ist die Rüstungsagentur zum Erfolg 
verdammt. Und einen Zweck wird sie auf jeden Fall erfüllen können: Die Rüstungsagentur wird den 
europäischen Verteidigungsministern ausreichend Argumente für eine Budgeterhöhung liefern. 

Auch die europäische Rüstungsindustrie kann sich zu den Gewinnern zählen. Ihre Forderung nach einer 
europäischen Rüstungsagentur wurde weitestgehend erfüllt. Und ihr jüngst umbenannter Lobbyverband, die 
AeroSpace and Defence Industries Association of Europe, kann sich Hoffnungen machen, bald einen 
privilegierten Beraterstatus bei der Rüstungsagentur zu erhalten. 

Einen Verlierer wird es jedoch auch geben: Die parlamentarische Kontrolle über Rüstungsausgaben. Denn die 
Struktur und Arbeitsweise der Europäischen Rüstungsagentur wird eine unabhängige Kostenkontrolle noch 
schwieriger machen, als dies bereits jetzt der Fall ist. Fehlende Informationspflicht seitens der Regierungen, 
langwierige Verhandlungsprozesse und nicht selten völkerrechtlich verbindliche Abmachungen reduzieren 
zunehmend den parlamentarischen Handlungsspielraum. Denn die Regierungen können auf Sachzwänge 
verweisen, und dass ihnen die Hände gebunden seien. Besonders problematisch wird es, sobald der 
Europäischen Rüstungsagentur ungebundene Mittel zugewiesen werden. Es wird dann für das Parlament noch 
schwieriger, Rüstungsprojekte zu kritisieren und gegebenenfalls zu stoppen. 
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Waffengeschäfte laufen schlechter 
Otfried Nassauer 

Die Auftragseingänge für Rüstungsexporte gingen zwischen 2000 und 2003 
um rund 40 Prozent zurück. Nachfrager in Industrie- und Entwicklungsländern 
leiden unter Geldmangel - letztere wegen hoher Schulden. USA bleiben 
größter Exporteur. 

Die Rüstungsexporte brechen weltweit ein. Dies gilt sowohl für die Erteilung 
neuer Aufträge als auch für den Wert der jährlich ausgelieferten Waffen. Das 
berichtet der wissenschaftliche Dienst des amerikanischen Kongresses in 
seinem neuesten Jahresbericht. 

So sei der Auftragseingang für Rüstungsexportgeschäfte weltweit von 41 Milliarden US-Dollar im Jahr 2000 
auf 25,6 Milliarden Dollar im Jahr 2003 geschrumpft. Der Wert der real gelieferten Waffen sei binnen nur 
einem Jahr sogar von 41,8 Milliarden Dollar im Jahr 2002 auf 28,7 Milliarden im Jahr 2003 gefallen. Ein 
Rückgang bei den Waffenexporten sei das dritte Jahr in Folge zu beobachten. 

Für Rüstungsexporteure war das Jahr 2003 - nach den Kriterien der US-Wissenschaftler - das schlechteste seit 
dem Ende des Kalten Krieges, schlechter noch als 1997. Die Zahlen für 2003 wären sogar noch deutlich 
schlechter ausgefallen, hätte es nicht einige wenige neue spektakuläre Großaufträge gegeben: Polen kaufte 48 
F-16-Kampfflugzeuge für 3,5 Milliarden Dollar in den USA. Milliardenschwere Flugzeugkäufe tätigten auch 
Indien und China, aber in Russland. 

Zurückhaltung bei Rüstungskäufen zeigen derzeit sowohl die Industrieländer als auch noch deutlicher die 
Entwicklungsländer. Erstere geben immer weniger Geld für Waffen im Ausland aus. Sie kaufen lieber 
heimische Produkte oder engagieren sich auf dem schrumpfenden Markt in internationalen 
Kooperationsprojekten, um die eigene Industrie zu unterstützen. Letztere leiden immer stärker unter der 
Zinslast ihrer Verschuldung, die sie seit der Hochzinsphase der Reaganomics ab den 1980er-Jahren 
angesammelt haben. Ihr Anteil am internationalen Waffenimport ist von 66,9 Prozent in den Jahren 1996 bis 
1999 auf 53,1 Prozent in den Jahren 2000 bis 2003 gefallen. Hier wäre der Rückgang wahrscheinlich noch viel 
deutlicher ausgefallen, wenn der Bericht nicht die reichen Golf-Staaten, China oder beispielsweise auch Israel 
als Entwicklungsländer zählen würde. Trotzdem: Auf der arabischen Halbinsel laufen die letzten 
Großbestellungen aus der Zeit des zweiten Golfkrieges aus. 

Saudi-Arabien importierte in den vergangenen zehn Jahren Waffen für 61,1 Milliarden Dollar. Dies entsprach 
einem Anteil von mehr als 34 Prozent der Waffeneinfuhren aller Entwicklungsländer. Die Vereinigten 
Arabischen Emirate importierten Waffen für 7,7 Milliarden Dollar, Kuwait für 6,5 Milliarden. Das macht 
deutlich, wie erheblich der Rückfluss von Petrodollars für Rüstungsgüter nach Europa und in die USA ist. 

Asien scheint den Nahen Osten tendenziell als größten Rüstungsmarkt abzulösen. 2003 haben Länder wie 
Taiwan, China, Indien, Südkorea, Malaysia und Indonesien mehr Rüstungsgüter bestellt als die Staaten des 
Nahen Ostens. Dorthin wurden aber weiterhin noch am meisten Waffen ausgeliefert. Die USA sind vor 
Russland der mit Abstand größte Rüstungsexporteur, sowohl im weltweiten Handel als auch bei Lieferungen in 
Entwicklungsländer. Diese Führungsposition stützt Washington regelmäßig mit Milliardenkrediten für 
Rüstungskäufe in den USA ab. Für die polnische F-16-Bestellung gab es einen 3,8-Milliarden-Dollar-Kredit. 
Andere Großkunden wie Israel, Ägypten oder Taiwan erhalten ebenfalls Milliardenhilfen für den Einkauf 
amerikanischer Waffen. Auffällig ist, das Israel und die Ukraine als Waffenlieferanten seit Jahren eine immer 
größere Rolle spielen. Dabei dürfte der Bericht die Rolle Israels sogar eher unterschätzen, da er Exporte in 
Industrieländer, zum Beispiel in die EU- und Nato-Staaten nicht im Einzelnen auswertet. 

Für die deutsche Rüstungsindustrie war 2003 dem Bericht zufolge ein gemischtes Jahr: Sie habe zwar Waffen 
für 1,2 Milliarden Dollar ausgeliefert und neue Verträge über 1,4 Milliarden abgeschlossen. Zugleich aber sei - 
wie in Großbritannien - 2003 kein neues Rüstungsexportgeschäft mit Entwicklungsländern abgeschlossen 
worden. Man darf gespannt sein, ob der jährliche Rüstungsexportbericht der Bundesregierung diesen Befund 
bestätigen wird. 
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Blätter für deutsche und internationale Politik, Ausgabe 10/2004 

 

Afrika – Objekt der Begierde 
Otfried Nassauer 

Erinnern wir uns: Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen Amt, 
deutete Ende Dezember 2003 die Möglichkeit eines Bundeswehreinsatzes im 
Sudan an.[1]Sie erntete einen Sturm der Entrüstung. Kaum Beachtung fand 
dagegen der Oberbefehlshaber der NATO, US-General James L. Jones, als er 
– ebenfalls im vergangenen Jahr – deutlich machte, dass die 
Terrorismusbekämpfung in Afrika immer wichtiger für das Bündnis werde. 
Genauso wenig Aufmerksamkeit fand seine Bemerkung, die NATO solle sich 
in Afrika kleine Stützpunkte, so genannte lilly pads, zulegen, von denen aus 
schneller interveniert werden könnte.[2] 

Afrika gerät immer deutlicher in den Blick der Sicherheits- und Militärpolitik. Nicht nur das Horn von Afrika, 
das schon länger als Gegenküste des Mittleren Ostens und der Arabischen Halbinsel Beachtung findet, sondern 
der ganze Kontinent. 

Für dieses neue militärische Interesse des Westens an Afrika gibt es mehrere Gründe, die miteinander 
verbunden sind. Erstens bedrohen die wirtschaftlichen Auswirkungen der Globalisierung und die 
Selbstbereicherung so mancher afrikanischen Regierung die Aufrechterhaltung der staatlichen Ordnung in 
vielen afrikanischen Staaten. Staatszerfall, die Privatisierung des staatlichen Gewaltmonopols und immer 
wieder blutige lokale und regionale Kriege gehören zu den Konsequenzen. Die Forderung nach verbesserten 
militärischen Krisenmanagement-Strukturen und Interventionsfähigkeiten für Afrika wird unter anderem damit 
begründet, größere Migrationsströme verhindern und humanitäre Katastrophen abwenden zu müssen. 

Zweitens sehen vor allem die USA in weiten Teilen Afrikas die Gefahr, dass islamistische Terroristen in von 
den Regierungen nicht kontrollierten Gebieten Fuß fassen und sich dort dauerhaft festsetzen könnten. Schon 
bald nach den Terroranschlägen vom 11. September begann Washington, verstärkt über den Anti-Terrorkrieg in 
Afrika nachzudenken. Gefahrenschwerpunkte sieht man am Horn von Afrika, in einigen islamischen Staaten 
Nordafrikas, in Ostafrika, den unwirtlichen Gebieten am südlichen Rand der Sahara, der Sahelzone und überall 
dort, wo viele Muslime leben. 

Drittens gewinnt Afrika angesichts der Destabilisierung des Nahen und Mittleren Ostens als Rohstoff- und vor 
allem Energielieferant erheblich an Bedeutung. Substanzielle Ölvorkommen im Golf von Guinea, im Süden des 
Sudan und vor der nordwestafrikanischen Küste wecken massive Begehrlichkeiten. Nach Einschätzung der US-
Geheimdienste wird der Anteil des Öls, das Amerika aus Afrika einführt, von heute 15 Prozent bis 2015 auf 25 
Prozent ansteigen[3]– ein Anteil, der höher ist als der, den die USA heute aus der Golfregion beziehen. Etwas 
vorsichtiger ist eine Beratergruppe des Außenministeriums. Sie geht davon aus, dass die USA in zehn Jahren 20 
Prozent ihres Öls aus Afrika beziehen werden.[4]Da diese Ressourcen aus potenziell instabilen Staaten wie 
Nigeria oder Angola kommen, sei eine präventive militärische Absicherung der Ressourcen und der 
Investitionen für deren Ausbeutung geboten. Allein Chevron-Texaco will in den kommenden fünf Jahren 20 
Mrd. US-Dollar in Afrika investieren; die Ölindustrie insgesamt plant Investitionen von 60 Mrd. US-Dollar im 
kommenden Jahrzehnt. Und wie in der Golfregion hofft man, auf diese Weise eine Absicherung des 
Rückflusses möglichst vieler Petrodollars zu erreichen. 

Doch bleibt es nicht bei bloßen sicherheitspolitischen Forderungen für Afrika. In den vergangenen Jahren 
wurde eine Vielzahl von Initiativen ergriffen, die die militärischen Handlungsmöglichkeiten des Westens in 
Afrika verbessern sollen. Sie erfolgten vor dem Hintergrund der oben angeführten Interessenlage. 

Aktionsplan der G 8 

Angestrebt wird die Verbesserung der Fähigkeit zum militärischen Krisenmanagement und zur Stabilisierung 
afrikanischer Staaten. Dazu gehört ein bis 2010 reichender Aktionsplan der G8-Staaten zur Förderung 
afrikanischer Kompetenzen bei der Konfliktbewältigung und Krisenintervention. Dieser wird in 
Zusammenarbeit mit der Afrikanischen Union und regionalen Organisationen umgesetzt. Er soll zum einen die 
Staaten Afrikas befähigen, effektiver humanitäre Hilfe zu leisten und regionale Konfliktfrühwarnsysteme 
aufzubauen sowie zum anderen regionale Ausbildungszentren für Friedensmissionen schaffen und 
Ausbildungsmanöver und Friedenseinsätze unterstützen: Hilfe zur Selbsthilfe beim Krisenmanagement. Im 
Rahmen dessen hat die Bundesrepublik den Aufbau des "Kofi Annan Zentrums für Internationale Ausbildung 
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für Friedensmissionen" in Ghana übernommen.[5]Die USA kündigten während des G 8-Gipfels auf Sea Island 
an, dass sie den G 8-Plan mit einer Global Peace Operations Initiative unterstützen wollen. In den kommenden 
fünf Jahren sollen bis zu 75 000 Soldaten, vorrangig aus afrikanischen Staaten, für Friedensmissionen 
ausgebildet werden. 660 Mio. US-Dollar sollen dafür bereitgestellt werden, davon 100 Mio. bereits 2005. Auch 
Staaten außerhalb der G 8 wollen sich beteiligen; China beispielsweise hat 300 Mio. US-Dollar zugesagt. 

Zugleich wird insbesondere von den USA die Terrorismusbekämpfung in Afrika vorangetrieben. Mittels der 
Pan-Sahel-Initiative bemüht sich Washington seit 2003 um eine verbesserte Zusammenarbeit mit den Staaten 
des Maghreb und der Sahelzone. Das 125 Mio. US-Dollar umfassende Programm soll in den nächsten fünf 
Jahren die Fähigkeit zur Terrorbekämpfung durch Ausbildungsprogramme für Spezialkräfte verbessern sowie 
den Informationsaustausch stärken und die Technik modernisieren. Mit der East African Counter-Terrorism-
Initiative besteht ein ähnliches Projekt für Kenia und Tansania. Die ostafrikanischen Länder erhalten zudem 
Hilfe aus dem Anti-Terror-Hilfsprogramm ATA und dem Terroristen-Abfang-Programm TIP. Auf bilateraler 
Basis bemühen sich die USA um bessere Interventionsmöglichkeiten. Schon heute nutzen sie 
Truppenübungsplätze in Tunesien, gelegentlich auch in Marokko. Sie bemühen sich um verbesserte Zugänge 
zu Stützpunkten unter anderem in Marokko, Mauretanien und Gabun. Immer wieder betonen zudem hohe US-
Offiziere in der NATO, dass sie in der Terrorismusbekämpfung in Afrika eine Zukunftsaufgabe insbesondere 
der neuen NATO Response Force (NRF) sehen. 

Transatlantische Konkurrenz 

Manche amerikanische Planung hat ihren Ursprung aber auch in der wachsenden Bedeutung der afrikanischen 
Energieressourcen.[6]Noch in diesem Jahr soll erstmals ein US-Flugzeugträgerverband im Golf von Guinea 
kreuzen. Wieder war es James Jones, der NATO-Oberbefehlshaber, der den Gedanken weiterführte: "Ich 
möchte fast wetten, dass die Flugzeugträgergruppen und Gefechtsgruppen für Interventionsoperationen der 
Zukunft nicht mehr sechs Monate im Mittelmeer eingesetzt werden, sondern die Hälfte der Zeit vor der 
Westküste Afrikas verbringen werden."[7]Manche Vorschläge gehen noch weiter: So wird diskutiert, ob der 
See- und der Flughafen des kleinen ölreichen Inselstaates Sao Tomé und Principe so ausgebaut werden können, 
dass die US-Streitkräfte dort einen vorgeschobenen Militär-Stützpunkt für Interventionen aufbauen können, 
eine so genannte Forward Operations Location, oder sogar ein subregionales Hauptquartier.[8]Dies empfahl 
bereits 2002 eine einflussreiche Beratergruppe der Bush-Administration, die African Oil Policy Initiative. 

Auch wenn die Beteiligten es weit von sich weisen werden: Spätestens mit der kurzen Friedensmission der 
Europäischen Union im Kongo 2003 hat eine verdeckte Konkurrenz eingesetzt, wer die Zuständigkeit für 
Interventionen in Afrika haben sollte: die NATO oder die EU. Bei dieser Konkurrenz geht es auch um die 
Schwerpunktsetzung bei künftigen Militäroperationen in Afrika. Washington sieht den Schwerpunkt in der 
Terrorbekämpfung – mit Hilfe der NATO und ihrer NRF – und bei der Absicherung der Energieressourcen. Die 
EU stellt parallel so genannte European Battlegroups auf. Deren Aufgabe in Afrika soll es vorrangig sein, bei 
akuten Krisen die gefährliche Anfangsphase einer Intervention zu übernehmen, bis Friedenstruppen der UNO 
oder Afrikas als Ersatz bereitstehen. 

Doch was auf den ersten Blick wie eine gegenseitige Ergänzung aussieht, muss es nicht unbedingt sein. Denn 
für so manche afrikanische Region – man denke nur an den Sudan, den Golf von Guinea oder an die 
tantalreiche Region um den Kongo – könnten Strategien der Friedensunterstützung und Verhinderung 
humanitärer Katastrophen künftig ebenso als Rechtfertigung für ein militärisches Eingreifen herangezogen 
werden wie die Absicherung von Rohstoffexporten oder die Bekämpfung des Terrorismus. Dass nicht allein die 
USA eine Verbindung zwischen Rohstoffabsicherung und Eingriffsmöglichkeiten in Afrika sehen, zeigt das 
Beispiel Finnland. Finnland gehört zu den politisch treibenden Kräften, wenn es um Europas 
Handlungsoptionen in Afrika geht. Finnland bezieht aus dem Kongo Tantal – der Weltmarktführer Nokia 
braucht es für seine Handys. 

Auch die Bundeswehr ist offenbar nicht ganz so weit von neuen Afrika-Einsätzen entfernt, wie dies auf den 
ersten Blick scheint. Zumindest übt sie bereits: Im Juli probten 80 Kommandeure und Stabsoffiziere die 
logistische Unterstützung eines Einsatzes der NRF auf der Insel "Merango" vor der Westküste Afrikas.[9]Dort 
hatte sich ein Militärputsch ereignet, der zusammengebrochen war und eine internationale Friedenstruppe 
erforderlich machte – viel deutlicher hätten die Parallelen zu Sao Tomè und Prinzipe im Jahr 2002 kaum sein 
können: eine Insel, die auf einem Meer von Öl schwimmt. Im selben Monat bereitete sich auch das Deutsch-
Niederländische Korps auf eine große Übung in Afrika vor. Doch der Plan, bereits 2005 in Afrika mit einem 
Manöver der NRF Präsenz zu zeigen, ist vorläufig wieder in der Schublade verschwunden. 
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Tagesspiegel - Interview, 11. Oktober 2004 

 

"Bundeswehr hält begrenzten weiteren Einsatz für 
machbar" 

Der Bundeswehrverband warnt vor einem Sudaneinsatz. Wie kommt es, 
dass er bei 7000 Soldaten im Auslandseinsatz bereits die Gefahr der 
Überforderung sieht, Herr Nassauer? 

Ob der Bundeswehr die Überforderung droht, ist eine Frage des Blickwinkels. 
Sie hat knapp 260000 Soldaten. 7000 davon sind im Ausland. Es waren auch 
schon mal 10000. Auf den ersten Blick scheint das wenig. Aber: Die meisten 
Auslandseinsätze dauern so lange, dass die Truppen rotieren müssen, also 
mehrere Verbände durch die gleiche Aufgabe gebunden sind. Dazu kommen 

Soldaten, die den Einsatz aus Deutschland unterstützen. Und Soldaten, die als Verstärkungen bereitgehalten 
werden. Mit anderen Worten: Die Zahl der Soldaten in den Einsatzländern sagt nur bedingt etwas darüber, wie 
viele Soldaten insgesamt damit beschäftigt sind. Trotzdem – meiner Einschätzung nach hält die Bundeswehr 
einen begrenzten weiteren Einsatz für machbar. Der Bundeswehrverband dagegen muss ein Interesse haben, die 
Belastungen für seine Mitglieder so niedrig zu halten wie möglich. 

Erschwert die Reform der Bundeswehr die Lage zusätzlich? 
Ja, die dringend notwendige Reform führt zwischenzeitlich zu Einschränkungen. Wer Großinstitutionen 
umkrempelt, muss wissen, dass sie übergangsweise nicht voll einsatzfähig sind und vermehrt Fehler 
produzieren. Die Agentur für Arbeit ist ein gutes Beispiel, das uns täglich begegnet. Auch die Bundeswehr hat 
dieses Problem: Einheiten, die umstrukturiert werden, können nicht in den Einsatz; Soldaten aus vielen 
Einheiten müssen dafür zusammengezogen werden. Manche Spezialisten sind fast immer im Einsatz und 
deshalb schon ganz schön genervt. Und der Aufbau spezieller Krisenreaktionsverbände in der Nato und der 
Europäischen Union bindet etliche Einheiten, die gut für Auslandseinsätze geeignet wären. 

Warum tut sich die Politik mit einer Entscheidung in Sachen Darfur so schwer? 
International, weil es keinen Konsens darüber gibt. National, weil die Entscheidung für oder gegen einen 
Einsatz auch eine Aussage über deutsche Prioritäten ist. Ein Einsatz, um das Morden in Darfur zu stoppen, ist 
eine Aussage zu Gunsten humanitärer Interventionen, zu Gunsten der Stärkung der UN und zu Gunsten des 
deutschen Anspruchs auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat. Was aber, wenn in den USA Herr Kerry 
Präsident wird oder mehr Soldaten in Afghanistan nötig werden? Das ginge nur auf Kosten der deutschen 
Beteiligung auf dem Balkan. Keine verlockende Perspektive angesichts der Probleme, die dort 2005 kommen. 

Das Gespräch mit Otfried Nassauer führte Michael Schmidt. 
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Neues Deutschland, 14. Oktober 2004 

 

Fouls vor ukrainischen Wahlen 
Gerüchte, Drohungen und Tätlichkeiten im Kampf um die Nach-
folge Leonid Kutschmas  
Manfred Schünemann 

Leonid Kutschma wankte mehrfach, doch er stürzte nie. Am 31. Oktober wird 
ganz regulär sein Nachfolger im ukrainischen Präsidentenamt gewählt. Die 
Kandidaten übertreffen einander allerdings in gegenseitigen Anschuldigungen 
und Populismus. 

Von 100 000 Anhängern im westukrainischen Lwiw (Lwow) bejubelt, kehrte 
der aussichtsreiche oppositionelle Präsidentschaftskandidat Viktor 

Juschtschenko am vergangenen Wochenende nach einem Klinikaufenthalt in Österreich wieder in seine Heimat 
zurück. Bei Juschtschenko waren Anzeichen einer Magenvergiftung festgestellt worden. Wie er der Kiewer 
Wochenzeitung »Serkalo Nedeli« mitteilte, halten es die österreichischen Ärzte für möglich, dass gegen ihn 
»Komponenten biologischer Kampfstoffe« eingesetzt wurden. Gegner Juschtschenkos vermuten unter Hinweis 
auf frühere Erkrankungen eher eine Bauchspeicheldrüsenentzündung und Herz-Kreislauf-Probleme. Die 
Wahrheit wird kaum öffentlich werden, obwohl die Generalstaatsanwaltschaft ermittelt und die Werchowna 
Rada, das Parlament, eine Untersuchungskommission eingesetzt hat.  

Jedenfalls haben Juschtschenkos Erkrankung wie auch Tätlichkeiten gegen Ministerpräsident Viktor 
Janukowitsch – Juschtschenkos wichtigsten Rivalen – bei einem Wahlkampfauftritt in Iwano-Frankowsk die 
Spannungen vor den Präsidentenwahlen verschärft, so dass sich der amtierende Präsident Leonid Kutschma 
genötigt sah, zu Ruhe und Besonnenheit aufzurufen. Die Staatsmacht werde alles tun, um die Stabilität des 
Landes und die ordnungsgemäße Durchführung der Wahlen zu garantieren. Gerüchte, nach denen 
Militäreinsatz und Ausnahmezustand geplant seien, nannte Kutschma »krankhafte Fantasien 
verantwortungsloser Politiker«. Hintergrund der Gerüchte ist eine für den 28. Oktober – drei Tage vor der Wahl 
– geplante Militärparade anlässlich des 60. Jahrestages der Befreiung der Ukraine von faschistischer Besatzung. 
Gewiss dient eine Parade zu diesem Termin weniger der Würdigung des historischen Ereignisses als der 
Mobilisierung eines bestimmten Wählerpotenzials für den Kandidaten der Staatsmacht – Janukowitsch.  

Die lange und heftig debattierte Reform des politischen Systems, mit der die Allmacht des Präsidenten 
beschränkt werden sollte, wurde derweil völlig aus der öffentlichen Diskussion verdrängt. Zwar fordern die 
Präsidentschaftskandidaten der Linken, der Sozialist Olexandr Moros und der Kommunist Petro Simonenko, 
noch vor Amtsantritt des neuen Präsidenten Verfassungsänderungen auf den Weg zu bringen, doch weder das 
Regierungslager noch die Juschtschenko-Opposition lassen Bereitschaft dazu erkennen. Juschtschenko will die 
Verteilung der Macht zwischen Präsident, Regierung und Parlament erst nach den Parlamentswahlen im Jahre 
2006 neu regeln.  

So wird die Schlussphase des Wahlkampfes von purem Populismus bestimmt. Im September beschloss die 
Regierung eine lange versprochene Rentenerhöhung und jüngst kündigte Janukowitsch an, nach seiner Wahl 
werde das Russische zur zweiten Staatssprache erhoben – was ihm im Osten der Ukraine viele Stimmen 
einbringen dürfte. Fraglich ist nur, ob eine entsprechende Verfassungsänderung im Parlament die notwendige 
Zweidrittelmehrheit fände. Gleiches gilt für die Ankündigung, eine ukrainisch-russische 
Doppelstaatsbürgerschaft zu ermöglichen.  

Aber auch die anderen Kandidaten geizen nicht mit fragwürdigen Versprechungen. Viktor Juschtschenko will 
fünf Millionen neue Arbeitsplätze schaffen, um jedem einen zu garantieren. Er verspricht kostenlose 
medizinische Versorgung und Schulbildung, günstige Kredite für junge Familien, die Erhöhung der Renten und 
die Versorgung aller ausscheidenden Militärangehörigen mit Wohnraum. Das alles bei gleichzeitiger Senkung 
der Einkommensteuer. Im Programm des Kommunisten Petro Simonenko finden sich ähnliche Vorhaben. 
Dabei bleibt hier wie dort weitgehend offen, woher die Mittel für diese Sozialausgaben kommen sollen. Die 
Kommunisten immerhin verweisen darauf, dass sie gegen das »kriminelle Kapital« vorgehen (als dessen 
politische Vertreter sie sowohl Kutschma als auch Janukowitsch und Juschtschenko bezeichnen), die 
Oligarchen zur Kasse bitten und die Schlüsselindustrie nationalisieren werden.  
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Mit den wirtschaftlichen und sozialen Vorhaben der Rivalen setzt sich jedoch kaum ein Kandidat auseinander, 
polemisiert wird stattdessen für oder gegen die »europäische« Orientierung der Ukraine, für oder gegen enge 
Bindungen an Russland. Und die Medien agieren in gleicher Weise.  

Angesichts eines solchen Wahlkampfes wächst die Gefahr, dass das Abstimmungsergebnis von den Verlierern 
als manipuliert gewertet wird. Zwar wird es unter den Augen ausländischer Beobachter kaum zu offener 
Fälschung kommen, doch Ansatzpunkte, den fairen und demokratischen Verlauf der Wahlen in Zweifel zu 
ziehen, bieten sich zur Genüge. Fairness und Demokratie aber werden vom USA-Kongress, von EU-Gremien 
und politischen Parteien Westeuropas zur Bedingung für eine Vertiefung der Beziehungen zur Ukraine 
gemacht. So wird jeder neue Präsident sehr bald vor tatsächlichen Richtungsentscheidungen stehen. 

 

 

 

 

Tagesspiegel, 15. Oktober 2004 

 

Leoparden im Sonderangebot 

Die Bundeswehr will einen Teil ihrer Panzer verkaufen – an die 
Nachbarstaaten Türkei und Griechenland 
Otfried Nassauer 

Peter Struck hat es eilig. Denn die Bundeswehr hat mehr schwere Leopard-
Panzer, als sie braucht. Händeringend werden Abnehmer gesucht. Und so wird 
auf Arbeitsebene nicht nur mit der Türkei gesprochen, sondern auch mit 
Griechenland. 

Die Regierung in Athen möchte bis zu 183 Leopard-2-Panzer, 150 Panzer vom 
Typ Leopard 1, 20 Bergepanzer und zehn Brückenlegepanzer vom Typ Biber übernehmen. Das berichtet das 
britische Fachblatt „Jane’s Defense Weekly“. Bereits bestellt haben die griechischen Streitkräfte 170 
fabrikneue Leopard-2-Panzer des jüngsten Modells A6 sowie zwölf Bergepanzer Büffel und acht 
Brückenlegepanzer, die bis 2009 geliefert werden sollen. Sie werden teils in Deutschland, teils in Griechenland 
montiert. Zugleich wirbt die Bundeswehr seit Sommer vergangenen Jahres verstärkt darum, dass die Türkei 
mehrere hundert Leopard-2-Panzer übernimmt. In Presseberichten ist von bis zu 350 Panzern die Rede, die 
sofort abgegeben werden könnten. Weitere könnten folgen. Die Industrie hofft auch auf den Verkauf neuer 
Panzer. 

Ende 2003 hatte die Bundeswehr noch 1552 Leopard 2 und 572 Leopard 1 im Bestand. Künftig soll sie mit 850 
Kampfpanzern auskommen, verkündete Struck im Februar 2003. Dies sollen ausschließlich Leopard 2 sein. 
Damit sind 700 Leopard 2 und alle Leopard 1 überschüssig. Diese einzulagern oder zu verschrotten, wäre 
angesichts leerer Kassen wirtschaftlich unvorteilhaft. Durch ihren Verkauf aber flösse Geld in den 
Verteidigungshaushalt, mit dem der Verteidigungsminister neue Ausrüstung kaufen könnte. Und genau so 
haben es Struck und sein Kollege, Finanzminister Hans Eichel, vereinbart. Die Bundeshaushaltsordung 
begünstigt die Exportbemühungen der Bundeswehr. Sie schreibt auch vor, dass der Bund überschüssige Waffen 
so günstig wie möglich losschlagen muss: Der Verkauf, ja sogar das Verschenken geht also in vielen Fällen 
vor. Denn das Verschrotten käme meist teurer. 

Die Armeen Griechenlands und der Türkei gehören zu den wenigen, die noch Panzer in großer Stückzahl 
absorbieren können. Nicht zuletzt aufgrund der regionalen Konkurrenz zwischen beiden Staaten, sind deren 
Streitkräfte überproportional groß. Die griechische Armee verfügt über 1723 Panzer, die türkische über 4205. 
Zum Vergleich: Frankreich besitzt 614. Allerdings handelt es sich in der Türkei und in Griechenland 
überwiegend um ältere Typen, die den Nato-Standards nicht mehr entsprechen und demnächst ersetzt werden 
sollen. 

Auch in der Vergangenheit hat die Bundeswehr immer wieder überschüssige Panzer verkauft. Von den 
ursprünglich 2125 für die deutschen Streitkräfte gebauten Leopard-2- Panzern stehen heute 571 im Dienst der 
Armeen von Schweden (160), Polen (128), Finnland (124), Spanien (108) und Dänemark (51). 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 30 . Oktober 2004 

 

Restriktiver Rüstungsexport - Nur noch Makulatur? 
Otfried Nassauer 

Drei Jahre hörte man fast nichts. Dann aber kamen die Nachrichten Schlag auf 
Schlag: Deutschland will dem Irak gepanzerte Mannschaftstransporter vom 
Typ Fuchs liefern. Die Bundesregierung signalisiert die Bereitschaft, Israel 
zwei neue U-Boote zu verkaufen und drei bereits gelieferte zu modernisieren. 
Verteidigungsminister Struck möchte Hunderte von gebrauchten Leopard-
Panzern an die Türkei und an Griechenland verkaufen. Tunesien soll 
gebrauchte Schnellboote von der Bundeswehr erhalten. Die Europäische 
Union hebt das Waffenembargo gegen Libyen auf und der Bundeskanzler 
persönlich macht sich für deutsche U-Boot-Lieferungen nach Indien und die 

Aufhebung der EU-Sanktionen gegen die Volksrepublik China stark, denn Rüstungsexporte in das Reich der 
Mitte sind bislang untersagt. 

Läutet Rot-Grün also das Ende der Zurückhaltung beim Rüstungsexport ein? Werden die 
Rüstungsexportrichtlinien der Bundesregierung zur Makulatur, weil in der Genehmigungspraxis Kriterien wie 
Menschenrechte, Gewaltprävention und Nachhaltige Entwicklung den wirtschaftlichen und industriepolitischen 
Interessen geopfert werden? Man muss fast diesen Eindruck haben. Denn selbst Politiker von Bündnis 90/Die 
Grünen hatten an der neuen Exportoffensive kaum etwas auszusetzen. Niemand warf die Frage auf, ob die 
Menschenrechtslage in der Türkei sich so unumkehrbar verbessert habe, dass eine Panzerlieferung zu 
verantworten wäre. Niemand fragte, ob nicht ein wichtiges Druckmittel aus der Hand gegeben würde, um 
positive Entwicklungen in der Türkei dauerhaft abzusichern. Niemand fragte, ob U-Boot-Lieferungen an Israel 
angesichts der gespannten Lage im Nahen oder Mittleren Osten wirklich zu verantworten sind. Niemand 
äußerte Bedenken angesichts von Meldungen, dass Israel seine aus Deutschland gelieferten U-Boote zu 
Trägersystemen für die eignen Nuklearwaffen umbaut. 

Zwei Gründe für verstärkte deutsche Rüstungsexporte sind deutlich erkennbar: Erstens: Die Bundeswehr wird 
verkleinert. Sie hat viele Waffensysteme, die sie künftig nicht mehr benötigt. Sie braucht aber Geld. Und 
zweitens: Rüstungsexporte werden verstärkt als industriepolitisches Instrument wiederentdeckt und eingesetzt. 

Stichwort Verkleinerung der Bundeswehr: Not macht erfinderisch. An dieses Sprichwort haben sich wohl 
Mitarbeiter des Verteidigungsministeriums erinnert, als sie einen Blick auf ihre leeren Kassen warfen und einen 
zweiten auf die Panzerbestände der Bundeswehr. Das eindeutige Ergebnis: Zu wenig Geld, zu viele Panzer. 
Jetzt versucht man mit Macht, Hunderte von schweren Leopard-Panzern loszuschlagen. Noch besitzt die 
Bundeswehr nach offiziellen Angaben 2.124 schwere Kampfpanzer - 1.552 sind vom Typ Leopard-2, der Rest 
sind ältere Leopard 1. Künftig sollen es zunächst nur noch 850 Leopard-2 sein, später vielleicht noch weniger. 
Mehrere hundert Kampfpanzer sind damit überflüssig. Deren Einlagerung oder Verschrottung würde Geld 
kosten. Sie zu verkaufen bringt dagegen frisches Geld, mit dem die Bundeswehr modernisiert werden kann. So 
haben es Verteidigungsminister Struck und sein Kollege, Finanzminister Hans Eichel, vereinbart. Die 
Bundeshaushaltsordnung begünstigt die Exportbemühungen der Bundeswehr. Sie schreibt vor, dass der Bund 
sein überschüssiges Eigentum so geldbringend wie möglich losschlagen muss. Das gilt auch für Waffen. Sie zu 
verkaufen oder zu verschenken ist oft günstiger als sie zu verschrotten. 

Für Kampfpanzer interessiert sich Griechenland. Es will bis zu 183 Leopard 2A4 Panzer, 150 Panzer vom Typ 
Leopard 1A5, 20 Bergepanzer und 10 Brückenlegepanzer vom Typ Biber übernehmen. Das berichtete jüngst 
das britische Fachblatt Jane's Defense Weekly. Bereits bestellt haben die griechischen Streitkräfte 170 
fabrikneue Leopard 2A6 Panzer sowie 12 Bergepanzer Büffel und 8 Brückenlegepanzer, die bis 2009 zulaufen 
sollen. Diese werden teils in Deutschland teils in Griechenland montiert. Mehrere Hundert Leopard-2-Panzer 
werden darüber hinaus der Türkei offeriert. Bis zu 350 könne sie sofort haben, weitere später, signalisiert die 
Bundeswehr. Aber auch die Türkei spielt mit dem Gedanken, Panzer im eigenen Land zu bauen und dabei 
wesentliche Komponenten aus Deutschland zu beziehen. Sie versucht, ein vor Jahren mangels Geld 
aufgegebenes Programm zur Beschaffung von rund 1.000 modernen Kampfpanzern wiederzubeleben. 

Und da sind wir auch schon beim Stichwort Industriepolitik: Bundeskanzler Schröder plant offensichtlich in 
deutsch-französischer Zusammenarbeit neue rüstungswirtschaftliche Initiativen in der Europäischen Union. Der 
Kanzler diese Woche im HANDELSBLATT wörtlich: "Wir sollten unsere Bemühungen intensivieren, 
Rüstungsgüter zu standardisieren, ihren innergemeinschaftlichen Handel zu erleichtern, sie den EU-
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Wettbewerbsvorschriften zu unterziehen, ihre Beschaffung zu optimieren, Forschungsaktivitäten zu 
koordinieren und eine gemeinsame Exportkontrolle vorzunehmen, um so die Voraussetzungen für einen 
gemeinsamen Rüstungsmarkt zu schaffen." 

Sowohl die Heeres- als auch die Marineindustrie aber sollen offensichtlich für die kommende Europäisierung 
der wehrtechnischen Industrie und ihrer Märkte erst fit gemacht werden. Dies beginnt mit Schritten zur 
Integration auf nationaler Ebene. Rüstungsexporte können dabei als Alternative zu neuen Beschaffungen der 
Bundeswehr industriepolitisch genutzt werden - als Anreiz zur Integration und zur Stärkung der nationalen 
Unternehmen vor der europäischen Integration. Rüstungsunternehmen aber sind keine Wohltätigkeitsvereine. 
Sie lassen es sich bezahlen, wenn sie etwas tun. Fusionen auf nationaler und internationaler Ebene sind 
wirtschaftliche Tätigkeiten. Sie sollen bezahlt werden - so die Auffassung der Industrie. Gegebenenfalls also 
durch Rüstungsaufträge oder auch Rüstungsexporte. An diese Logik scheint sich vor allem die SPD jetzt 
verstärkt zu erinnern. 

Am deutschen Werftenverbund wird bereits eifrig gebastelt. Thyssen-Nordseewerke, Blohm & Voss und HDW 
sollen unter einem Dach zusammengefasst werden. Dafür kauft Thyssen dem amerikanischen Finanzinvestor 
OEP 75 Prozent der HDW-Anteile ab. Für den Rest interessiert sich unter anderem der europäische Luft- und 
Raumfahrtkonzern EADS. Nach der Konsolidierung in Deutschland aber soll der europäische Werftenverbund 
folgen - zum Beispiel mit der in Frankreich entstehenden Gruppierung um die noch staatlichen Werften der 
DCN und den Elektronikkonzern Thales. Dann wird es darum gehen, wer künftig in Europa das Sagen haben 
wird. Entscheidend wird also sein, wie die nationalen Anteile, die europäisch integriert werden sollen, zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über die Integration aufgestellt sind. Zuvor werden sie also gestärkt. Die 
Bundeswehr überlegt, vier Fregatten vom Typ F125 vorzeitig in Auftrag zu geben. Die Bundespolitik bemüht 
sich intensiv um neue U-Boot-Aufträge - z.B. in Israel und Indien. 

Ganz ähnlich ist die Lage bei der Heeresindustrie: Zunächst sollen die deutschen Panzerhersteller Krauss-
Maffay-Wegmann und Rheinmetall-Detec enger zusammenrücken. Denn später steht die Auseinandersetzung 
um die Führung in Europa an - die britische Firma Alvis und der mit einer staatlichen Milliardenspritze sanierte 
französische Panzerhersteller GIAT lauern als Konkurrenten. Auch hier sollen nationale Beschaffungsvorhaben 
wie der rasche Einstieg in den Schützenpanzer Puma und Exportverträge einander ergänzen. Bei der Lieferung 
deutscher "Überschuss"-Panzer an Griechenland und die Türkei darf die Industrie hoffen, dass diese Panzer 
zunächst modernisiert werden. Im Fall der Türkei hegt die Industrie sogar wieder Hoffnungen auf ein lukratives 
Nachfolgegeschäft: Vielleicht - so wird spekuliert - öffnen billige gebrauchte Panzer ja auch den Weg für den 
späteren Verkauf neuer Panzer oder zumindest wichtiger Komponenten, die die Türkei benötigt, wenn sie 
beginnen sollte, selbst Panzer zu fertigen. 

Der neue Vorrang der Industriepolitik erklärt aber vielleicht auch ein weiteres Phänomen: Weltweit gehen die 
Rüstungsexporte zurück. Der Trend in Deutschland verläuft genau umgekehrt. 2003 hat die Bundesrepublik 
bereits ohne jedes öffentliche Aufsehen wieder deutlich mehr genehmigungspflichtige Rüstungsgüter exportiert 
als im Vorjahr. 
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Frankfurter Rundschau, 30. Oktober 2004 

 

Das Risiko vorbeugender Militärschläge wächst 
Strategen empfehlen Israel massive Abschreckung / Atomtechnik 
in der Hand von Moslems unter Generalverdacht 
Otfried Nassauer 

Die Töne werden schärfer. Kaum ein Monat vergeht, in dem nicht neue 
Meldungen und Gerüchte über das iranische Atomprogramm aufkommen. 
Die meisten fußen auf israelischen Quellen oder gehen auf einen kleinen 
Kreis Neokonservativer in den USA zurück. Es vergeht aber auch kaum ein 
Monat ohne neue militärische Drohungen. Israel bekundet seine Bereitschaft, 
die iranischen Atomanlagen präventiv zu zerstören. Iran droht, die 
israelische Atomanlage in Dimona anzugreifen und stellt neue Raketen in 

Dienst. Seit Irak als potentielle Bedrohung Israels ausgedient hat, wird Teheran an seine Stelle gerückt. Das ist 
- unabhängig von den realen Absichten Irans - wohl kaum Zufall. 

Was den USA recht ist... 

Bereits Anfang 2003 erhielt Ariel Scharon, Israels Ministerpräsident, einen brisanten Bericht. Das "Projekt 
Daniel" überreichte Empfehlungen zu "Israels strategischer Zukunft". Die hatten es in sich. 

Israel, so empfahl das Dokument, müsse alles tun, damit sich keine "feindliche Allianz" bilde und in den Besitz 
von Massenvernichtungswaffen komme. "Dies könnte zweckdienliche präemptive konventionelle Schläge 
beinhalten, die sich gegen feindliche Zentren der Entwicklung, Herstellung, Lagerung, Kontrolle und 
Stationierung von Massenvernichtungswaffen" richten. Als "antizipierende Selbstverteidigung" sei dies mit 
dem internationalen Recht genauso vereinbar wie mit der neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der USA. Was 
für die Weltmacht USA Recht sei, müsse für das kleine, existenzbedrohte Israel billig sein. 

Israel solle seine Politik der Zweideutigkeit hinsichtlich des Besitzes atomarer Waffen fortführen, solange es 
keinem Gegner - ob Staat oder nicht-staatlicher Akteur - gelinge, Nuklearwaffen zu erwerben. Die 
Unterstützung des US-Krieges gegen den Terrorismus sei obligatorisch. Zugleich müsse Israel im Rahmen 
seiner Möglichkeiten alles tun, um Schurkenstaaten des Mittleren Ostens oder Terrorgruppen am Erwerb von 
Massenvernichtungswaffen zu hindern. Israel könne nicht überleben, falls es nicht zugleich eine glaubwürdige 
nukleare Abschreckung und ein mehrschichtiges Raketenabwehrsystem unterhalte. Dazu gehöre eine nukleare 
Zweitschlagsfähigkeit, mit der etwa 15 hochwertige Ziele, Bevölkerungszentren, in Ländern wie Libyen oder 
Iran bedroht werden könnten. Vorrangiges Ziel sei es, diese Waffen nie einsetzen zu müssen "Abschreckung ex 
ante, nicht Vergeltung ex post", im Nachhinein. 

Massenvernichtungswaffen, das sind vor allem biologische und nukleare Waffen, sowie Trägersysteme 
größerer Reichweite. Sollte je ein Staat oder eine Koalition Massenvernichtungswaffen besitzen, so werde die 
Gefahr, dass ein konventioneller Krieg unter dem Schutzschirm dieser Waffen gegen Israel riskiert werde, 
deutlich steigen. Die Autoren diskutieren ein weiteres Risiko: Einen Staat, der wie ein Selbstmordattentäter 
agiert: "In der Art eines einzelnen Selbstmordattentäters, der ohne Angst vor den persönlichen Konsequenzen 
handelt", ja sogar die extremste persönliche Konsequenz, den eigenen Tod begrüßt "könnte ein arabischer Staat 
und/oder Iran Angriffe mit Massenvernichtungswaffen gegen Israel in voller Kenntnis und Erwartung der 
überwältigenden Reaktion Israels durchführen". 

Ein solch irrationales Verhalten sei zwar derzeit noch unwahrscheinlich, aber in Zukunft werde es 
wahrscheinlicher. Derzeit finde ein strategischer Paradigmenwechsel statt: Lange als sekundär betrachtete 
Risiken wie jene, die von Langstreckenwaffen oder Terroristen in der unmittelbaren Nachbarschaft ausgehen, 
gewinnen an Bedeutung. Die Autoren gehen davon aus, dass sich Israel und die USA bereits in einem Krieg der 
Kulturen mit der islamischen Welt befinden, von Krieg, Terrorismus und Genozid akut bedroht sind. Dieser 
Dschihad sei seiner Natur nach kulturell und theologisch. Deshalb sei nicht damit zu rechnen, dass der Gegner 
sich auch nur einen Zentimeter auf konventionelle Normen wie Koexistenz und friedliche Streitbeilegung 
einlasse. In einem Nachwort - verfasst nach dem Einmarsch in Irak und der Ankündigung Libyens, auf 
Massenvernichtungswaffen zu verzichten - wird festgehalten, dass nunmehr den Nuklearprogrammen in 
Pakistan und Iran gefolgt von Ägypten, Syrien und Sudan, sowie den Auswirkungen entstehender 
Verbindungen zwischen palästinensischen Terrorgruppen und Al Qaeda die größte Aufmerksamkeit zu gelten 
habe. 
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Israel lebt seit seiner Gründung in der Angst, seine staatliche Existenz sei akut gefährdet. Fünf Millionen 
Israelis leben unter 155 Millionen Arabern und über einer Milliarde Moslems. "Projekt Daniel" ist ein privates 
Unterfangen, aber nicht irgendeines. Die Mitglieder konnten sich sicher sein, dass ihre Ergebnisse Beachtung 
auf höchster Ebene finden würden. Prof. Luis René Beres, zur Zeit an der Purdue University in den USA, 
arbeitete mit einem Team hochrangiger Experten aus Israel und den USA zusammen, zu denen sowohl 
ehemalige Militärs als auch Geheimdienstler und Nuklearexperten gehörten. 

Doch so verständlich die Furcht israelischer Sicherheitsexperten vor möglichen Massenvernichtungswaffen in 
der Hand arabischer oder moslemischer Besitzer auch sein mag, so deutlich wird auch ihre Funktion, Israels 
Machtpolitik und ein potentielles Agieren außerhalb völkerrechtlicher Normen zu rechtfertigen. Die 
Empfehlung, militärisch präemptiv oder gar präventiv gegen das Entstehen solcher Potentiale vorzugehen, ist 
dafür ein Beispiel. 

Geschäftsgrundlage gefährdet 
Faktisch aber läuft diese Logik darauf hinaus, allen arabischen bzw. islamischen Staaten das Recht auf die 
friedliche Nutzung der Atomenergie - der man positiv oder negativ gegenüberstehen mag - abzusprechen. In 
dieser Logik gibt es kein arabisches oder islamisches Land, dessen nukleare Programme in Israel nicht in den 
Verdacht des Strebens nach der Bombe wecken müssen. Dies aber impliziert die Gefahr, dass Israel als 
Nichtmitglied des nuklearen Nichtverbreitungsvertrages (Atomwaffensperrvertrages) die Geschäftsgrundlage 
des wichtigsten internationalen Nichtverbreitungsinstrumentes Schritt für Schritt und einseitig verändert. 

 

 

 

 

 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 13. November 2004 

 

Das iranische Atomprogramm 
Prüfstein für die Zusammenarbeit zwischen Europa und der 
wiedergewählten Bush-Administration? 
Otfried Nassauer 

George W. Bush ist wiedergewählt. Ist jetzt damit zu rechnen, dass er die 
Rolle der Neokonservativen in der Außen- und Sicherheitspolitik weiter 
stärken wird? Wird er den von vielen Neokonservativen gehegten Wunsch 
umsetzen und einen deutlich härteren Kurs gegen den Iran einschlagen? David 
Frum, der Erfinder der Achse des Bösen und frühere Reden-Schreiber von 

Bush, erwartet das. Müssen wir in Kürze mit einem präventiven Militärschlag gegen den Iran rechnen? Ariel 
Scharon und seine Regierung drängen darauf. Oder eilt das jetzt weniger, weil George W. Bush vier weitere 
Jahre im Weißen Haus vor sich hat? Wird sich um die Atompläne des Iran ein Szenario entwickeln, das der 
Vorgeschichte des Irakkrieges ähnelt? Manches spricht dafür, aber nicht alles. 

Vordergründig geht es um die Frage, ob der Iran nur ein legales ziviles Atomprogramm betreibt oder auch ein 
illegales militärisches Waffenprogramm. Das erste behauptet der Iran, das zweite Israel und die Vereinigten 
Staaten. Die Internationale Atomenergiebehörde IAEO ist in einer verzwickten Lage. Bis zum 25. November 
soll die Behörde mitteilen, ob das iranische Atomprogramm nur legalen, friedlichen Zwecken dient oder auch 
verbotenen, militärischen. Verzwickt ist die Lage für die IAEO, weil sie ihr Urteil abgeben muss, ohne dass sie 
weiß, ob sie alle Teile des iranischen Atomprogramms kennt. Die gegenwärtigen Erkenntnisse taugen nicht als 
Beleg für einen iranischen Rechtsbruch – das zumindest scheint klar. Aber nach dem Motto "Wer einmal lügt, 
dem glaubt man nicht", werfen interessierte Geheimdienstkreise, Medien und Nichtregierungsorganisationen 
dem Iran immer wieder neu vor, weitere Teile seines Atomprogramms zu verheimlichen. Sie fordern, der Iran 
solle beweisen, dass er alle benötigten Informationen über alle Teile seines Atomprogramms an die IAEO 
gegeben habe. Das aber stellt den Iran vor ein schier unlösbares Problem: Nach den Gesetzen der Logik ist es 
nicht möglich zu beweisen, dass es etwas nicht gibt. Teheran kann also nur hoffen, dass ihm geglaubt wird, 
dass es die IAEO vollständig informiert hat. Seine Gegner dagegen können weiter behaupten, dass der Iran 
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Informationen verheimliche, ohne ihrerseits dafür den harten Beweis antreten zu müssen. Dafür reichen offene 
Fragen und Indizien. Und doch: Aufgrund des Urteils der IAEO soll entschieden werden, ob der "Fall Iran" vor 
den UN-Sicherheitsrat gebracht wird. Der hätte das Recht, Sanktionen gegen den Iran zu verhängen oder 
theoretisch sogar eine militärische Aktion zu autorisieren. 

Fakt ist: Der Iran will im kommenden Jahr das Kernkraftwerk Busheer in Betrieb nehmen und plant weitere 
Atomanlagen, darunter einen Schwerwasserreaktor und eine Fabrik zur Herstellung schweren Wassers. In 
Natanz steht eine große Urananreicherungsanlage bereit, in der theoretisch Uran für zivile und militärische 
Zwecke angereichert werden kann. Der Iran hat Uranvorkommen und möchte angeblich die Brennstäbe für 
seine Kraftwerke im eigenen Land herstellen. Dieses Vorhaben steht derzeit im Zentrum des Streits. 

Unter Führung der EU-Staaten Deutschland, Großbritannien und Frankreich wird der Iran gedrängt, auf die 
Urananreicherung verifizierbar zu verzichten, und damit auf potentiell militärisch nutzbare Nukleartechnik. 
Dazu ist der Iran nicht verpflichtet. Als nicht-atomares Mitglied des Nichtverbreitungsvertrages und eines der 
wenigen Länder, die der IAEO volle Kontrollen gewähren, hat Teheran sogar das Recht zur zivilen Nutzung 
der Anreicherungstechnik. Mehr noch: die IAEO ist verpflichtet, Iran zu helfen, wenn es diese Technologie 
nutzen will. Ein Verzicht kann also nur freiwillig erfolgen. Selbst die IAEO konnte den Iran daher nur 
auffordern, bis zum 25. November einen freiwilligen Verzicht auf die Anreicherung zu erklären. Der Iran aber 
fürchtet, dass er als erster Staat rechtlich verbindlich und einseitig zu einem Verzicht auf sein gutes Recht 
gedrängt werden soll, - zu einem einseitigen Souveränitätsverzicht. Warum sollte ein islamisches Land kein 
Recht auf die friedliche Nutzung der Atomtechnik haben? Nur weil Israel dies grundsätzlich ablehnt? Darauf 
will sich Teheran nicht einlassen. Ein zeitlich begrenzter Verzicht auf die Wiederaufarbeitung sei möglich; ein 
freiwilliger Verzicht im Tausch gegen moderne Atomtechnik und andere Handelsvorteile. 

Seit Monaten verhandeln EU-Staaten und der Iran über eine solche Lösung. Einmal schien ein Ergebnis bereits 
erreicht. Doch das Versprechen des Irans, die Urananreicherung im Gegenzug zu Technologielieferungen 
auszusetzen, wurde von beiden Seiten unterschiedlich interpretiert. Während man in Europa davon ausging, der 
Iran werde gar keine weiteren Schritte zur Vorbereitung der Anreicherung unternehmen, beschloss Teheran, 
Uran in Uranhexafluorit umzuwandeln - jenen Stoff, der in Gasultrazentrifugen bei der Anreicherung zum 
Einsatz kommt. Und schon war der alte Streit wieder voll aufgebrochen. Vorwürfe, der Iran schleiche sich an 
die Atombombe heran, wurden laut. Aber auch Vorwürfe, Europa erleichtere dem Iran dieses Anschleichen, 
indem es ihm über Verhandlungen einen wichtigen Zeitgewinn verschaffe. 

Auch Russland, Teherans derzeit wichtigster Lieferant atomarer Technik, führt ähnliche Verhandlungen. Für 
Moskau ist der Iran ein wirtschaftlich wichtiger Kunde. Zugleich aber wird auch dort der Druck Washingtons 
deutlich. Die USA trauen weder den Moskauer noch den europäischen Bemühungen, den Iran auf ein rein 
ziviles Atomprogramm festzunageln. Bislang undiskutiert blieb eine Option, die den größtmöglichen 
diplomatischen Druck und den geringst möglichen taktischen Handlungsspielraum für den Iran verspräche: 
Sollten die EU-Staaten und Russland sich auf ein gemeinsames Verhandlungsangebot in Sachen 
Technologietransfer an Teheran einigen, so könnte der Iran die Positionen seiner beiden potentiell wichtigsten 
Technologielieferanten nicht gegeneinander ausspielen. Dies würde voraussetzen, dass die EU-Staaten 
Russland in ihr Angebot zu wirtschaftlich attraktiven Bedingungen einbinden. Der Nebeneffekt: Zugleich 
bekämen die Befürworter einer politischen Lösung politisch mehr Gewicht. 

Doch selbst ein solches Vorgehen muss nicht von Erfolg gekrönt sein. Technologie- und 
Wirtschaftskooperation können vielleicht die wirtschaftlichen Motive des iranischen Atomprogramms 
zufrieden stellen. Die sicherheitspolitischen Motive dagegen kaum. Denn ganz gleich, ob im Iran hinter 
verschlossenen Türen schon eine geheime Entscheidung zugunsten eines militärischen Atomprogramms 
gefallen ist oder nicht - die Existenz eines zivilen Programms verkürzt den Zeit- und Technologiebedarf für den 
Atombombenbau deutlich. Das heißt - es sind die sicherheitspolitischen Motive des Irans und seien sie derzeit 
auch nur hypothetischer Natur, die der Berücksichtigung bzw. des Nachdenkens bedürfen. Teheran weiß sich in 
der Reichweite des unerklärten, aber existenten Atomarsenals Israels. Es kennt sein gespanntes Verhältnis zu 
den USA nur zu gut. Deren militärische Präsenz in gleich zwei Nachbarstaaten, in Afghanistan und im Irak, ist 
aus iranischer Sicht bedrohlich. 

Und Washington signalisiert keinerlei Unterstützung für die Verhandlungen Russlands oder Europas mit dem 
Iran. Im Gegenteil: Es signalisiert abwartende Skepsis und ventiliert immer wieder einmal – halblaut oder laut 
– die Option, militärisch gegen das iranische Atomprogramm vorzugehen. Das muss die Sicherheitsbedenken 
des Irans verschärfen und in Teheran jene stärken, die sich alle Optionen, auch den Griff nach der Bombe offen 
halten wollen. 
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Ein scharfes, vielleicht sogar militärisches Vorgehen gegen den Iran wird in Washington von einer breiten 
Koalition befürwortet - einer Koalition, die von den Neokonservativen über einflussreiche Mitarbeiter von 
Denkfabriken über pro-israelischen Lobby-Gruppen bis weit hinein in die Demokraten reicht - und übrigens 
auch in die sehr Bush-kritische NGO-Szene. Den Mullahs in Teheran traut niemand über den Weg. Noch 
weniger jedenfalls als den Erkenntnissen amerikanischer Geheimdienste. Oder anders gesagt: Den Mullahs 
trauen viele alles zu - auch den Griff nach der Bombe. Sollte George W. Bush in seiner zweiten Amtszeit auf 
die militärische Karte setzen, er könnte sich in seinem Land breiter Unterstützung gewiss sein. Und die 
Europäer? Die kämen in die schwierige Lage, zu begründen, warum sie während ihrer Verhandlungen mit dem 
Iran die Risiken ähnlich scharf und dramatisch beurteilt haben wie Washington oder Israel, einen präventiven 
Militärschlag aber doch ablehnen. 

 

 

 

 

 

 

Tagesspiegel  - Interview, 18. November 2004 

 

„Die Regierung Bush ist mitschuldig“ 

US-Soldaten haben im Irak vermutlich Unbewaffnete erschossen. Ist das 
ein Einzelfall oder kann so etwas wieder passieren, Herr Nassauer? 

Das kann man nicht ausschließen. Es gibt Gründe zu vermuten, dass solche 
Szenen im Irak häufiger vorkommen. 

Welche Gründe sind das? 
Die Nerven liegen blank, Stress und eine wachsende Kriegermentalität. Es ist 
ein Zeichen der Missachtung von Menschenleben. Schon die Vorgeschichte: 

Dass am Tag zuvor gekämpft wurde Menschen verwundet liegen gelassen wurden, zeigt, dass Menschenleben 
im Krieg schnell ein vernachlässigbares Gut werden. 

Eine Verrohung also? 
Ja, der Soldat mutiert zum Krieger und die Werte, die er angeblich verteidigt – die Menschenrechte zum 
Beispiel – spiegeln sich nicht mehr in seinem Handeln wider. 

Wie werten Sie die Bilder von der Tötung des Irakers? 
Für unsere Augen ist das Schlimmste das Töten eines vermutlich Unbewaffneten. Für arabische Augen 
beinhaltet diese Szene mehr Regelbrüche: Es geschieht in einer Moschee, Soldaten laufen mit Kampfstiefeln 
herum. 

Waren die Soldaten nicht richtig ausgebildet, nicht auf so etwas vorbereitet? 

Es sind mehrere Faktoren: Die Personalauswahl, das Personal, die Ausbildung und politisch-moralische 
Aspekte. Bei der Rekrutierung kämpfen die USA damit, dass sie mangels Geld meist nur im unteren Drittel der 
Gesellschaft rekrutieren können, im ländlichen, konservativen Raum und in schlecht ausgebildeten 
Gesellschaftsschichten. Zur Ausbildung: Je höher die Wahrscheinlichkeit ist, dass Soldaten in Kriege im 
Ausland geschickt werden, desto höher müsste der Anspruch an die Bildungsfähigkeit des Soldaten sein. Er 
braucht eine kulturelle Empathie für seinen Einsatzort. In den USA wird oft nur die Kampfgemeinschaft, das 
Rädchen in einer Kampfmaschine trainiert. Der militärische Erfolg steht über allem. 

Und der politisch-moralische Anteil? 
Ein Soldat, der ständig hört, der Gegner halte sich weder an Gesetze noch habe er Moral, der verhält sich 
entsprechend, wird zum Krieger, der sich nicht an Recht und Moral halten muss. „Töte, bevor du getötet wirst, 
weil du dich an die Regeln hältst.“ Die politische Legitimation eines Kriegs schlägt bis ins 
Unrechtsbewusstsein und das moralische Bewerten des einzelnen Soldaten durch. Wenn das Militär da keine 
präventiven Steuerungselemente aufbaut, geht es schief. 
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Wie könnte man denn da gegensteuern? 

Die Bundeswehr hat ein paar Instrumente: Die Idee vom Soldaten als Bürger in Uniform oder die innere 
Führung, dieVerantwortung delegiert und damit dem Soldaten immer wieder vor Augen führt, dass er eine 
rechtliche und moralische Bewertungsnotwendigkeit hat und für sein Tun verantwortlich ist. Das ist natürlich 
keine absolute Garantie, aber wenn es langfristig trainiert wird, ist es eine recht wirksame Vorbeugung. Fehlen 
solche vorbeugenden Maßnahmen, dann ist es eine Illusion zu glauben, nach den Bildern von Abu Ghraib käme 
ähnlich Brutales nie wieder vor. Die US-Soldaten haben kein großes Unrechtsbewusstsein, aber oft einen 
rechtfertigenden Befehl und eine – aus ihrer Sicht – moralische Rechtfertigung nach dem Motto: Die Guten 
gegen die Bösen im absoluten Überlebenskampf. Es gibt nur einen Überlebenden. 

Die Regierung Bush ist also mitschuldig, weil sie das politische Klima mitherstellt? 
Absolut, ja. Die Bilder von Falludscha vermitteln, dass die, die sich für zivilisiert halten, vorgeben, die 
Zivilisation zuverteidigen, sich höchst unzivilisiert verhalten. Aus unserer Sicht, mehr aber noch aus einer 
arabischen oder islamischen. 

Ist der Weg zu einem stabileren Irak und Wahlen noch erschwert durch die Bilder? 
Falludscha ist ein Pyrrhussieg. Die US-Truppen haben militärisch gewonnen, aber politisch, psychologisch 
verloren. Die Bilder – auch die von dem stark zerstörten Falludscha – wirken in der arabischen Welt wie eine 
Rekrutierungskampagne für neue Widerstandskämpfer. 

Das Gespräch führte Stephanie Nannen mit Otfried Nassauer 
 

 

 

 

BITS Stichwort , November 2004 

 

Europas schnelle Eingreifverbände 
Das Battlegroup-Konzept 
Otfried Nassauer 

European Battlegroups 
Die NATO schafft sich mit der NATO Response Force (NRF) eine besonders 
schnelle Eingreiftruppe. Die Europäische Union (EU) soll ähnliches erhalten 
– sogenannte Battlegroups. Geplant sind bis zu 13 besonders schnell 
verlegbare Eingreifgruppen von jeweils rund 1.500 Soldaten. Dies entspricht 
einem Battalion mit zugeordneten Kampf- und Unterstützungstruppen. Jede 

dieser Gruppen soll binnen 5-10 Tagen verlegt und vorort eingesetzt werden können. Sie soll fähig sein, sowohl 
Friedensmissionen als auch Kampfaufträge für 30 Tage autonom zu erfüllen. Bei Bedarf und bei Bereitstellung 
von Nachschub können Einsätze auf 120 Tage ausgedehnt werden. Ihr Einsatzradius soll 6.000 km betragen. 
Dies haben die EU-Verteidigungsminister am 22.November 2004 beschlossen. Erste Battlegroups für eine 
Mission sollen bereits ab Januar 2005 einsetzbar sein (anfängliche Einsatzbereitschaft – Initial Operational 
Capability), der Gesamtumfang soll bis 2007 erreicht werden (volle Einsatzbereitschaft – Full Operational 
Capability), wenn auch alle multinationale Gruppen bereitstehen. Ab 2005 soll ein einzelner Kriseneinsatz 
möglich sein, ab 2007 zumindest zwei parallele. 

In der Regel sollen die Gruppen auf Basis eines UN-Mandates und auf Anfrage der Vereinten Nationen zum 
Einsatz kommen, zum Beispiel bei Konflikten in Afrika. Ausnahmen anderer Art aber werden nicht 
ausgeschlossen. 

Die Battlegroups können auch das Anfangskontingent einer größeren und längeren Operation darstellen, das 
später von langsamer verlegbaren, größeren Kräften aus dem Bereich der Europäischen Eingreifkräfte (oder 
z.B. afrikanischen Peacekeeping-Truppen) ergänzt und abgelöst wird. Die Gruppen kommen entweder aus 
einem einzelnen EU-Staat, werden also von einer Framework-Nation geleitet oder aber werden in 
multinationaler Zusammenarbeit bereitgestellt. Angestrebt wird, dass neben in vielen Eventualfällen 
einsetzbaren Battlegroups auch solche für spezielle Umgebungen, wie z.B. Gebirgsräume, Städte, 
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Dschungelgebiete oder Wüsteneinsätze aufgestellt werden. Eine Battlegroup oder Teile davon können nur 
bereitgestellt werden, wenn geeigneter Transportraum vorgehalten und verfügbar ist, mit dem das Kontingent 
rechtzeitig am Einsatzort eintreffen kann. Dies soll mittels einer Sonderinitiative namens GAD (Global 
Approach on Deployability) gewährleistet werden. 

Die Vorgeschichte 
Auf eine Fähigkeit zu besonders schnellem Eingreifen hatte sich die EU bereits Anfang 2003 geeinigt. Die 
konkrete Idee zu den Battlegroups geht auf den britisch-französischen Gipfel im November 2003 in London 
zurück. Dort wurde eine "neue Initiative" vorgeschlagen, mit der die Europäische Union eine Fähigkeit zum 
schnellen militärischen Eingreifen entwickeln soll, um "die Vereinten Nationen kurzfristig bei 
Krisenmanagementsituationen zu unterstützen." Das Augenmerk gelte dabei insbesondere Afrika mit seinen 
vielen zerfallenden Staaten. Der Europäische Rat billigte den Vorschlag im Dezember 2003 im Grundsatz und 
Anfang 2004 legten Großbritannien, Frankreich und Deutschland einen detaillierteren Diskussionsvorschlag 
vor. Das Konzept wurde im Mai 2004 gebilligt und im November durch Zusagen nationaler Beiträge aus 21 der 
25 EU-Staaten unterfüttert. Dänemark (aus rechtlichen Gründen) und Malta (mangels Streitkräften) beteiligen 
sich nicht. Estland und Irland beabsichten, später über ihre Beiträge zu entscheiden. Norwegen leistet – obwohl 
kein EU-Mitglied – einen Beitrag im Umfang von 200 Soldaten. 

Die EU-Staaten und ihre Battlegroups 

Beteiligte Staaten Charakter ab 

Frankreich Nationale Battlegroup 2005 

Großbritannien Nationale Battlegroup 2005 

Italien Nationale Battlegroup  

Spanien Nationale Battlegroup  

Frankreich-Belgien Multinationale Battlegroup 2007 

Großbritannien - Niederlande Multinationale Battlegroup  

Deutschland–Frankreich–Belgien-Luxemburg (potentiell Spanien) Multinationale Battlegroup  

Deutschland – Österreich -Tschechien Multinationale Battlegroup 2007 

Deutschland – Polen – Slowakei – Lettland - Litauen Multinationale Battlegroup 2007 

Deutschland – Niederlande – Finnland Multinationale Battlegroup 2007 

Italien – Ungarn – Slowenien Multinationale Battlegroup 2007 

Italien – Spanien – Griechenland – Portugal Multinationale battlegroup 2007 

Finnland – Schweden – Norwegen Multinationale Battlegroup 2007 

Sonderfähigkeiten:  

Frankreich Verlegbares Hauptquartier 

Zypern Sanitätsgruppe 

Griechenland Koordinationszentrum See-Transport 

Litauen Wasseraufbereitungseinheit 

Battlegroups und NATO-Eingreiftruppe 

Konzept und militärische Fähigkeiten für die europäischen "Battlegroups" stehen in einem potentiell 
kooperativen wie potentiell konkurrenzhaften Wechselverhältnis zu den europäischen Beiträgen zur NATO-
Response Force (NRF), da alle europäischen Staaten ihre Zusagen an die Eingreifverbände der NATO und der 
EU aus dem gleichen Pool vorhandener Kräfte erfüllen müssen. Dies kann zu Konkurrenzen um die 
Verfügbarkeit von Kontingenten aber auch um deren Ausstattungsorientierung und Interoperabilität mit 
anderen NATO- oder EU-Kontingenten führen. Beide Institutionen sind darum bemüht, dieses Problem nicht 
als solches Aufscheinen zu lassen. Deutlich wird es aber bereits im Blick auf eine Einheit wie die Deutsch-
Niederländisch-Finnische Battlegroup. Finnland wirkt aus rechtlichen Gründen nicht in Operationen 
militärischer Bündnisse (NATO) mit. Gleiches gilt für die Österreich. 
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Deutschland agiert auffällig 

Unterschiedlich sind die großen europäischen Staaten das Projekt "Battlegroups" angegangen. Während 
Großbritannien und Frankreich, aber auch Italien und Spanien sich entschieden haben, jeweils eine Battlegroup 
national bzw. als Rahmennation zu stellen und darüber hinaus die Beteiligung an jeweils ein oder zwei 
multinationalen Gruppen vorzusehen, ging die Bundesrepublik einen anderen Weg: Sie beteiligt sich an vier 
multinationalen Battlegroups, gerade auch an solchen mit kleineren europäischen Staaten. Darin spiegelt sich 
wahrscheinlich nicht zuletzt eine unterschiedliche Gewichtung nationaler Souveränitätsvorbehalte hinsichtlich 
von Verteidigungsfragen unter den größeren EU-Staaten. 

 

 

 

 

 

Neues Deutschland, 27. November 2004 

 

Nach Belgrad und Tbilissi nun Kiew? 
Der Westen trug kräftig zur Polarisierung bei  
Manfred Schünemann 

Die Ereignisse in Kiew gleichen den Szenarien der Machtwechsel in Belgrad 
und Tbilissi: Massenproteste gegen Wahlfälschungen, demonstrative 
Machtansprüche der Opposition und massive Unterstützung des 
Wunschkandidaten aus dem Ausland. 

Tatsächlich machen auch Teilnehmer der Proteste keinen Hehl daraus, 
welchen Vorbildern sie folgen. Indessen überdeckt dies – ebenso wie 

Fernsehbilder und Korrespondentenberichte – die grundsätzlichen Unterschiede zwischen der Situation in der 
Ukraine und jenen in Serbien und Georgien.  

In der Ukraine verdeutlicht das Wahlergebnis – unabhängig davon, ob es Fälschungen gab oder nicht – vor 
allem die tiefe Zerrissenheit der Gesellschaft über die Kernfrage der ukrainischen Staatlichkeit: Einbindung in 
die westliche »Wertegemeinschaft« oder Erneuerung und Vertiefung der »geistig-kulturellen Gemeinschaft« 
mit Russland. Diese Grundfrage ist so alt wie das Streben nach unabhängiger ukrainischer Staatlichkeit. Die 
Differenzen zwischen den politischen, geistig-kulturellen und wirtschaftlichen Eliten über diese Grundfrage 
konnten in den letzten Jahren durch eine mehr oder weniger erfolgreiche Balancepolitik gegenüber dem Westen 
(»europäische Orientierung«) und Russland (gemeinsame Wirtschaftszone) ausgeglichen werden, so dass sich 
ein – wenn auch brüchiger – nationaler Konsens herausbildete.  

Mit dem Erstarken der national-patriotischen Oppositionsbewegung, die traditionell ihre Basis in der 
Westukraine und unter Intellektuellen hat, spitzten sich die Auseinandersetzungen um die künftige Orientierung 
jedoch schon vor den Parlamentswahlen 2002 erneut zu. Vor der Präsidentenwahl setzten beide politische 
Lager zwecks Mobilisierung des jeweiligen Wählerpotenzials auf Polarisierung: Sie verkürzten die 
Wahlentscheidung auf eine »Schicksalswahl« zwischen Ost- oder Westbindung. Das Wahlergebnis 
widerspiegelt diese Entwicklung anschaulich.  

Da beide Lager potenziell fast gleich stark sind, lassen sich eine längerfristige Konfrontation und Zuspitzungen 
nicht ausschließen. Aus einer solchen Entwicklung erwächst zumindest die Gefahr der Unregierbarkeit des 
Landes, der weiteren Verzögerung dringend erforderlicher Gesellschaftsreformen und einer Destabilisierung in 
der gesamten Region.  

Die Ukraine ist der Schnittpunkt wirtschaftlicher, politischer und geostrategischer Interessen. So ist es nicht 
verwunderlich, dass sowohl Russland als auch die USA und die Europäische Union bemüht sind, ihre 
jeweiligen Interessen durchzusetzen und politisch in der Ukraine abzusichern. In seltener Offenheit unterstrich 
das CSU-Landesgruppenchef Michael Glos am Dienstag im Bundestag, als er betonte, dass eine westorientierte 
Ukraine im deutschen Interesse liege und Deutschland daher einen westlich orientierten Präsidenten 
unterstütze.  
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Im Wahlkampf – und das setzt sich fort – blieb es aber nicht bei verbaler Unterstützung. Viktor Justschenko 
wurde finanziell, personell und logistisch massiv unterstützt, was nicht wenig zur Polarisierung im Lande 
beigetragen hat. Schon lange vor dem Wahltermin wurde die Möglichkeit fairer und freier Wahlen in der 
Ukraine angezweifelt und im Falle der Nichtwahl des Wunschkandidaten Justschenko mit Sanktionen gedroht. 
Gleichzeitig vermieden es aber sowohl Deutschland als auch die EU hartnäckig, der Ukraine eine klare 
Perspektive in der Union einzuräumen, was viele Wahlbürger offensichtlich zu der Überzeugung führte, dass 
der Platz der Ukraine wohl doch eher bei Russland liege.  

Während die EU-Staaten vor allem ein wirtschaftliches Interesse an der Ukraine haben, kommen bei den USA 
strategische Überlegungen hinzu. Eine Einbindung der Ukraine in die NATO würde den Zugriff Russlands auf 
das Potenzial der Ukraine weitgehend einschränken und seinen Einfluss im postsowjetischen Raum weiter 
reduzieren. Eine solche Entwicklung, die den russischen Interessen naturgemäß widerspricht, wollte und will 
Russland möglichst verhindern. Deshalb wurde – ebenfalls mit allen Mitteln – Ministerpräsident Viktor 
Janukowitsch unterstützt, der als Garant für Kontinuität im russisch-ukrainischen Verhältnis steht. Für 
Wladimir Putin kommt hinzu, dass er sich innenpolitisch einen »Verlust« der Ukraine nicht leisten kann, da das 
als (weiteres) Zugeständnis an den Westen gewertet würde.  

Die weitere Entwicklung hängt vor allem von der Bereitschaft beider Machtgruppierungen zum Kompromiss 
ab. Ein solcher Kompromiss könnte neben einer Überprüfung der Wahlergebnisse auch eine Verlängerung der 
Amtszeit des derzeitigen Präsidenten Leonid Kutschma und die Verabschiedung der Verfassungsreform zur 
Einschränkung der Machtbefugnisse des künftigen Präsidenten zum Inhalt haben. Der Zeitraum für die jetzt 
festgelegte Prüfung der Einsprüche gegen das Wahlergebnis durch das Oberste Gericht könnte für eine solche 
Kompromissfindung genutzt werden.  

Im Moment scheint aber die Juschtschenko-Opposition – bestärkt durch die Haltung des Westens – dazu nicht 
bereit zu sein. Zumindest deuten die Umwandlung der Wahlstäbe der Justschenko-Partei in parallele 
Verwaltungsstrukturen, die Blockade von Regierungsbehörden und die Forderung nach Rücktritt der Regierung 
auf die Absicht einer sofortigen Machtübernahme unter Umgehung der Verfassung hin. Verantwortungsvolles 
politisches Handeln muss aber im Interesse eines friedlichen Ausgangs des Machtkampfes vor allem darauf 
gerichtet sein, eine Lösung des Konflikts auf der Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung durchzusetzen. 
Dazu können die EU, die OSZE und andere Gremien einen wesentlichen Beitrag leisten, wenn sie auf einseitige 
Parteinahme verzichten und auch die Wahlentscheidung der Bevölkerung in der Ostukraine berücksichtigen. 
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Rückblick & Ausblick 
 
Die Rubrik "Rückblick & Ausblick" ist dieses Jahr zum ersten Mal im Querschnitt zu finden. Hier 
wollen wir kurz Veranstaltungen präsentieren, die wir im Jahr 2004 organisiert und durchgeführt 
haben oder die auf Konzepte von BITS zurückgehen. Zum Teil werden diese uns auch noch im Jahr 
2005 beschäftigen, was den Begriff Ausblick erklärt. Anregungen und Ideen für kommende 
Veranstaltungen sind jederzeit willkommen. 
 

 
 

 

25 Jahre -  NATO Doppelbeschluss 
Ausstellung & Podiumsdiskussion im Haus der Geschichte Baden-Württemberg 

 

 
Der 12. Dezember 1979 ist ein Datum, das die Bundesrepublik Deutschland nachhaltig veränderte. An 
diesem Tag vor 25 Jahren beschloss die NATO die Stationierung von 464 Marschflugkörpern und 108 
Pershing II Raketen in Westeuropa. Daraufhin entwickelte sich in Deutschland eine Protestbewegung 
bis dato unbekannten Ausmaßes. Politiker, Umweltschützer, Intellektuelle und Soldaten stehen auf 
einmal Seite an Seite. Unvergessen als im Oktober 1981 über 350.000 Menschen im Bonner 
Hofgarten zur damals größten Demonstration der Bundesrepublik zusammen kommen. Als U.S.- 
Präsident Reagan ein Jahr später Deutschland besucht, gehen in Berlin über 500.000 Bürger auf die 
Straße, um gegen dessen Aufrüstungspolitik aufzubegehren. 

Die Grünen sind aus dieser Bewegung entstanden, die 
Friedensbewegung hat sich in dieser Zeit formiert und eine 
neue Art des Protestes entstand. Atomgegner übten sich in 
zivilen Ungehorsam - mit prominenter Unterstützung. Oskar 
Lafontaine und Heinrich Böll nahmen an einer 
Blockadeaktion an der Raketenbasis Mutlangen teil; der 
Grünen-Bundestagsabgeordnete und Ex-General Gert 
Bastian wird bei der Sitzblockade des Militärflughafens 
Bitburg von der Polizei weggetragen; Günther Grass und der 
Drehbuchautor Volker Schlöndorff beteiligen sich an der 
"Umzingelung" der US-Kaserne in Schwäbisch-Gmünd ..... 

Mit der geplanten Stationierung von Atomraketen in 
Mutlangen und Waldheide bei Heilbronn war Baden-
Württemberg ein Mittelpunkt der Ereignisse. Grund genug 
zum 25. Jahrestag im neu eröffneten Haus der Geschichte 
Baden-Württemberg die Sonderaustellung "Zerreißprobe 
Frieden - Baden-Württemberg und der NATO-Doppel-
beschluss" zu planen. Im Zuge der Vorbereitungen kam das 
Haus der Geschichte auch auf  BITS zu.  

BITS konnte dank seines umfangreichen Archivs helfen und stellte zahlreiche Originaldokumente als 
Leihgabe zur Verfügung. Wer jemals in den Räumen von BITS war und sich fragte, ob die 
zahlreichen Ordner und archivierter Dokumente wirklich aufbewahrt werden müßen, sollte diese 
Frage jetzt den Machern der Ausstellung stellen. Sie waren sicher froh, dass sie bei ihrer mühsamen 
Suche nach Exponaten auf das BITS-Archiv gestoßen sind. 

BITS war aber nicht nur bei der Gestaltung der Ausstellung behilflich, sondern konnte dank seiner 
guten Kontakte auch die Podiumsdiskussion "Neu Nachdenken über die Nachrüstung. Kontrahenten 
von damals - heute im Gespräch" für das Rahmenprogramm organisieren.  

Nachfolgend zur weiteren Information Auszüge aus den Pressemeldungen des Hauses für Geschichte 
zur Ausstellung und zur Abendveranstaltung: 
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Pressemitteilung Nr. 07/2004         21. April 2004  

Zerreißprobe Frieden – 
Baden-Württemberg und der NATO-Doppelbeschluss 

Haus der Geschichte Baden-Württemberg zeigt Sonderausstellung vom 23. April bis zum 3. Oktober 2004  

STUTTGART: Am, Donnerstag, 22. April, 19.00 Uhr, eröffnen Prof. Dr. Peter Frankenberg, Minister für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst, Dr. Thomas Schnabel, Leiter des Hauses der Geschichte, und Dr. Paula Lutum-Lenger, Ausstellungsleiterin des Hauses, die 
Sonderausstellung “Zerreißprobe Frieden - Baden-Württemberg und der NATO-Doppelbeschluss”. Die Ausstellung ist dann bis zum 3. 
Oktober 2004 im Haus der Geschichte zu sehen. 

Mit seiner ersten eigenen Sonderschau erinnert das Haus der Geschichte an die Auseinandersetzung um die Nachrüstung und 
Stationierung von Atomraketen in Mutlangen sowie auf der Waldheide bei Heilbronn. Die Geschichte hinter Begriffen wie "NATO-
Doppelbeschluss", "Pershing II", "Menschenkette" oder "Prominentenblockade” ist ganz zentral für die Geschichte Baden-
Württembergs und bewegte seinerzeit die Menschen im Land wie nur wenige Ereignisse. Mit der Frage der Raketenstationierung stand 
Baden-Württemberg Anfang der 1980er Jahre im Mittelpunkt des Ost-West-Konflikts. 

Die Ausstellung nimmt unterschiedliche Fragestellungen auf: Was waren damals die Beweggründe der NATO-Partner und der 
Bundesregierung, Atomwaffen in Deutschland installieren zu lassen? Was brachte Hunderttausende von Bürgern auf die Straße, um dies 
zu verhindern? Anhand von zahlreichen Originalobjekten, vielen Fotos und Filmen spannt "Zerreißprobe Frieden" auf rund 500 
Quadratmetern einen Bogen von der Verabschiedung des NATO-Doppelbeschlusses 1979 in Brüssel über die Demontage der Waffen 
1991 bis zur Gegenwart.  

Thomas Schnabel, Leiter des Hauses, freut sich, dass das Haus der Geschichte nunmehr auch mit eigenen Sonderausstellungen sein 
Profil als attraktiver Anbieter von Landesgeschichte weiter schärfen kann: “Die Besucherinnen und Besucher werden bei “Zerreißprobe 
Frieden” sehen und erfahren, wie spannend auch die jüngste Geschichte unseres Landes ist.” 

Paula Lutum-Lenger, Ausstellungsleiterin, betont: “Wir bleiben unserer Ausstellungsphilosophie treu. Spannende Inszenierungen, 
Originalobjekte, die Geschichten erzählen, und der Einsatz unterschiedlicher Medien lassen die Besucherinnen und Besucher einmal 
mehr eintauchen in das Erlebnis Landesgeschichte.” 
Befürworter und Gegner, Polizei und Militär unterstützen die Ausstellung großzügig mit Leihgaben. Konzipiert wurde die Ausstellung 
vom Haus der Geschichte Baden-Württemberg, in Szene gesetzt hat sie der Stuttgarter Ausstellungsgestalter Marcel Keller. Zur 
Ausstellung gibt es ein Begleitbuch. 

 
 

Pressemitteilung Nr. 28/2004        27. August 2004  

 
Zeitzeugengespräche werden fortgesetzt 

Lothar Späth und Hans Apel im Haus der Geschichte – 
Podiumsgespräch am 7. September und Matinee am 12. September – 

 
STUTTGART: Das Haus der Geschichte setzt 
seine neue Veranstaltungsreihe “Zeitzeugen im 
Haus der Geschichte” in der zweiten 
Septemberwoche fort. Nach dem erfolgreichen 
Start der neuen Reihe vor den Sommerferien 
kündigt Dr. Thomas Schnabel, Leiter des Hauses 
der Geschichte, nun zwei weitere Höhepunkte 
an: “Unsere nächsten Zeitzeugen sind der 
ehemalige Bundesverteidigungsminister Hans 
Apel und unserer früherer Ministerpräsident 
Lothar Späth.” Die prominenten Zeitzeugen 
berichten über politische Hintergründe und über 
persönliche Erfahrungen, die sie damals in den 
Auseinandersetzungen um die Nachrüstung 
gemacht haben. Das Haus der Geschichte hat 
diese Auseinandersetzung in seiner Sonder-
ausstellung “Zerreißprobe Frieden. Baden-
Württemberg und der NATO-Doppelbeschluss” 
thematisiert.  

In einem Podiumsgespräch am 7. September diskutiert Hans Apel mit weiteren kompetenten Zeitzeugen das Thema: “Neu Nachdenken 
über die Nachrüstung. Kontrahenten von damals - heute im Gespräch”. Teilnehmer des sicherlich aufschlussreichen Gesprächs sind 
neben Ex-Verteidigungsminister Hans Apel, Heinrich Buch, Oberst im Generalstab a. D., Otfried Nassauer, Leiter des 
Informationszentrums für Transatlantische Sicherheit in Berlin, und Gerd Greune vom Institute for international assistance and 
solidarity in Brüssel. Die Diskussionsleitung hat der bekannte Autor, Moderator und Kabarettist Peter Grohmann übernommen. 
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Energie – Sicherheit - EnergieSicherheit 
Mit neuen Energien zu mehr Sicherheit? 

Eine begleitende Veranstaltung zur Internationalen Konferenz über erneuerbare Energien "Renewables 2004" 
 

Veranstaltung in Kooperation mit der DGVN und BICC, 03. Juni 2004, Bonn 

Anfang des Jahres 2004 haben wir gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen (DGVN) und dem Internationalen Konversionszentrum Bonn (BICC) ein Konzept für einen 
internationalen Workshop entwickelt. Im Rahmen der internationalen Konferenz über erneuerbare 
Energien "Renewables 2004" in Bonn wollten wir uns in einer begleitenden Veranstaltung mit der 
Frage "Energie - Sicherheit – Energiesicherheit - Mit neuen Energien zu mehr Sicherheit?" 
beschäftigen. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung gab uns 
Anfang Mai die Genehmigung für das Projekt.  

Die Diskussion über den Irakkrieg belegte 2004 eine altbekannte Erfahrung. In Krisenzeiten wird 
besonders deutlich, wie groß die globale Abhängigkeit von den endlichen fossilen Energieträgern Gas 
und Öl ist, die vorrangig in den Krisenregionen der Erde gefördert werden. In Krisenzeiten taucht die 
Frage auf, ob wir uns aus dieser Abhängigkeit lösen können. Mit dem Workshop „Energie-Sicherheit-
EnergieSicherheit“ wollten BICC, BITS und DGVN die Diskussion angestoßen, ob ein systematischer 
Ausbau der erneuerbaren Energien und die Nutzung neuer Energietechnologien die Abhängigkeit  von 
Öl und Gas reduzieren  können. Die These der Veranstalter lautete: Investitionen in erneuerbare 
Energien und  neue Energietechnologien sind Investitionen in unsere Sicherheit. Sie können weltweit 
zu Konfliktprävention und nachhaltiger Entwicklung beitragen. Je früher diese Investitionen getätigt 
werden, desto wirksamer sind sie.   

Trotz der kurzen Vorbereitungszeit von nur vier Wochen, ursprünglich waren wir im Projektantrag 
vom doppelten zeitlichen Vorlauf ausgegangen, gelang es uns am 03. Juni 2004 in den Räumen von 
BICC eine Anzahl kompetenter Fachleute aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft 
sowie aus den Bereichen Energie-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik zu versammeln. Diese 
beschäftigten sich in dem englisch-sprachigen Workshop mit den Themen: 

Energie und Sicherheit – Interdependenzen 
• Angebot und Nachfrage – Energieszenarien der Zukunft 
• Herausforderungen für die klassische Sicherheitspolitik 
• Risiko „verwundbare Infrastruktur“ 
• Wie riskant ist die traditionelle Energiegiesicherheitspolitik? 

Energie und Sicherheit – Das Beispiel Asien 
• Südwestasien und Zentralasien – Die Energielieferanten 
• Ostasien, Südwestasien, Südasien – Die Verbraucher 

Mit neuer Energie zu mehr Sicherheit? – Optionen einer neuen Energie- Sicherheitspolitik 
• Was können neue Energien und neue Technologien wirklich leisten? 
• Wo und wie ansetzen? In der entwickelten oder in der sich entwickelnden Welt? 
• Die Möglichkeiten nationaler Politik 
• Die Möglichkeiten internationaler Politik 

Erste Ergebnisse des Workshops wurden im direkten Anschluß daran bei einer Podiumsdiskussion im 
Hotel Bristol der Öffentlichkeit vorgestellt. An der Diskussionsrunde beteiligten sich: 

§ Hans-Josef Fell, MdB, Bündnis 90/Die Grünen 
§ Dr. Roland Kästner, Zentrum für Analysen und Studien der Bundeswehr 
§ Dr. Wolfgang Sachs, Wuppertaler Institut für Klima, Umwelt und Energie 
§ Dr. Hermann Scheer, MdB, SPD 

Das Thema Energiesicherheit wird uns auch 2005 beschäftigen. In Kooperation mit der DGVN wurde 
das Projekt erweitert. Bis Mitte 2005 soll nun eine Broschüre erarbeitet werden, mit der die Thematik 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden soll.  
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Der Balkan 2005 
Probleme - Perspektiven -  Lösungsansätze  

 

Veranstaltung in Kooperation mit der Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin, 09. Dezember 2004 
 
Viel spricht dafür, dass 2005 ein wichtiges, vielleicht sogar entscheidendes Jahr für die Zukunft des 
Balkans wird. BITS hat deshalb für die Heinrich Böll Stiftung im Dezember eine Abendveranstaltung 
organisiert. 

In Bosnien will die Europäische Union mit der Mission ALTHEA den SFOR-Einsatz der NATO 
ablösen und damit ihre erste größere Friedensmission im Rahmen der sich entwickelnden ESVP 
aufnehmen. Zugleich jährt sich 2005 der Dayton- Vertrag zum zehnten Mal. 

Für den Kosovo sollen in 2005 Gespräche über den endgültigen völkerrechtlichen Status der Provinz 
beginnen - so wurde es während der Verhandlungen zur Beendigung des Kosovokrieges vereinbart. 

In Makedonien, dem dritten Konfliktherd des Balkans, ist man mit der Zurückweisung des 
Volksbegehrens gegen die Reform der Gebietskörperschaften gerade nochmal an einer größeren 
politischen Krise vorbeigeschrammt.  

Mitwirkende: 
Dr. Bujar Bukoshi, Vorsitzender der Neuen Partei des Kosovo, Pristina 
Dr. Azra Dzajic, Heinrich-Böll- Stiftung, Leiterin Regionalbüro Südosteuropa, Sarajevo 
Prof. Michael Daxner, Universität Oldenburg, ehem. Koordinator der UNMIK für den Bildungsbereich im Kosovo 
Dr. Peter Lock, European Association for Research in Transformation, Hamburg 
OTL a.D. Peter Matthiesen, ehemals Militärattaché Deutschlands in Makedonien 

Über 100 Menschen besuchten die Veranstaltung in den Räumen der Heinrich Böll Stiftung. Die 
Diskussion machte deutlich, dass bis zum jetztigen Zeitpunkt für keinen der Balkankonflikte eine 
ausreichend wirksame und vor allem wirtschaftlich tragfähige Gesamtkonzeption entwickelt wurde. 
 

 

 
 

Internationales Einstein Jahr 2005 
E=mc² -  Einstein, ein moderner, couragierter Citoyen  

 

 

Der "Bürger Einstein" 
Die UNESCO hat das Jahr 2005 zum "Weltjahr der Physik" erklärt. Damit wird vor allem Albert 
Einstein gewürdigt, der vor 100 Jahren mit der Veröffentlichung von fünf wissenschaftlichen Arbeiten 
das Weltbild der Physik grundlegend verändert hat. Die Bundesregierung hat das Jahr 2005, in das 
auch Einsteins 50. Todestag fällt, zum Einsteinjahr ausgerufen.  

Doch Albert Einstein war nicht nur ein genialer Physiker, der mit seinen Entdeckungen unser aller 
Leben noch heute beeinflusst. Er war auch ein zutiefst politisch und gesellschaftlich denkender und 
handelnder Mensch, ein Querdenker, der sich einmischte und immer wieder mit seinen 
Stellungnahmen Aufmerksamkeit erregte. BITS hat deshalb gemeinsam mit INES ein Konzept 
entwickelt, um 2005 nicht nur den Physiker Einstein zu würdigen, sondern auch den "Bürger 
Einstein".  

Das Jahr 2005 eignet sich dafür besonders gut. In diesem Jahr jährt sich das Ende des 2. Weltkrieges 
zum 60-mal. Das gleiche gilt für die Atombombenabwürfe von Hiroschima und Nagasaki, die 
Gründung der Vereinten Nationen und die Verabschiedung der UN-Charta. 2005 findet die nächste 
Überprüfungskonferenz des nuklearen Nichtverbreitungsvertrages statt und das Einstein-Russell-
Manifest, aus dem die Gründung der internationalen Wissenschaftlerbewegung Pugwash hervorging, 
wird 50 Jahre alt.  
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BITS hat deshalb in Zusammenarbeit mit INES 2004 einen internationalen Appell initiiert, der dazu 
aufruft, sich im Einsteinjahr 2005 auch mit dem politisch engagierten Bürger Einstein zu befassen. 
Mehr als 100 Prominente unterstützen den Appell, darunter über 30 Nobelpreisträger, viele Träger des 
alternativen Nobelpreises, Wissenschaftler und engagierte Abrüstungsbefürworter. 

"Nobelpreisträger rufen auf zum Internationalen Einstein-Jahr 2005" 
Diese Überschrift haben wir für die Einladung zur Pressekonferenz gewählt, auf der wir dieses Projekt 
vorgestellt haben. Ein historischer Ort  für diese Veranstaltung war schnell gefunden: die Archenhold-
Sternwarte in Berlin Treptow. Hier hatte Einstein vor 89 Jahren einen öffentlichen Vortrag über die zu 
diesem Zeitpunkt noch unveröffentlichte allgemeine Relativitätstheorie gehalten. Einen besseren Ort 
konnte man nicht finden. Die Natur selbst drängte das Datum für die Pressekonferenz auf: der 08. Juni 
2004. Der Tag, an dem sich die Venus zwischen die Erde und der Sonne schob. Der Tag des 
Venustransits, ein Ereignis das zuletzt am 06. Dezember 1882 zu beobachten war. Also wahrlich der 
beste Rahmen um Aufmerksamkeit für dieses Projekt zu erzeugen. 

Zur Einstimmung auf das Einsteinjahr veranstaltete das BITS im Oktober einen Abende mit einen 
Zeitzeugen. 

"Einstein verschlang wie ein Scheunendrescher Spargel und Erdbeeren" 
Das fand Prof. Peter Plesch als Kind sehr ungerecht – hatten die Eltern ihm doch beigebracht, Maß zu 
halten. Doch wenn sein Vater, Arzt und Freund Einsteins, zum Essen in die Villa Lemm an der Havel 
eingeladen hatte, war dieser Einstein zu Gast und fraß wie ein Scheunendrescher!  

Das ist eine von vielen kleinen Anekdoten, die der 86 jährige Peter Plesch bei der Veranstaltung zum 
besten gab. Verteilt über das ganze Jahr 2004 hatte Ulm, Einsteins Geburtsstadt, mit vielen Aktionen 
und Veranstaltungen seinen berühmten Bürger geehrt. Einstein wurde vor 125 Jahren geboren. Die 
Landesvertretung von Baden-Württembergs in Berlin war deshalb gerne Gastgeber unserer 
Veranstaltung, an der sich auch der Tagesspiegel und die Urania-Berlin  beteiligten.  Mit von der 
Partie war auch Jürgen Neffe, Autor einer 2005 erscheinenden Einstein Biografie. Höhepunkt des 
Abends aber war zweifellos Prof. Peter Plesch mit seinen Erzählungen. Der Sohn des Einstein Arztes 
Janos Plesch holte humorvoll verpackte Erinnerungen an Einsteins Berliner Jahren aus seinem 
Gedächtnis. Die Nähe seiner Familie zu Einstein trug dazu bei, dass auch die jüdische Familie Plesch 
bereits 1933 nach England flüchtete, wo Peter Plesch heute noch lebt. Er erzählt fesselnd von der Zeit 
als Einstein häufig zu Gast im Gartenhaus der elterlichen Villa war. Schon damals bekam Plesch von 
seinem Vater vermittelt, dass Einstein irgendetwas wichtiges mit seinem Kopf tat. Als 
Verhaltensregeln galt: "Wenn er Euch anspricht, dann redet mit ihm, wenn er mit Euch Ball spielen 
will, dann spielt mit ihm. Wenn er spazieren geht und die Hände auf dem Rücken hat, dann lasst ihn 
in Ruhe, dann denkt er!" 

Wunderbare Erinnerungen aus Plesch's Kindheit in Gatow, wo Einstein oft zu Gast war. Hier hoffte 
Einstein "Zuflucht zu finden, vor allem was ihm belästigte, inklusive seiner Frau Elsa". Zwischen 
Peter Pleschs Erzählungen und Jürgen Neffes Lesungen  haben wir die Gelegenheit genutzt, um den 
Besuchern das Konzept "Bürger Einstein" und das Künstler-Projekt "WeltBilder" vorzustellen. Zudem 
gaben die Veranstalter der am 28. Februar in Berlin beginnenden Einstein Ausstellung einen kurzen 
Ausblick auf dieses Ereignis. Lieder aus den 20er und 30er Jahren rundeten den Abend ab. 

Und wenn Sie sich fragen, wie gerade BITS und Peter Plesch zueinander fanden – es ist eine 
Geschichte wie sie das Leben schreibt. Peter Plesch ist der Vater von Daniel Plesch. Und Daniel 
Plesch war lange Jahre Direktor von BASIC, der britisch-amerikanischen Partnerorganisation von 
BITS. So einfach ist das also. 

Auch 2005 wird der Bürger Einstein die Arbeit von BITS mitprägen. Derzeit arbeiten wir an mehreren 
Veranstaltungen. Hier nur ein Beispiel: Voraussichtlich im Herbst 2005 wollen wir in Kooperation 
mit der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen eine Veranstaltung zu deren 60jährigem 
Bestehen vorbereiten. Auch dieses Ereignis hat eine Verbindung zu Einstein. Denn der Vorläufer der 
Vereinen Nationen, der Völkerbund, verbreitete einen Briefwechsel Einsteins mit Freud in den 30er 
Jahren als Memorandum. 
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Wer Lust auf mehr bekommen hat, den laden wir gerne ein, unsere Homepage unter 
http://www.einstein.bits.de zu besuchen. Dort ist dann aktuell zu finden, wie man dabei sein kann – 
wie man mitmachen kann - beim internationalen Einstein Jahr 2005. Wir freuen uns darauf! 

 

 

Unterzeichner des Aufrufs zum Internationalen Einstein Jahr 2005: 

  Träger alternativer Nobelpreis & 
Auswahl Nobelpreisträger:   WissenschaftlerInnen (Auswahl):  
Oscar Arias, (Frieden, 1987), Costa Rica 

Prof. Dr. Hans Bethe, (Physik, 1967), USA 

Prof Dr. Arvid Carlsson, (Medizin, 2000), Schweden 

Prof. Dr. Paul Crutzen, (Chemie, 1995), 
Deutschland/Niederlande 

Prof. Dr. Manfred Eigen, (Chemie, 1967) Deutschland 

Prof. Richard R. Ernst, (Chemie, 1991), Schweiz 

Adolfo Perez Esquivel, (Frieden, 1980), Argentinien 

Prof. Dr. Vitaly Ginzburg, (Physik, 2003), Russland 

Mikhail Gorbachow, (Frieden, 1990), Russland 

International Physicians for the Prevention of 
Nuclear War (IPPNW), (Frieden, 1985) 

Internationales Friedensbüro (IPB), (Frieden, 1910) 

Seine Heiligkeit Dalai Lama, (Frieden, 1989), Indien 

Prof. Dr. Rita Levi- Montalcini, (Medizin, 1986), 
Italien 

Prof. Dr. Masahashi Koshika, (Physik, 2002), Japan 

Prof. Dr. Erwin Neher, (Medizin/ Physiologie, 1991), 
Deutschland 

Prof. Dr. Joseph Rotblat, (Frieden, 1995), UK 

Prof. Dr. Jacques Steinberger, (Physik, 1988), 
CERN, Schweiz 

Prof. Dr. Joseph H. Taylor, (Physik, 1993), USA 

Bishop Desmond Tutu, (Frieden; 1984); Südafrika 

Robert O. Muller, Thomas Gebauer, Mitbegründer 
der "Internationalen Kampagne zum Verbot von 
Landminen", (Frieden, 1997), USA/Deutschland 

International Physicians for the Prevention of 
Nuclear War (IPPNW), (Frieden, 1985) 

 Prof. Dr. Johan Galtung, 1987, Norwegen 

Dr. David Lange, 1983, Neuseeland 

Beisel Lemke, 2000, Türkei 

Dr. Hermann Scheer, 1999, Deutschland 

Mycle Schneider, 1997, Frankreich 

Dr. Jakob von Uexküll, Gründer des Alternativen 
Nobelpreises, Schweden/Deutschland 

Dr. Alla Yaroshinskaja, 1992, Russland 

Prof. Dr. Josef Altshuler 

Ernesto Cardinal 

Prof. Dr. Ana-Maria Cetto 

Ambassador Jayantha Dhanapala 

Prof Dr. John Kenneth Galbraith 

Prof. Dr. Gerd Harigel 

Prof. Dr. Matthias Kreck  

Prof. Dr. Jiri Matousek  

Prof. Dr. Phil Morrison 

Prof. Dr. Hitoshi Ohnishi, 

Prof. Dr. Luis de la Pena Averbach  

Prof. Dr. Hugo Perez 

Prof. Dr. Peter H. Plesch 

Prof. Dr. Horst–Eberhard Richter 

Prof. Dr. Fernando de Souza Barros 

Prof. Dr. Joseph Stachel 

Prof. Dr. Joseph Weizenbaum 

Prof. Dr. Carl-Friedrich von Weizsäcker 

Prof. Dr. Herbert Wulf 
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Rückmeldungen: 
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Seite 69: 
Oben: "Ich weiß nicht was soll es bedeuten ..." – Teil 1 
Unten: Manche Meldungen beruhen auf Informationen von BITS – auch wenn es nicht extra erwähnt wird (Spiegel Nr.39) 

Seite 70: 
Oben: Otfried Nassauer als Fotomodel, gesehen auf der Webseite vom "Neuen Deutschland" 
Unten: "Ich weiß nicht was soll es bedeuten ..." – Teil 2 
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